




































1) Vierteljahreswerte: Saisonbereinigung nach dem Census-Verfahren
X-12-ARIMA.– 2) Zahlenangaben: Veränderung gegenüber dem Vor-
jahr in vH.

Voraussichtliche Wirtschaftsentwicklung1)
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Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts
und des Handelsvolumens in der Welt
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Quelle: IWF
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a) Eigene Schätzung aufgrund von Angaben internationaler und na-
tionaler Institutionen.

Veränderung gegenüber dem Vorjahr
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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und der
Beitrag der Verwendungskomponenten

Jahr 20021)

Private
Konsum-
ausgaben

Konsum-
ausgaben
des Staates

Bruttoanlage-
investitionen

Außenbeitrag

Vorratsver-
änderungen4)

Bruttoinlands-
produkt2)

Vereinigte Staaten

1) Eigene Schätzung aufgrund von Angaben internationaler und nationaler In-
stitutionen.– 2) – 3) Zur Verän-Veränderung gegenüber dem Jahr 2001 in vH.
derung des Bruttoinlandsprodukts.– 4) Einschließlich Nettozugang an Wert-
sachen.

Japan

Euro-Raum ohne Deutschland

Deutschland

-2 -1 1 2 30

in Prozentpunkten
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Beitrag der Verwendungskomponenten3)

















Bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit an den Ursachen ansetzen

Eine Wirtschaftspolitik für mehr Beschäftigung und weniger Arbeitslosigkeit muss an den Ursachen des Problems anset-
zen. Der Sachverständigenrat entwickelt ein aus drei Komponenten Programm für den Arbeitsmarktbestehendes :
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Komponente I

Nachfrage nach
Arbeitskräften
stärken

Komponente II

Anspruchslöhne
senken, den Niedrig-
lohnbereich ausbauen

Programmpunkte
7 9bis

Komponente III

Mehr Flexibilität
herstellen, Abstim-
mungsmechanismen
verbessern

Programmpunkte
10 12bis

Baustein 2
Arbeitlosenhilfe
in Sozialhilfe
integrieren

Programmpunkt 8

Baustein 1
Bezugsdauer des
Arbeitslosengelds
auf 12 Monate
reduzieren

Programmpunkt 7

Baustein 3
Sozialhilfe
reformieren

Programmpunkt 9

Programmpunkte
5 und 6
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0

1) Zu den Einzelheiten siehe Kasten 11, Seiten 254 ff.





Systemimmanente
Reformen

Reformen im Gesundheitswesen entschlossen anpacken

Bei den Sozialversicherungen besteht der größte Handlungsbedarf gegenwärtig in der Gesundheitspolitik. Der Sachver-
ständigenrat entwickelt einerseits ein aus systemimmanenten Maßnahmen bestehendes Reformpaket; aufgezeigt wer-
den andererseits aber auch zwei weiterführende konzeptionelle Reformstrategien.

Einnahmeseitige
Maßnahmen

Keine diskretionäre
Ausweitung der Bei-
tragsgrundlagen

Programmpunkt 17

Konzeptionelle
Reformstrategien

Ausgabenseitige
Reformen

Dazu zählen: Praxisge-
bühren einführen, Leis-
tungskatalog der Ge-
setzlichen Krankenver-
sicherung überprüfen;
Arzthonorierung ändern;
Arzneimittelvertrieb
liberalisieren; mehr
Vertragsfreiheit für die
gesetzlichen Kranken-
kassen zulassen
Programmpunkte 13 bis 16

Systemwechsel I

Umstieg zu umlage-
finanzierten Kopf-
prämien

Programmpunkt 18

Systemwechsel II

Umstieg zur
Kapitaldeckung;
zuvor Portabilität
von Alterungsrück-
stellungen sicher-
stellen

Programmpunkt 19
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Budgetbeschränkung der Gebietskörperschaften:

Finanzpolitik in den Dienst von Beschäftigung und Wachstum stellen

Vordringliche Aufgabe des Staates muss es sein, wachstums- und beschäftigungsfreundliche Rahmenbedingungen zu setzen.
Nur dann können sich unternehmerische Aktivitäten entfalten; nur dann sind die Entscheidungen der privaten Haushalte über
Arbeitsangebot und Ersparnisbildung mit den gesamtwirtschaftlichen Zielen kompatibel. Handlungsbedarf besteht bei den
staatlichen Ausgaben, den Steuern und der staatlichen Verschuldung.

Staatsaufgaben zu Gunsten
privater Aktivitäten zurück-
führen und staatliche Aus-
gaben gleichzeitig in Rich-
tung öffentlicher Investitions-
tätigkeit umschichten

Programmpunkt 2

Steuersätze weiter senken;
Integration von Einkommens-
und Unternehmensbesteue-
rung anstreben

Programmpunkt 1

Staatliche Verschuldung
senken und so Wachstums-
kräfte stärken und zukünftige
Generationen entlasten

Programmpunkte 3
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Ausgaben Einnahmen Finanzierungssaldo— =

und 20

(ohne Nettokreditaufnahme)











1) Den Messziffernreihen liegen saisonbereinigte Daten in Landes-
währung mit unterschiedlichen Preisbasen zugrunde: EU-15 in
Preisen und Kaufkraftparitäten von 1995; Japan in Preisen von
199 ; Vereinigte Staaten in Preisen von 1995 6.– a) Für Japan ab
3. Vierteljahr, für Vereinigte Staaten 4. Vierteljahr eigene Schät-
zung.

Quelle für Grundzahlen: OECD

Entwicklung des realen Bruttoinlandsprodukts
in ausgewählten Industrieländern1)
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Zusammenhang zwischen ausgewählten Indikatoren und realwirtschaftlicher Aktivität
in den Vereinigten Staaten

1) ndex (PMI) für das Verarbeitende Gewerbe des Institute for Supply Management (ISM): Ein Wert von über 50 deutet imNationaler Einkaufsmanageri Allge-
meinen auf eine zunehmende Aktivität hin . 2) Veränderung gegenüber dem Vorquartal auf Jahresrate umgeim Verarbeitenden Gewerbe . Saisonbereinigt – -
rechnet . 3) In sen von 1996. 4) Indexaus saisonbereinigten Werten – Prei – derdes Conference Board, Erwartungskomponente. Saisonbereinigt.– 5) Zinssatz
langfristige Staatsanleihen ( 10 Jahre) abzüglich Federal Funds Rate. 6)n Laufzeit: – Gegenüber dem Mittelwert des Vorquartals; -Index.Standard-&-Poor’s-500

Quellen: BEA, ISM, Standard & Poor´s, The Conference Board
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Veränderung der Aktienkurse6)
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Konjunkturindikatoren für den Euro-Raum
Saisonbereinigt

Durchschnitt 1991 bis 2001

Kapazitätsauslastung4)

Vertrauensindikatoren1)

Indikator des Vertrauens in der
Verarbeitenden Industrie2)

Indikator des
Verbraucher-
vertrauens3)

Durchschnitt für die Verarbeitende Industrie 1991 bis 2001

Durchschnitt für das Verbrauchervertrauen 1991 bis 2001

1) Saldo zwischen dem jeweiligen Prozentsatz der positiven und ne-
gativen Antworten.– 2) Arithmetisches Mittel aus den Indikatoren:
Produktionsaussichten, Fertigwarenlager und Auftragsbestand.–
3) Der Indikator entspricht dem arithmetischen Mittel der Ergebnisse
auf fünf Fragen, nämlich der zwei Fragen über die finanzielle Lage
der Haushalte (jeweils in den letzten und den nächsten 12 Monaten),
der zwei Fragen über die allgemeine Wirtschaftslage (jeweils in den
letzten und den nächsten 12 Monaten) und der Frage nach den
größeren Anschaffungen.– 4) Nach Befragung der Unternehmen in
der Verarbeitenden Industrie.

Quelle: EU
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Entwicklung der Verbraucherpreise und der Kerninflation im Euro-Raum1)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr
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HVPI, insgesamt (100)
HVPI ohne Energie (91,4)

HVPI ohne Energie, Nahrungsmittel,
Alkohol und Tabak (71,0)

HVPI ohne Energie und
unbearbeitete Nahrungsmittel
(83,3)

1) Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI) insgesamt beziehungsweise ohne schwankungsanfällige Teilkomponenten 1996=100; Angaben in Klammern:
Wägungsgewichte in vH für das Jahr 2002.

Quelle: EU
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Entwicklung der Verbraucherpreise in Ländern des Euro-Raums1)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr

Irland

Niederlande

Euro-Raum

Griechenland

Deutschland

Frankreich

1) Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI), 1996=100.– 2) Ab 2001 einschließlich Griechenland (EU-12).
Quelle: EU

2)
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Entwicklung der Erzeugerpreise im Euro-Raum und des Preises für Rohöl am Weltmarkt

Erzeugerpreise1)

(linke Skala)
Rohölpreis2)

(rechte Skala)

1) Gesamtindex der industriellen Erzeugerpreise (ohne Baugewerbe); 1995=100. .– 2) Weltmarktpreis für Rohöl,Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH
Brent.

Quelle: EU, IMF
SR 2002 - 12 - 0627

vH US $/Barrel



65

70

75

80

85

90

95

105

100

Log. Maßstab
1. Woche 1999 = 100

65

70

75

80

85

90

95

105

100

Log. Maßstab
1. Woche 1999 = 100

J A J O J A J O J A J O J A J O
1999 2000 2001 2002

Nominaler Außenwert des Euro gegenüber ausgewählten Währungen1)

US-Dollar

Effektiver Wechselkurs
des Euro2)

1) Wochendurchschnitte.– 2) Berechnungen der EZB anhand der gewogenen Durchschnitte der Euro-Wechselkurse für ausgewählte Währungen. Die Gewich-
te beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 1995 bis 1997 mit folgenden Handelspartnern: Australien, Dänemark, Griechenland (bis De-
zember 2000), Hongkong (China), Japan, Kanada, Korea, Norwegen, Schweden, Schweiz, Singapur, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten.

Quelle für Grundzahlen: EZB

Japanischer Yen
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Geldmenge M13)

1) Geldmenge M1 zuzüglich Einlagen mit vereinbarter Laufzeit und
vereinbarter Kündigungsfrist bis zu drei Monaten (ohne Einlagen der
Zentralstaaten) zuzüglich Repogeschäfte, Geldmarktpapiere sowie
Schuldverschreibungen bis zu zwei Jahren.– 2) Ordinatenmaßstab
gegenüber der Darstellung von M3 gestaucht.– 3) Bargeldumlauf,
täglich fällige Einlagen (ohne Einlagen von Zentralstaaten) und mo-
netäre Verbindlichkeiten der Zentralstaaten.– 4) Kredite von mone-
tären Finanzinstituten.

Quelle: EZB

MFI-Kredite an
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Geldmenge M3

Monetäre Entwicklung im Euro-Raum
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Geldlücken und Inflation im Euro-Raum1)

Nominale Geldlücke3)

Reale Geldlücke4)

Verbraucherpreise2)

1) Basisperiode für die Berechnung der Geldlücken und die Entwicklung des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) ist Dezember 1998.– 2) Harmoni-
sierter Verbraucherpreisindex. Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat in vH um 24 Monate zurück versetzt.– 3) Relative Abweichung des Jahres-
wachstums der nominalen Geldmenge M3 vom Referenzwertwachstum von 4,5 vH.– 4) Relative Abweichung der realen Geldmenge M3 von der gleichge-
wichtigen realen Geldmenge (Annahme: Zuwachs der nominalen Geldmenge M3 von 4,5 vH gegenüber Vorjahr, gleichgewichtiger HVPI-Anstieg von 1,5 vH
gegenüber Vorjahr).

Quelle für Grundzahlen: EZB
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Marktfähige Finanzinstrumente und Aktienmarktvolatilität

Marktfähige
Finanzinstrumente1)

( Skala)rechte

1) Repogeschäfte, Geldmarktfondsanteile und Geldmarktpreise sowie Schuldverschreibungen mit einer Ursprungslaufzeit von bis zu zwei Jahren. Verände-
rung gegenüber dem entsprechenden Vorjahresmonat.– Aktienmarktvolatilität: Gleitender 21-Tage-Durchschnitt der Standardabweichung, errechnet2)
aus den gleitenden, zentrierten Monats-Durchschnitten des Dow-Jones-Euro-STOXX-Aktienkurs-Gesamtindex.

Quelle für Grundzahlen: EZB, Thomson Financial
SR 2002 - 12 - 0633

Volatilität des Dow-
Jones-Euro-STOXX-Index2)

(linke Skala)
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Zinsdifferenzen und Zinsstruktur im Euro-Raum1)

Geldmarkt4)

Zinsstruktur2)

1) Wochen-Endstände. 3) -– 2) Rendite von langfristigen Staatsanleihen (10 Jahre) abzüglich Zinssatz für Dreimonats EURIBOR.- – Rendite von langfristi
gen anleihen (10 Jahre) abzüglich Zinssatz für Zwölfmonats EURIBOR.Staats - – 4) Schraffierte Fläche: Zinssatz für Zwölfmonats EURIBOR abzüglich Zins- -
satz für Dreimonats EURIBOR.-

Quelle für Grundzahlen: EZB

Kapitalmarkt3)
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Zinsdifferenzen am europäischen Rentenmarkt für unterschiedliche Schuldnerklassen1)

AAA zu Staatsanleihen

BBB zu Staatsanleihen

1) Anleihen in Euro .für Schuldner in der Systematik des Rating nach Standard & Poor´s

Quelle für Grundzahlen: Thomson Financial

BBB zu AAA
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Entwicklung der Aktienkurse und ihre Volatilität im Euro-Raum

Dow-Jones-
Euro-STOXX-Index1)

(linke Skala)

Volatilität des
Dow-Jones-Euro-STOXX-Index2)

(rechte Skala)

1) Dow-Jones-Euro-STOXX-Aktienkurs-Gesamtindex für das Euro-Währungsgebiet; Wochendurchschnitte.– 2) Aktienmarktvolatilität: Gleitender 5-Tage-
Durchschnitt der Standardabweichung, errechnet aus den gleitenden, zentrierten 21-Tages-Durchschnitten des Dow-Jones-Euro-STOXX-Aktienkurs-
Gesamtindex.

Quelle für Grundzahlen: Thomson Financial

1. Januar 1998 = 100 vH
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Empirische Methodik und Datenbasis

93. Die empirischen Untersuchungen zum Informati-
onsgehalt der Geldmenge folgen in der Hauptsache
zwei unterschiedlichen Ansätzen. Eine Reihe von Stu-
dien analysiert die Fragestellung mit Hilfe von vektor-
autoregressiven (VAR-)Modellen. Hierbei werden
sämtliche betrachtete Variablen als endogen postuliert,
und in einem multivariaten Schätzansatz wird mit un-
terschiedlichen Verfahren die Prognosegüte der in das
Modell einbezogenen Variablen untersucht. Standard-
mäßig kommen hier Verfahren zur Anwendung, die
sich auf einen bestimmten Stützzeitraum beziehen, wie
Tests auf Granger-Kausalität und Varianzdekomposi-
tionen. Zusätzlich wird regelmäßig die Prognosegüte
dieser Modelle untersucht.

Die VAR-Modelle sind allerdings für einen systemati-
schen Vergleich einer Vielzahl von Indikatoren wenig
geeignet. Diesbezüglich hat sich ein – auch in der vor-
liegenden Untersuchung verwendeter – Ansatz etabliert,
bei dem mittels einer Reihe von ad hoc Einzelgleichun-
gen der Zusammenhang zwischen Inflation und der je-
weiligen Indikatorvariable geschätzt wird und in einem
systematischen Vergleich die out-of-sample Eigenschaf-
ten des betreffenden Indikators ermittelt werden.

94. Die Eigenschaften der Geldmenge als Informa-
tionsvariable werden in einem systematischen Ver-
gleich mit anderen potentiellen Indikatoren in folgen-
dem Einzelgleichungs-Ansatz analysiert:

tionäre Variable (I(0)) ist und auch die Indikatoren x die
I(0)-Eigenschaft aufweisen. Eine alternative Interpreta-
tion hierzu lässt zu, dass die Inflation und der Indikator
integriert vom Grade Eins sind und zwischen beiden
eine Kointegrationsbeziehung besteht. Eine solche Ko-
integrationsbeziehung erscheint für einige Variablen
plausibler, insbesondere für Größen, die üblicherweise
in Geldnachfragegleichungen eingehen, als für andere
Variablen. Insbesondere für einige realwirtschaftliche
Indikatoren ist eine derartige a priori Plausibilität nicht
ohne Weiteres zu rechtfertigen. Angesichts der Tatsache,
dass gegenwärtig einige Unsicherheiten bezüglich der
Zeitreiheneigenschaften der Inflation im Euro-Raum zu
konstatieren sind, kann man zusätzlich zur obigen Spe-
zifikation das Modell auch formulieren als:

Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 69 – Drucksache 15/100

P steht hier für das Preisniveau. Gleichung (2) gibt da-
mit die durchschnittliche Inflationsrate zwischen t bis
h an und ist damit nicht zu verwechseln mit der Infla-
tionsrate h Perioden in der Zukunft. Die annualisierte
Quartalsinflation t ergibt sich demzufolge als:

Hierbei steht für die Inflationsrate, x für die jeweilige
Indikatorvariable, (L) und (L) sind die zugehörigen
Lag-Polynome, t ist der Zeitindex. Der Zeithorizont h
wird zudem variiert, um zu berücksichtigen, dass sich
die einzelnen Indikatoren möglicherweise in ihrer Pro-
gnosegüte je nach Zeithorizont der Inflationsmessung
unterscheiden. h

t+h ist die annualisierte h-Perioden-
Quartalsinflation, definiert als:

Untersucht wird der bivariate Zusammenhang in Glei-
chung (1) für Prognosehorizonte h=1, 4, 8, 10 Quartale
für jeweils eine exogene Variable x. Die Spezifikation
setzt voraus, dass die Inflation im Euro-Raum eine sta-

Mit dieser Spezifikation ist man, was die Stationaritätsei-
genschaften der Inflationsreihe angeht, von einigen Un-
sicherheiten befreit. Der Preis hierfür besteht allerdings
darin, dass durch die Differenzenbildung wesentliche In-
formationen über den langfristigen Zusammenhang zwi-
schen den betrachteten Zeitreihen verloren gehen. 
Verwendet werden für die empirischen Schätzungen
saisonbereinigte Quartalsdaten von 1980:1 bis 2000:4
für den Euro-Raum ohne Griechenland. Die Reihen für
die Zinssätze, das Bruttoinlandsprodukt und die Geld-
menge M3 basieren auf der Geldnachfragestudie der
Europäischen Zentralbank; sie sind identisch mit den-
jenigen der Kontrollierbarkeitsstudie des Jahresgut-
achtens 2001/02 (Ziffern 498 ff.). Die übrigen Geld-
mengendaten (M1 und M2) entstammen ebenso wie die
Daten zur Kreditvergabe der historischen Zeitreihen-
sammlung der Europäischen Zentralbank. Sämtliche
übrigen Indikatoren sind der Datenbasis des makro-
ökonometrischen Modells (Area Wide Model, AWM)
der Europäischen Zentralbank entnommen. Die veröf-
fentlichte Datenbasis des AWM reicht nur bis zum letz-
ten Quartal des Jahres 1998. Da die Zeitreihen jedoch
mit denjenigen des EZB-Monatsberichts kompatibel
sind, wurden die Reihen bis an den Rand des Stichpro-
benzeitraums mit Monatsberichtsdaten verkettet. 

95. Der Informationsgehalt der betrachteten Varia-
blen wird anhand einer rollierenden Prognoseregres-
sion ermittelt. Hierzu wird für jeden betrachteten Indi-
kator und für einen gegebenen Zeithorizont Gleichung
(1) bis zum Ende der Periode 1994:4 geschätzt und eine
out-of-sample-Prognose für h Perioden berechnet. An-
schließend wird der Schätzzeitraum sukzessive um ein
Quartal nach vorne verschoben und ein erneuter Vor-
hersagewert ermittelt. Das Verfahren endet, wenn die
Stichprobe ausgeschöpft ist.

Die Wahl der Lagordnung für die entsprechenden 
Modelle folgt den Vorgaben des Schwarz-Informa-
tionskriteriums. Zusätzlich wurde das Akaike-Infor-
mationskriterium betrachtet. Da dieses aber eine
großzügige Lagwahl weniger stark „bestraft“ als das
Schwarz-Kriterium, wurde angesichts des nicht son-
derlich großen Stichprobenumfangs von einer Lagspe-
zifikation gemäß dieses Kriteriums abgesehen.
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96. Die Prognosegüte des jeweiligen Indikators bei
gegebenem Zeithorizont wird anhand der Quadratwur-
zel des mittleren quadrierten Prognosefehlers (RMSE)
bewertet. Vergleichsmaßstab für die Leistungsfähig-
keit der einzelnen Indikatorvariablen ist der RMSE im
Vergleich zu dem eines univariaten Modells, bei dem
als relevante Informationsvariablen lediglich die ver-
gangenen Werte der endogenen Variable als erklärende
Variablen eingehen.

Zusätzlich wird in einem Prognosekombinationsver-
fahren (forecast encompassing test) das Gewicht jedes
Indikators im Rahmen der Prognose relativ zu einer zu
wählenden Referenzprognose eingestuft. Die kombi-
nierte Prognoseregression hat die Struktur

gleichung für die gleichgewichtige reale Geldmenge
folgt:

Drucksache 15/100 – 70 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

Hierbei ist f x
t die Prognose der Variable für den Pro-

gnosehorizont h zum Zeitpunkt t aus dem Modell des
Indikators x; f BM

t ist die entsprechende Prognose eines
Referenzindikators. Der Koeffizient gibt das Gewicht
des jeweiligen Indikators relativ zum Referenzindika-
tor an. Für = 0 liefert x keine zusätzliche Information
für die Prognose, für = 1 liefert dementsprechend der
Referenzindikator keine Zusatzinformation. Für = 0,5
schließlich wären für eine kombinierte Prognose beide
Indikatoren gleich zu gewichten. Als Referenzindika-
tor wird in der vorliegenden Untersuchung die Arbeits-
losenquote verwendet.

Geldmengenindikatoren

97. Die verwendeten Geldmengenindikatoren sind
die Geldmengenaggregate M1, M2 und M3 sowie die
Kreditvergabe. Darüber hinaus findet jedoch eine
Reihe abgeleiteter monetärer Indikatoren Eingang in
die Untersuchung, die sämtlich in der einen oder ande-
ren Form auf einem Preislückenkonzept basieren. Der
Preislücken (oder P*)-Ansatz basiert auf der Idee eines
gleichgewichtigen Preisniveaus (P*), das definiert ist
als dasjenige Preisniveau, das resultiert, wenn bei ge-
gebener Geldmenge (m) die Produktion ( ) und Um-
laufgeschwindigkeit ( ) ihre Gleichgewichtswerte auf-
weisen, in logarithmierter Darstellung also

Die Preislücke (p*-p) wird in diesem Ansatz als rele-
vanter Erklärungsfaktor für die zukünftige Inflations-
entwicklung angesehen. Aus dem P*-Ansatz lassen sich
eine Reihe von monetären Indikatoren ableiten, von
denen vermutet werden kann, dass sie relevante Indi-
katoreigenschaften für die zukünftige Preisniveauent-
wicklung aufweisen. 

Bezeichnet m̂t = mt – pt die jeweilige reale Geldmenge
und m̂t

* = mt
* – pt

* die gleichgewichtige reale Geldmen-
ge, und berücksichtigt man, dass aus der Quantitäts-

Der Index LF verdeutlicht, dass es sich bei Gleichung
(10) um die langfristige Geldnachfrage, das heißt die
entsprechende Kointegrationsbeziehung zwischen rea-
ler Geldmenge, Produktion und Opportunitätskosten
handelt (JG 2001 Ziffern 498 ff.). Die reale Geldlücke
unter Verwendung eines Geldnachfragemodells ist dem-
nach gegeben durch die Abweichung der realen Geld-
menge von der durch die Nachfrage nach Realkasse in-
duzierten. Die Nachfrage für die Gleichgewichtswerte
für Produktion und Zinssatz ergibt sich über:

In Ergänzung dazu lässt sich die Abweichung der aktu-
ellen realen Geldmenge von der langfristig gleichge-
wichtigen Geldmenge herleiten, wobei diese jedoch
nicht mit den Gleichgewichtswerten für Output und
Opportunitätskosten ermittelt wird, sondern mit den
aktuellen Werten dieser Größen. Dieses Konzept einer
Geldlücke firmiert unter dem Etikett des realen Geld-
überhangs:

98. Als Indikatoren im Rahmen des P*-Ansatzes wur-
den zwei unterschiedliche reale Geldlücken in die Un-
tersuchung einbezogen: Zum einen wird die reale
Geldlücke beziehungsweise der reale Geldüberhang
mittels eines Geldnachfragemodells des Sachverstän-
digenrates berechnet (JG 2001 Ziffern 498 ff.). Im Rah-
men der rollierenden Prognoseregression wurde die

so lässt sich der P*-Indikator auch schreiben als 

Die Preislücke als Inflationsindikator lässt sich damit
auch darstellen als

das heißt, die negative Preislücke ergibt sich als Diffe-
renz von aktueller und gleichgewichtiger realer Geld-
menge. Diese Differenz wird als reale Geldlücke be-
zeichnet. Dieses Konzept lässt sich auch mit Modellen
der Geldnachfrage operationalisieren. Die Nachfrage
nach Realkasse ist standardmäßig spezifiziert als
Funktion in Abhängigkeit vom Output und dem Zins-
satz (i) als einer Opportunitätskostenvariable der
Geldhaltung:
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1) Saison- und kalenderbereinigte Ergebnisse nach dem Census-Verfahren X-12-ARIMA.- 2) Abweichung des Jahresdurchschnitts vom saisonbereinigten
Ergebnis für das vierte Quartal in vH.– a) Jahresdurchschnitt sowie 3. und 4. Quartal eigene Schätzung.

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts1)

Log. Maßstab
Mrd Euro
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Entwicklung konjunkturell wichtiger Aggregate1)

Exporte2)

Ausrüstungs-
investitionen

Private
Konsumausgaben

1) In Preisen von 1995 Saison- und kalenderbereinigte Ergebnisse.
nach Census-Verfahren X-12-ARIMA.– 2) Waren und Dienstleistungen.
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Deutschland

Auftragseingang und Nettoproduktion
in der Industrie1)2)

Log. Maßstab
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1) Auftragseingang: Volumenindex für das Verarbeitende Gewerbe
ohne Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung; ohne Kokerei,
Mineralölverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung von Spalt-
und Brutstoffen. Nettoproduktion: Verarbeitendes Gewerbe, so-
weit nicht der Hauptgruppe Energie zugeordnet, sowie Erzberg-
bau, Gewinnung von Steinen und Erden.– 2) Gleitende 3-Monats-
durchschnitte der saisonbereinigten Monatswerte; Saisonberei-
nigung nach dem Census-Verfahren X-12-ARIMA.

Auftragseingang
insgesamt

Nettoproduktion

Auftragseingang
aus dem Ausland

Auftragseingang
aus dem Inland
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Auftragslage
im Verarbeitenden Gewerbe1)

Früheres Bundesgebiet

1) Ohne die Bereiche Nahrungs- und Genussmittelgewerbe, Che-
mische Industrie. Für Kapazitätsauslastung und Auftragsbestände:
Befragungen im März, Juni, September, Dezember.– 2) Berechnet
als Kapazitätsauslastung in Relation zur Nettoproduktion (1995=100)
multipliziert mit dem Auftragseingang (1995 = 100); saisonbereinigt
nach dem Berliner Verfahren – -: BV 4. 3) Durch Auftragsbestände ge
sicherte Produktionsdauer in Monaten.
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Reichweite der Auftragsbestände3)

Quelle für Kapazitätsauslastung und Auftragsbestände: Ifo

Monate Monate
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Auftragseingangs-Kapazitäts-Relation2)
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Bruttowertschöpfung, real Erwerbstätige im Inland

Bruttowertschöpfung, nominal

1) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Ab 1970 nach dem ESVG 1995: Handel, Gastgewerbe und Verkehr; Finanzierung, Ver-
mietung und Unternehmensdienstleister; öffentliche und private Dienstleister. Ergebnisse für die Jahre 1960 bis 1969 ermittelt durch Rückrechnung mit den
Daten für den Dienstleistungsbereich nach dem ESVG 1979. Bruttowertschöpfung/Er-Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland.– 2) Anteil der
werbstätigen des Dienstleistungsbereichs an Bruttowertschöpfung/Erwerbstätigen der Gesamtwirtschaft.
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Bruttowertschöpfung und Erwerbstätige im Dienstleistungsbereich1)

Anteil an der Gesamtwirtschaft2)
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1) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, in Preisen von 1995.– 2) Saison- und kalenderbereinigte Ergebnisse nach dem Ver-
fahren Census X-12- ARIMA.– 3) Waren und Dienstleistungen.– 4) Exporte abzüglich Importe.

Exporte, Importe und Außenbeitrag1)
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Verfügbares Einkommen, Sparquote
und Konsumausgaben1)

1) Private Haushalte einschließlich privater Organisationen ohne Er-
werbszweck.– 2) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH.– a) Ei-
gene Schätzung.

Verfügbares Einkommen2)
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Investitionsmotive deutscher Unternehmen1)

15

30

45

60

0

vH

15

30

45

60

0

vH

Insgesamt Industrie Bauwirt-
schaft
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Alle Motive

1) Umfragen des Deutschen Industrie- und Handelskammertages im
Herbst 2001 (für 2002) und Herbst 2002 (für 2003) bei seinen Kam-
mern in Deutschland, wobei Antworten, unter Berücksichtigung von
Mehrfachnennungen, von mehr als 25 000 Mitgliedsunternehmen
ausgewertet wurden.

Quelle: DIHK
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Erfolgsrechnung

Jahresüberschuss

Umsatzrenditen

Jahresergebnis4)

Jahresergebnis4)

vor Gewinn-
steuern5)

Personalaufwand3)

Materialaufwand

Gesamtleistung2)

Brutto6)

Netto7)

1) Hochgerechnete Ergebnisse der Erfolgsrechnung von Unterneh-
men aller Wirtschaftsbereiche.– 2) Umsatz und Bestandsverände-
rungen an Erzeugnissen sowie andere aktivierte Eigenleistungen.–
3) Löhne, Gehälter, soziale Abgaben und freiwillige soziale Aufwen-
dungen.– 4) Jahresüberschuss vor Gewinn-/Verlustübernahmen
und Gewinn-/Verlustabführungen.– 5) Steuern vom Einkommen
und Ertrag.– 6) Jahresergebnis vor Gewinnsteuern in vH des Um-
satzes.– 7) Jahresergebnis in vH des Umsatzes.– a) Für 1995 lie-
gen keine Angaben vor.

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank
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Gewinnentwicklung deutscher Unternehmen1)
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Entwicklung der Bauinvestitionen1)

In Preisen von 1995

1) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.–
2) Nichtwohnbauten ohne Staat.– 3) Nichtwohnbauten Staat.– a) Ei-
gene Schätzung.
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Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat

Verbraucherpreisentwicklung im Euro-Raum
und in Deutschland1)

Euro-Raum2)

Deutschland

1) Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI); Index 1996 = 100.–
2) Für die Jahre 1999 und 2000 einschließlich Griechenland.

Quelle: EU
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Entwicklung der Außenhandelspreise,
Rohstoffpreise und Erzeugerpreise

Veränderung gegenüber dem Vorjahr

HWWA-Index1)

(rechte Skala)
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1) HWWA-Gesamtindex der Weltmarktpreise für Rohstoffe auf DM-
Basis (1995=100). Der Gesamtindex beinhaltet 29 Rohstoffe aus
den Warengruppen Nahrungs- und Genußmittel, Industrierohstoffe,
Energierohstoffe. Skala gegenüber der bei den Außenhandelsprei-
sen gestaucht. – 2) Index der Einfuhr- und Ausfuhrpreise (1995=100).-
3) Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (1995=100) nach
dem Systematischen Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken,
Ausgabe 1995. Die Zahlen in Klammern geben das jeweilige Ge-
wicht am Gesamtindex zum Zeitpunkt des Basisjahres in vH an.

Energie (20,2)

Insgesamt (100)

Vorleistungsgüter-
produzenten und
Energie (51,5)

Außenhandelspreise und Rohstoffpreise
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1) Die Veränderungsraten der nominalen Kreditvergabe ermittelt über die vierteljährlichen Kredite (Ströme) seit dem Basiszeitraum 1. Vierteljahr 1970. Weite-
re Erläuterungen zur Datenbasis siehe Ziffer -155.– a) Für das Jahr 1999 sind aufgrund einer Umstellung der Bankenstatistik und damit verbundener Struktur
brüche die Werte für einzelne nicht ausgewiesenKreditnehmergruppen .

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank
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darunter:

Veränderung gegenüber dem Vorjahr
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Alle Banken Großbanken Sparkassen Kreditgenossenschaften
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Entwicklung der nominalen Kreditvergabe an inländische Unternehmen
und Selbständige nach Bankengruppen1)
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1) Die Veränderungsraten der nominalen Kreditvergabe ermittelt über die vierteljährlichen Kredite (Ströme) seit dem Basiszeitraum 1. Vierteljahr 1970. Weite-
r Erläuterungen zur Datenbasis siehe Ziffere 155 a) Für das Jahr 1999 sind aufgrund einer Umstellung Struktur-.– der Bankenstatistik und damit verbundener
brüche die Werte für einzelne Bankengruppen nicht ausgewiesen.und Kreditnehmer

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank

99a)

99a)

darunter:

Veränderung gegenüber dem Vorjahr
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1) Die Veränderungsraten der nominalen Kreditvergabe ermittelt über die vierteljährlichen Kredite (Ströme) seit dem Basiszeitraum 1. Vierteljahr 1970. Brutto-
inlandsprodukt in jeweiligen Preisen; für die Jahre vor 1991 wurden die Angaben für Deutschland mit den Daten für das Frühere Bundesgebiet rückwärts ver-
kettet. Weitere Erläuterungen zur Datenbasis siehe Ziffer 155.

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank
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Zusammenhang zwischen nominaler Kreditvergabe der Banken und gesamtwirtschaftlicher Aktivität1)

Kredite an inländische Unternehmen

Kredite an Selbständige

Veränderung gegenüber dem Vorjahr
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Bruttoinlandsprodukt
in jeweiligen Preisen



1) Kredite ohne Wohnungsbaukredite an inländische wirtschaftlich
unselbständige und sonstige ; Quelle für Grundzah-Privatpersonen
len: Deutsche Bundesbank.– 2) In der Abgrenzung der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen.
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Prognosetest für die Kreditnachfrage1)

1) Zu den Einzelheiten der Schätzung siehe Ziffer 161.

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank

Ist-Werte Prognose-Werte

Oberes und unteres Konfidenzband

Selbständige

Unternehmen und Selbständige

Unternehmen

Log. Maßstab
1. Vj. 1970 = 100

Log. Maßstab
1. Vj. 1970 = 100
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Jahresdurchschnitte2)

Entwicklung der
registrierten Arbeitslosigkeit1)

1) Monatsendstände. Dünne Linien: Grundzahlen; dicke Linien: Sai-
sonbereinigte Werte; Bereinigung nach dem Census-Verfahren II,
Version X-11.– 2) 2002: Eigene Schätzung.

Quelle für Grundzahlen: BA
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1) Jahressummen. ) E– a igene Schätzung.
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Bewegungen am Arbeitsmarkt1)
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Rente für lang-
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Struktur der Zugänge in Altersrente
von Männern1)

Früheres Bundesgebiet

Neue Länder

1) Alle Rentenversicherungszweige; ohne Knappschaftsausgleichs-
leistungen, Nullrenten und ohne Renten nach Artikel 2 Rentenüber-
leitungsgesetz.– 2) Einschließlich für langjährig unter Tage Beschäf-
tigte.– a) Einschließlich der im Jahre 1992 aufgrund technischer
Probleme nicht bewilligten Rentenanträge.

Quelle: VDR

a)
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Entwicklung der Abgabenquote1)

Abgabenquote2)

Steuerquote3)

Sozialbeitragsquote4)

2001a)

1) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.–
2) Steuern einschließlich Erbschaftsteuer sowie Steuern an die EU
und tatsächliche Sozialbeiträge in Relation zum nominalen Brutto-
inlandsprodukt.– 3) Steuern einschließlich Erbschaftsteuer sowie
Steuern an die EU in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt –.
4) Tatsächliche Sozialbeiträge in Relation zum nominalen Brutto-
inlandsprodukt.– a) Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991
Deutschland.

SR 2002 - 12 - 0650



















-3,0

-1,5

1,5

3,0

4,5

6,0

7,5

9,0

0

Mrd Euro

-3,0

-1,5

1,5

3,0

4,5

6,0

7,5

9,0

0

Mrd Euro

I II III IV I II III IV I II III IV I II III IV I II III IV
1998 1999 2000 2001 2002

Kassenmäßiges Aufkommen der Körperschaftsteuer
und der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag

Körperschaftsteuer

Nicht veranlagte
Steuern vom Ertrag

a)

a) 4. Quartal eigene .Schätzung
Quelle: BMF
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1) Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversicherung (Leistungsaus-
gaben, Netto-Verwaltungskosten, Vermögensaufwendungen und
sonstige Aufwendungen ohne Risikostrukturausgleich) in Relation
zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen. Bis 1990 früheres
Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland.

Quelle: BMG

vHvH

3

4

5

6

7

8

0

3

4

5

6

7

8

0

Gesetzliche Krankenversicherung:
Ausgabenquote1)
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20011970 75 80 85 90 95

1) Ausgewählte Leistungsausgaben und Netto-Verwaltungskosten in
Relation zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen. Bis 1990
früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. Ordinatenmaßstab
gegenüber dem Schaubild 44 gestreckt.– 2) Einschließlich Verband-,
Heil- und Hilfsmittel.

Quelle: BMG

vHvH

Ausgabenquoten für die wichtigsten Ausgabenarten
in der Gesetzlichen Krankenversicherung1)
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Lohnsummenquote4)

Lohnquote1)

a) 2001
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Lohn- und
Transferquote3)

Quote des beitragspflichtigen
Einkommens2)

1) Arbeitnehmerentgelt (Inländerkonzept) in Relation zum Volksein-
kommen.– 2) Beitragspflichtige Einkommen ermittelt über die Bei-
tragseinnahmen und den jahresdurchschnittlichen Beitragssatz in
Relation zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen.– 3) Brutto-
löhne und -gehälter (Inländerkonzept), einschließlich Renten abzüg-
lich Beamtenbezüge zuzüglich näherungsweise errechnete Beitrags-
grundlagen für Bezieher von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe
in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen.– 4) Brutto-
löhne und -gehälter (Inländerkonzept) in Relation zum Bruttoinlands-
produkt in jeweiligen Preisen.– a) Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab
1991 Deutschland.

Quelle für Grundzahlen: BA, BMG, VDR
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Festbetragsmarkt , Nicht-Festbetragsmarkt3)

1) Gemäß eines GKV-Arzneimittelpreisindex berechnet durch das
Wissenschaftliche Institut der AOK (WIdO).– 2) Für Arzneimittel zu
Lasten der GKV.– 3) Entsprechend § 35 SGB V.

Quelle: WidO

Log. Maßstab
Januar 2000 = 100

Rezeptpflichtig, nicht rezeptpflichtig

Gesamtmarkt2)

Log. Maßstab
Januar 2000 = 100

Nicht-Festbetragsarzneimittel

Festbetragsarzneimittel

Gesamtmarkt2)

nicht rezeptpflichtig

rezeptpflichtig
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1) In Preisen von 1995. Rechenstand: Frühjahr 2002.

Quelle für Grundzahlen: Arbeitskreis VGR der Länder
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Westdeutschland2) Ostdeutschland3)

1) In Preisen von 1995; Rechenstand: Frühjahr 2002.– 2) Früheres
Bundesgebiet ohne Berlin.– 3) Neue Bundesländer ohne Berlin.

Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts1) in
Ost- und Westdeutschland

Veränderung gegenüber dem Vorjahr
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1) Bruttowertschöpfung (unbereinigt) in Preisen von 1995 je Erwerbs-
tätigen (Inland) in den neuen Bundesländern ohne Berlin; Rechen-
stand: Frühjahr 2002.

Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder
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1 000 Euro



5 10 15 20 25 30 35 400

Anteil in vH3)

Land- und
Forstwirtschaft;
Fischerei

Produzierendes
Gewerbe ohne
Bau

darunter:
Verarbeitendes
Gewerbe

Baugewerbe

Handel, Gast-
gewerbe und
Versicherungen

Finanzierung,
Vermietg. und
Untern. dienstl.

Öffentliche und
private Dienst-
leister

Entwicklung der Wirtschaftsstruktur
in Ost- und Westdeutschland1)

Neue Bundesländer2) Früheres Bundesgebiet2)

1991

2001

1991

2001

1) Bruttowertschöpfung in Preisen von 1995; unbereinigt. Rechenstand:
Frühjahr 2002.– 2) Ohne Berlin.– 3) Anteil des einzelnen Wirtschaftsbe-
reichs an der Gesamtwirtschaft.

Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder
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1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002

offene Arbeitslose

1) Offene (registrierte) Arbeitslose und verdeckt Arbeitslose. Zu den Einzelheiten siehe methodische Erläuterungen, Anhang IV B. Vierteljahresdurch-
schnitte aus Monatsendständen, Stand am Ende des letzten Monats des Vorquartals und am Ende des dritten Monats des Berichtsquartals jeweils
zur Hälfte berücksichtigt.– a) 3. Quartal und 4. Quartal eigene Schätzung.

Quelle für Grundzahlen: BA

offene und verdeckt
Arbeitslose
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Offene und verdeckte Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland1)

verdeckt Arbeitslose

a)



1) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen;
Inlandskonzept; neue Bundesländer ohne Berlin Rechenstand: Früh; -
jahr 2002. 2) Ordinatenmaßstab ge– gegenüber „Gesamtwirtschaft" -
streckt. 3)– Teil des Bereichs der öffentlichen und privaten Dienst-
leister einschließlich Verteidigung und Sozialversicherung.

Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder
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Kurzarbeit2)

Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen3)

Strukturanpassungs-
maßnahmen

Weiterbildung4)

Altersübergangs-/
Vorruhestandsgeld

Altersrente wegen
Arbeitslosigkeit5)

Maßnahmen nach
§ 428 SGB III6)

Sonstige7)

1) Zu den Einzelheiten siehe methodische Erläuterungen im Anhang IV B t n 364 .– 2) Arbeitslosenäquivalent: Anzahl der Kurzarbeiter multi-, Sei e ff
pliziert mit ihrem durchschnittlichen Arbeitsausfall. 3) Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach §§ 272 bis 278, 471 SGB III.– 4) Erfasst nach dem Wohn-–
ortprinzip (ohne Personen in Einarbeitung).– 5) 60- bis unter 65-jährige Personen. Eigene Schätzung nach Angaben des BMA, des VDR und der Bundes-
knappschaft.– 6) 58-jährige und ältere Personen, die der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Verfügung stehen müssen, die Leistungen empfangen, aber
nicht als Arbeitslose gezählt werden.– 7) Personen in vorzeitigem Ruhestand, die sich in der Freistellungsphase Altersteilzeit befinden (nur von der Bun-
desanstalt für Arbeit geförderte Fälle) sowie Personen nach § 126 SGB III und Teilnehmer an Deutsch-Sprachlehrgängen.

Quelle für Grundzahlen: BA
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Konjunkturklima und Bruttoinlandsprodukt
Saisonbereinigt

Bruttoinlandsprodukt5)

1) Veränderung gegenüber dem Vorquartal in vH.– -2) Nationaler Ein
kaufsmanagerindex (PMI) für das Verarbeitende Gewerbe des In-
stitute for Supply Management (ISM): Ein Wert von über 50 deutet
im Allgemeinen auf eine zunehmende Aktivität im Verarbeitenden
Gewerbe hin.– –3) In Preisen von 1996. 4) Arithmetisches Mittel aus
den Indikatoren: Produktionsaussichten, Fertigwarenlager und Auf-
tragsbestand. 5) In Preisen von 1995. 6) Verarbeitendes Gewerbe– –
ohne Nahrungs- und Genussmittelgewerbe. Mittelwerte aus den Fir-
menmeldungen zur gegenwärtigen und der in den nächsten sechs
Monaten erwarteten Geschäftslage. Saisonbereinigt, eigene Berech-
nung.

Quellen: BEA, EU, Ifo, ISM
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Quelle für Grundzahlen: OECD

Japan

Vereinigtes Königreich

Italien

Frankreich

Niederlande

Euro-Raum ohne Deutschland

1) Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen.
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Gütermarktregulierungen und Rigiditäten auf dem Arbeitsmarkt1)

1998

1) Skalierung innerhalb des Intervalls von 0 bis 6, wobei höhere Werte rigidere Beschäftigungsschutzbestimmungen beziehungsweise stärkere Gütermarkt-
regulierungen anzeigen. Weitere Einzelheiten zur Methodik, Datenbasis und Länder-Clusterbildung siehe OECD, Summary indicators of product market
regulation with an extension to employment protection legislation, Economics Department Working Papers No. 226, Jahr 2000.
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Eigenkapitalausstattung westdeutscher Unternehmen
nach Umsatzgrößenklassen im Jahre 19991)

10 20 30 400

Eigenkapital in vH der Bilanzsumme

unter 14

14 bis
unter 79

79 und
mehr

Umsatz von ...
bis unter ... Mio DM

1) Gemäß des deutschen Beitrags zur Datenbank harmonisierter Unterneh-
mensbilanzstatistiken Bank for the Accounts of Companies Harmonised
BACH der Europäischen Kommission: Kapitalgesellschaften des Verarbei-
tenden Gewerbes, der Bauwirtschaft und des Handels in Westdeutschland.

Quelle: Deutsche Bundesbank
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Belastungsquote2)

(rechte Skala)

Belastung des Mittelstands durch staatliche Pflichten1)

1) Gemäß einer Befragung im Jahre 1998 im Rahmen des Gründer-
panels der Deutschen Ausgleichsbank.– 2) Aufwand in Relation zum
Umsatz.

Quelle: DtA
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1) Personen ohne Arbeitsverhältnis - abgesehen von einer geringfügigen Beschäftigung -, die sich als Arbeitssuchende beim Arbeitsamt gemeldet haben, ei-
ne Beschäftigung von mindestens 18 und mehr Stunden für mehr als drei Monate suchen, für eine Arbeitsaufnahme sofort zur Verfügung stehen, nicht ar-
beitsunfähig erkrankt sind und das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.– -2) Bis 1991: registrierte Arbeitslose in vH der zivilen beschäftigten Arbeit
nehmer und der Arbeitslosen; ab 1992: Arbeitslose in vH aller zivilen Erwerbstätigen und der Arbeitslosen.registrierte – 3) Einschließlich Berlin-West.–
4) Einschließlich Berlin-Ost.– a) Eigene Schätzung.

Quelle: BA
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Jahr des erstmaligen Rentenbezugs

Vergleich zwischen Rentenbeiträgen aus versteuertem Einkommen und steuerfreien Rentenbezügen
je Zugangskohorte für die Referenzperson1)

1) Annahmen: Beitragszeitraum 45 Jahre (einschließlich ein beitragsfreies Anrechnungsjahr), Bruttojahresentgelt in Höhe der jeweiligen Beitragsbemessungs-
grenze zur Gesetzlichen Rentenversicherung, 17 Jahre Rentenbezug, Alleinstehender Steuerpflichtiger.

Quelle: BMF

Barwert der steuerfreien Rentenbezüge

Summe der Rentenbeiträge
aus versteuertem Einkommen

Ü b e r g a n g s p h a s e

SR 2002 - 12 - 0681























1

2

3

4

5

6

0

%

1

2

3

4

5

6

0

%

J A J O J A J O J A J O J A J O
1999 2000 2001 2002

Entwicklung von Refinanzierungssatz und kurzfristigen Zinsen im Euro-Raum
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Quelle: EZB
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I. Einflussfaktoren des wirtschaftlichen
Wachstums in Industrieländern: 
Eine Analyse mit Paneldaten

594. Vor dem Hintergrund der in den vergangenen
Jahren beobachtbaren Wachstumsunterschiede zwischen
den Industrieländern hat das öffentliche Interesse an den
Determinanten des Wachstums zugenommen. Insbeson-
dere die Frage, welche Bedeutung hierbei wirtschafts-
politischen Maßnahmen zukommt, wurde nicht zuletzt
unter dem Eindruck der Wachstumsschwäche Deutsch-
lands verstärkt diskutiert. Die vorliegende Analyse un-
tersucht mittels eines Panel-Ansatzes eine Reihe von po-
tentiellen Einflussfaktoren auf das Wirtschaftswachstum
in OECD-Ländern, wobei ein besonderes Gewicht auf
wirtschaftspolitische Variablen gelegt wird. Der län-
derübergreifende Ansatz erlaubt es, eine Reihe ge-
meinsamer Wachstumsfaktoren in Industrieländern zu
identifizieren. Dieser Vorteil einer Panelanalyse hat je-
doch seinen Preis: Die Fokussierung auf gemeinsame
Wachstumsdeterminanten bedingt notwendigerweise
einen Verlust an länderspezifischer Information. Mit
Blick auf die im Kontext der „Schlusslichtdebatte“ in
Deutschland aufgeworfenen Fragen ist die vorliegende
Untersuchung demzufolge nur ein Element, das eine
ausführliche länderspezifische Betrachtung ergänzen,
aber keineswegs ersetzen kann (Ziffern 333 ff.).

Die Ergebnisse zeigen, dass eine Reihe politikrelevan-
ter Variablen einen durchaus signifikanten Einfluss auf
das Wirtschaftswachstum ausübt.1) Nicht klar beant-
worten lässt sich hingegen die Frage, ob diese Einflüsse
im Ergebnis zu einem langfristig steileren Wachstums-
pfad führen oder lediglich das langfristige Produktions-
niveau erhöhen und damit das Niveau des bisherigen
Wachstumspfads nach oben verschieben. Letzteres be-
deutet zwar für den Übergangszeitraum ebenfalls eine
höhere Wachstumsrate, bei Erreichen des neuen lang-
fristigen Gleichgewichtspfades wächst die Volkswirt-
schaft allerdings mit einer gegenüber dem Ausgangs-
pfad unveränderten Rate. Angesichts der Tatsache, dass
diese Anpassung eine geraume Zeit beanspruchen
dürfte, ist die Unterscheidung zwischen beiden Arten
von Wachstumsmodellen allerdings aus wirtschaftspo-
litischer Sicht nicht von herausragender Bedeutung.
Mit anderen Worten: Jede Maßnahme, die auch nur zu
einem geringfügig höheren Wachstumspfad führt, zahlt

sich aufgrund der damit verbundenen Wohlfahrtsge-
winne wirtschaftspolitisch in hohem Maße aus.

Nicht zuletzt angesichts der Tatsache, dass in einer em-
pirischen Analyse nicht zwischen den langfristigen Ef-
fekten wirtschaftspolitischer Einflussgrößen auf die
Wachstumsrate und den Auswirkungen auf das lang-
fristige Gleichgewichtsniveau des Outputs unterschie-
den werden kann, wurde für die Untersuchung das neo-
klassische Wachstumsmodell als analytische Grundlage
gewählt (Solow, 1956). In diesem Modellrahmen ist die
Rolle der erklärenden Variablen darauf beschränkt, das
langfristige Gleichgewichtsniveau des Pro-Kopf-Out-
puts und damit indirekt die Anpassungsdynamik hieran
zu beeinflussen; sie können jedoch nicht die langfris-
tige Wachstumsrate einer Volkswirtschaft verändern.
Dies impliziert eine eher zurückhaltende Interpretation
der langfristigen Auswirkungen wirtschaftspolitischer
Maßnahmen. Wir beschränken uns hier auf eine vor-
sichtige Bewertung der möglichen Effekte. Dies bedeu-
tet jedoch nicht, dass wir Ansätze, in denen auch die
Wachstumsrate modellendogen erklärt wird − in der jün-
geren Wachstumstheorie firmieren diese unter dem Ober-
begriff der endogenen Wachstumstheorie −, als irrelevant
ansehen: Sollte eine Variable über das Gleichgewichts-
niveau hinaus auch die langfristige Wachstumsrate be-
einflussen, käme ihr vielmehr aus wirtschaftspolitischer
Sicht eine wichtigere Rolle zu, als mit den Mitteln der
vorliegenden empirischen Analyse sichtbar gemacht
werden kann.

Konvergenz als Erklärung transitorischer
Wachstumsunterschiede

595. Eine nahe liegende Erklärung für Unterschiede
im Wirtschaftswachstum liegt in Aufholprozessen we-
niger entwickelter Volkswirtschaften an das Niveau der
weiter fortgeschrittenen Ökonomien. Die Hypothese
der unbedingten Konvergenz impliziert für die be-
trachteten Länder ein identisches Wachstumsgleichge-
wicht (steady state). Sie lässt sich jedoch in empiri-
schen Studien für eine größere heterogene Gruppe von
Ländern vielfach nicht belegen (Barro und Sala-i-
Martin, 1995; Durlauf und Quah, 1999). Innerhalb ein-
zelner homogener Ländergruppen sowie zwischen Re-
gionen eines einheitlichen politischen Gemeinwesens
lassen sich hingegen oftmals derartige Angleichungsphä-
nomene beobachten, so auch für viele der OECD-Länder
(Schaubild 65). Volkswirtschaften, deren Bruttoinlands-
produkt je erwerbsfähigen Einwohner im Jahre 1960 ge-
ringer war als das der Vereinigten Staaten, die hier als
Referenzmaßstab gewählt wurden, haben in den nach-
folgenden Jahren in der überwiegenden Mehrzahl den
Entwicklungsrückstand verkürzen können. Im Schau-
bild wird diese Verkleinerung des Rückstands gegen-
über den Vereinigten Staaten daran erkennbar, dass die
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ANALYSEN ZU AUSGEWÄHLTEN THEMEN

1) Es gilt allerdings zu beachten, dass das jeder Wachstumsregression
inhärente Problem der Endogenität der betrachteten Variablen, das
zwar empirisch mit entsprechenden Schätztechniken entschärft,
aber nicht mit absoluter Sicherheit ausgeschlossen werden kann,
eine gewisse Vorsicht in der Bewertung der empirischen Ergeb-
nisse nahe legt.
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Länder mit einem anfänglichen Rückstand über der
45°-Linie liegen.

Eine Erklärung der Wachstumsunterschiede zwischen
den wichtigsten Industrieländern ausschließlich mittels
der unbedingten Konvergenz greift allerdings zu kurz.
Zum einen lässt diese Erklärung nahezu keinen Spiel-
raum für wirtschaftspolitische Einflüsse auf das lang-
fristige Wachstum, zum anderen sind auch innerhalb
der Industrieländer die Tendenzen zu einer unbeding-
ten Konvergenz im Zeitablauf schwächer geworden
(Schaubild 66). Insbesondere seit dem Jahre 1980 hat
hierbei die enge Beziehung zwischen dem relativen Aus-
gangsniveau – in der Wachstumstheorie üblicherweise
am Bruttoinlandsprodukt je erwerbsfähigen Einwohner
gemessen – und der darauf folgenden Wachstumsdyna-
mik abgenommen. Vor diesem Hintergrund ist zu ver-
muten, dass der Einfluss anderer Faktoren an Gewicht
gewonnen hat. Von besonderem Interesse dürfte sein,
welche Rolle diesbezüglich wirtschaftspolitische Maß-
nahmen spielen.

596. Politikvariablen können − wie bereits erwähnt −
den langfristigen Wachstumsprozess prinzipiell auf zwei
unterschiedliche Arten beeinflussen: zum einen als Ni-
veaueffekt, indem sie Unterschiede in den langfristigen
Wachstumsgleichgewichten der einzelnen Volkswirt-
schaften bewirken, zum anderen als Wachstumsraten-
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Konvergenz ausgewählter Länder der OECD zu den
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1) Betrachtete Länder: Australien (AU), Belgien (BE), Dänemark (DK),
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(US).- 2) Bruttoinlandsprodukt je erwerbsfähigen Einwohner im Alter
von 15 bis 64 Jahren; in Kaufkraftstandards des Jahres 1995.
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für verschiedene Zeiträume
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1) Betrachtete Länder: Australien, Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Griechenland, Irland, Italien, Japan, Kanada, Luxemburg,
Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, Schweiz,
Spanien, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten.– 2) Für das
Bruttoinlandsprodukt je erwerbsfähigen Einwohner im Alter von 15
bis 64 Jahren.

Quelle für Grundzahlen: OECD
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effekt, sofern sie einen solchen direkten Einfluss auf
die langfristig gleichgewichtige Wachstumsrate haben.
Für Unterschiede in den Niveaus der langfristigen End-
zustände im Wachstumsprozess lassen sich eine ganze
Reihe möglicher Gründe anführen, angefangen von
Unterschieden in Bildungsstandards und Investitions-
quoten über die Stabilität des ordnungspolitischen Rah-
mens bis hin zu Diskrepanzen in den wirtschaftspoliti-
schen Rahmenbedingungen. Diese Einflüsse
überlagern den Konvergenzprozess; berücksichtigt man
sie, dann ist jedoch wiederum ein Aufholprozess impli-
ziert. Anstelle unbedingter Konvergenz spricht man in
diesem Fall von bedingter Konvergenz. Die damit
verbundene Vorstellung ist, dass jedes Land zu seinem
langfristigen Gleichgewicht konvergiert, die erwähn-
ten Faktoren jedoch das Niveau dieses Gleichgewichts
beeinflussen.

Beide Konvergenzkonzepte lassen sich in geeigneter
Weise anhand des neoklassischen Wachstumsmodells
veranschaulichen.

Das Grundmodell der neoklassischen
Wachstumstheorie

597. Im Zentrum des neoklassischen Wachstums-
modells (Solow-Modell) stehen die Annahmen bezüg-
lich der Produktionsstruktur. Die folgende Ableitung
bedient sich der vereinfachenden Annahme einer Cobb-
Douglas-Produktionsfunktion, die Aussagen sind je-
doch für jede linear-homogene Produktionsfunktion
gültig. Die Produktion (Y) erfolgt mittels des Einsatzes
von Arbeit (L) und Kapital (K); der technische Fort-
schritt (A) wird als exogen angenommen und wirkt ar-
beitsvermehrend. Er wächst mit der Rate g. Der Ar-
beitseinsatz wächst zudem mit einer exogenen Rate n;
t ist der Zeitindex.2)

Gleichung (1) lässt sich auch in intensiver Form, das
heißt in Produktion je Einheit effektiven Arbeitseinsat-
zes (Effizienzeinheiten) schreiben:

2) In der vorliegenden Untersuchung wird dem in der Literatur ver-
breiteten Vorgehen gefolgt, die Pro-Kopf-Größen über die erwerbs-
fähige Bevölkerung zu definieren. Implizit wird damit angenom-
men, Arbeitsvolumen und erwerbsfähige Bevölkerung entwickeln
sich parallel. Veränderungen in der Arbeitszeit sowie Veränderun-
gen in den Erwerbsquoten führen hingegen dazu, dass sich in der
Entwicklung des Arbeitseinsatzes und der erwerbsfähigen Bevöl-
kerung Unterschiede ergeben. Die Auswirkungen unterschiedlicher
Erwerbsquoten werden in der empirischen Analyse durch die Hin-
zunahme verschiedener Erwerbsquoten als zusätzliche Regresso-
ren berücksichtigt. Daten zur effektiv geleisteten Arbeitszeit liegen
für den betrachteten Länderkreis hingegen nicht vor. Alternativ
ließe sich die empirische Analyse auch je Erwerbstätigen durch-
führen. Der Wachstumsprozess hängt dann stark von Schwankun-
gen in der Erwerbsbeteiligung ab, so dass der Informationsgehalt
zusätzlicher Einflussvariablen auf das langfristige Wachstum we-
niger klar hervortritt als in der Operationalisierung über die Größe
erwerbsfähige Bevölkerung (Bassanini, Scarpetta und Hemmings,
2001).
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Eine weitere zentrale Annahme neben der Produkti-
onsfunktion ist die einer konstanten und exogenen
Sparquote, mit der ein Teil s der Produktion in zusätz-
liches Kapital investiert wird. Die zeitliche Verände-
rung des Kapitalstocks pro Einheit effektiver Arbeit,
von dem periodisch ein Anteil δ abgeschrieben wird,
ergibt sich demzufolge als:
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Der Punkt über der Variablen definiert deren zeitliche
Veränderung. Ein Wachstumsgleichgewicht ist defi-
niert als ein Zustand, in dem die Größen in Effizienz-
einheiten konstant sind. Für den gleichgewichtigen Ka-
pitalstock (k*) ergibt sich damit:
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Und für die Produktion im langfristigen Gleichgewicht
folgt:
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Empirisch sind Größen in Effizienzeinheiten nicht beo-
bachtbar. Gleichung (7) lässt sich jedoch mittels
Gleichung (3) in einen Ausdruck der Produktion je
erwerbsfähigen Einwohner (y) umformen. In loga-
rithmierter Darstellung erhält man damit:
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Gleichung (8) gibt die Produktion je erwerbsfähigen
Einwohner im langfristigen Gleichgewicht an. Diese
hängt demnach positiv von der Sparquote beziehungs-
weise der Investitionsquote ab, wohingegen das Wachs-
tum der erwerbsfähigen Bevölkerung negativ eingeht.
Der Grund ist intuitiv einleuchtend: Je rascher die er-
werbsfähige Bevölkerung zunimmt, desto niedriger ist
bei gegebener Investitionsquote die Kapitalintensität
der Arbeitsplätze und desto niedriger die Produktion je
Arbeitsplatz. Gleichung (8) macht deutlich, dass bei
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der unterstellten Exogenität der Sparquote beziehungs-
weise der Investitionsquote und des Wachstums des Ar-
beitseinsatzes sowie des technischen Fortschritts und
der Abschreibungen, die Produktion je erwerbsfähi-
gen Einwohner langfristig mit der Rate des techni-
schen Fortschritts wächst. Das Bruttoinlandsprodukt
insgesamt wächst folglich mit der Summe der Zu-
wachsrate des technischen Fortschritts und der Zu-
wachsrate der erwerbsfähigen Bevölkerung. Das neo-
klassische Wachstumsmodell in seiner einfachsten
Form beinhaltet demnach mit den Größen Investitions-
quote, Bevölkerungswachstum sowie exogenem tech-
nischen Fortschritt einige zentrale, den langfristigen
Wachstumspfad bestimmende Faktoren. Gleichung (8)
beinhaltet als Gleichgewichtsbeziehung noch keine
Aussage über Konvergenz. Hierzu ist anzunehmen,
dass sich eine Ökonomie außerhalb ihres Gleichge-
wichtszustands befindet, was in der Realität regel-
mäßig der Fall sein dürfte. Dann lässt sich über eine
lineare Approximation der Gleichung (8) das dynami-
sche Verhalten einer Volkswirtschaft beschreiben als:3)
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Der Parameter λ gibt die Konvergenzgeschwindig-
keit an, das heißt die Geschwindigkeit, mit der eine
Annäherung an das langfristige Wachstumsgleichge-
wicht erfolgt. Das Wachstum innerhalb eines gegebe-
nen Zeitraums lässt sich demnach sowohl durch Kon-
vergenztendenzen als auch durch die das langfristige
Gleichgewicht determinierenden Variablen erklären.
Die Hypothese der unbedingten Konvergenz impliziert
ein identisches Wachstumsgleichgewicht für die be-
trachteten Länder. Gleichung (9) verdeutlicht, dass dies
dann der Fall ist, wenn der einzige Unterschied zwi-
schen den Ländern im Anfangseinkommen (ln(y0)) be-
steht. Unterscheiden sich die Volkswirtschaften mit
Blick auf Sparquote, technischen Fortschritt oder an-
dere Parameter, dann resultieren auch unterschiedliche
langfristige Gleichgewichte, das heißt es liegt lediglich
bedingte Konvergenz vor.

Die das Wachstumsgleichgewicht bestimmenden Va-
riablen im Solow-Modell lassen sich über diejenigen
der Gleichung (9) hinaus erweitern. Insbesondere die
Rolle des Humankapitals ist dabei verstärkt betont
worden (Mankiw, Romer und Weil, 1992). Integriert
man eine Variable, die den Humankapitalbestand je er-
werbsfähigen Einwohner in der Volkswirtschaft er-
fasst (h), ergibt sich das Wachstumsgleichgewicht des
erweiterten Modells (Augmented-Solow-Model) mit ψ

3) Zur Herleitung siehe beispielsweise auch Barro und Sala-i-Martin
(1995).

als der Produktionselastizität des Humankapitals ana-
log als: 
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Über das Humankapital hinaus lässt sich jedoch vermu-
ten, dass auch andere wirtschaftspolitisch zu beeinflus-
sende Variablen eine Auswirkung auf die langfristige
Wachstumsbilanz haben. Eine Reihe der möglichen
Einflussgrößen wird im Folgenden empirisch unter-
sucht.

Empirische Methodik

598. Die Gleichung (9) ist in der Standardform bezie-
hungsweise in der um Humankapital erweiterten Vari-
ante (10) in empirischen Arbeiten vielfach in Form ei-
ner Querschnittsregression mit ε als Fehlerterm getestet
worden (Mankiw, Romer und Weil, 1992):

.)ln()ln()ln()ln( 0 tt gnsyby (11)

Diese Gleichung lässt sich durch Subtraktion des Ein-
kommens im Ausgangszustand in eine Gleichung in
Wachstumsratenform überführen:

.)ln(

)ln()ln()1()ln()ln( 00

t

t

gn

sybyy
(12)

Die Konvergenzgeschwindigkeit λ aus Gleichung (9)
kann betragsmäßig aus den geschätzten Parametern in
Gleichung (11) hergeleitet werden:
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t
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Eine derartige Querschnittsanalyse ist jedoch aus
ökonometrischer Sicht problematisch. Die Gleichun-
gen (9) und (11) verdeutlichen, dass in dieser Spezifi-
kation der Term A0 aus Gleichung (9) in die Konstante
b der Gleichung (11) eingeht. A0 drückt aber das tech-
nologische Anfangsniveau als unbeobachtete Variable
aus. Hierunter lassen sich nicht nur technologische
Einflüsse subsumieren, sondern auch zahlreiche die
Leistungsfähigkeit einer Ökonomie beeinflussende Pa-
rameter wie Ressourcenausstattung, Klima und institu-
tionelle Rahmenbedingungen (Mankiw, Romer und
Weil, 1992). In einer Querschnittsregression werden
diese Unterschiede entweder unterdrückt, indem sie
in der Konstante als länderübergreifend homogen an-
genommen werden, oder in den Fehlerterm subsumiert.
Letzteres setzt für eine herkömmliche Kleinste-Qua-
drate-Regression implizit voraus, dass die Unter-
schiede zwischen den Ländern von den übrigen er-
klärenden Variablen unabhängig sind. Angesichts des
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breiten Spektrums möglicher Einflussfaktoren auf die
A0-Variable ist aber zu vermuten, dass solche Unter-
schiede mit den übrigen Regressoren korreliert sind
(Islam, 1995). Damit liefert eine Schätzung mittels der
Methode der Kleinsten Quadrate verzerrte und inkon-
sistente Ergebnisse. Eine Möglichkeit, diese Probleme
zu umgehen, besteht in einer Instrumenten-Variablen-
schätzung. Angesichts der vielfältigen ökonomischen
Charakteristika, die in den A0-Term eingehen, dürfte es
jedoch in einer reinen Querschnittsbetrachtung kaum
möglich sein, Instrumente zu finden, die mit den übri-
gen Regressoren korreliert sind, zugleich aber unab-
hängig vom Fehlerterm und damit von A0 sind.

599. Eine Lösung für dieses schätztechnische Problem
besteht im Übergang von einer reinen Querschnittsbe-
trachtung hin zu einer Panelanalyse (Islam, 1995). Da-
rüber hinaus verbessert die höhere Beobachtungszahl,
die durch die Paneldimension gegenüber der reinen
Querschnittsanalyse gewonnen wird, die Güte der Pa-
rameterschätzungen und der jeweiligen Testprozedu-
ren. Gemäß Gleichung (9) und Gleichung (11) kann das
neoklassische Wachstumsmodell als ein dynamisches
Panelmodell mit einer Anzahl m exogener Variablen x
formuliert werden:
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Der Ausdruck ηt steht für den Term gt in Gleichung (9)
und drückt damit in der Panelmodellierung einen ge-
meinsamen zeitspezifischen Effekt aus, der im Kontext
eines Wachstumsmodells als gemeinsamer technischer
Fortschritt interpretiert werden kann. In einer reinen
Querschnittsbetrachtung der Spezifikation von Glei-
chung (11) wird dieser Effekt in die Konstante b sub-
sumiert. Die wahrscheinliche Korrelation zwischen
dem länderspezifischen Term bi und den exogenen Re-
gressoren des Modells legt eine Spezifikation als Panel
mit fixen Effekten nahe, da die Alternative zufälliger
Effekte gerade diesen Aspekt nicht berücksichtigt.
Gleichung (14) verdeutlicht zudem, dass das Modell
mit einer beliebigen Anzahl exogener Variablen über
die des Standardmodells hinaus erweiterbar ist. Aller-
dings verlässt man dann den engeren wachstumstheo-
retischen Modellkontext, denn es ist theoretisch nicht
gewährleistet, dass die zusätzlichen exogenen Varia-
blen mit der funktionalen Form der Gleichung (11) be-
ziehungsweise der Gleichung (9) kompatibel sind. Ein
Vorteil dieses empirischen Ad-hoc-Vorgehens besteht
jedoch darin, dass eine Vielzahl zusätzlicher Variablen
in ihrem Einfluss auf das Wachstum analysiert werden
kann. Diese exogenen Einflüsse lassen sich vor dem
Hintergrund der Diskussion um bedingte Konvergenz
als konditionierende Variablen des langfristigen Wachs-
tumsgleichgewichts interpretieren.

600. Die Schätzung eines dynamischen Panels mit
fixen Effekten ist jedoch nicht ohne Probleme. So

führt die Schätzung mittels eines in statischen Model-
len gebräuchlichen Kleinste-Quadrate-Dummy-Va-
riablen-Verfahrens durch die Einbeziehung der zeit-
verzögerten endogenen Variablen unabhängig vom
Umfang der Querschnittsdimension N (mit i = 1,..., N)
bei endlicher Zeitdimension T (mit t = 1,..., T) zu 
inkonsistenten Parameterschätzungen (Hsiao, 1986).
Letzteres ist gerade im Kontext von Wachstumsregres-
sionen relevant, da hier regelmäßig ein nur relativ kur-
zer Zeitraum an Beobachtungen zur Verfügung steht.

Zur Lösung dieses Problems existieren eine Reihe alter-
nativer Schätzansätze. Im Folgenden wird das Modell der
Gleichung (14) mittels der Methode des zweistufigen
Kleinste-Quadrate-(KQ-) Verfahrens geschätzt. Mögli-
cher Heteroskedastizität in den Residuen wird über einen
gewogenen zweistufigen Schätzansatz begegnet.
Die in der Literatur diskutierten Ansätze zur Schätzung
dynamischer Panelmodelle mit fixen Effekten schätzen
das Modell entweder in der Struktur der Gleichung (14)
oder in Form der ersten Differenz dieses Ausdrucks. Die
Schätzer weisen in der Regel die gewünschten Konsis-
tenzeigenschaften auf; diese vorteilhaften Eigenschaf-
ten gelten allerdings regelmäßig nur asymptotisch, das
heißt für eine unendliche Zeit- und/oder Querschnitts-
dimension. Damit ist für finite Stichproben, der für
Wachstumsregressionen relevante Fall, noch nicht viel
gewonnen. In einer Reihe von Studien wurden deshalb
mittels Monte-Carlo-Simulationen die Eigenschaften
diverser Verfahren für finite Stichproben getestet
(Kiviet, 1995; Judson und Owen, 1996; Islam, 2000;
Bond, Hoeffler und Temple, 2001). Ein Ergebnis dieser
Studien ist, dass mit Blick auf Konsistenz und Effizienz
kein Schätzverfahren für unterschiedliche Datensätze
oder Annahmen über die Querschnitts- und Zeitdimen-
sion allen anderen eindeutig überlegen zu sein scheint.
Die Unbestimmtheit der aus den Simulationsstudien
für endliche Stichproben gewonnenen Ergebnisse legt
in jedem Fall nahe, die mit den unterschiedlichen Ver-
fahren gewonnenen Punktschätzungen mit einer gewis-
sen Vorsicht zu bewerten. In einer Simulationsstudie
mit dem in der empirischen Wachstumsforschung po-
pulären Datensatz von Summers und Heston zeigt sich,
dass insbesondere einfachere Schätzverfahren ausge-
feilteren Techniken nicht unbedingt unterlegen sind
(Islam, 2000). So erweist sich auch das untersuchte
zweistufige KQ-Verfahren oftmals als vorteilhafter als
komplexere Methoden wie beispielsweise unterschied-
liche Ansätze im Rahmen einer Verallgemeinerten-Mo-
menten-Methode (GMM). 

Mit dem zweistufigen KQ-Verfahren wird Glei-
chung (14) in Differenzenform geschätzt. Hierdurch
wird der länderspezifische Effekt eliminiert:
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Allerdings ist nun der Ausdruck für Δln(yi, t – 1) mit der Dif-
ferenz des Fehlerterms korreliert, so dass eine konsistente
Schätzung der Parameter über geeignete Instrumente
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erfolgen muss. Diese sollten die Eigenschaften ha-
ben, mit dem Fehlerterm unkorreliert zu sein, gleich-
zeitig jedoch einen engen Bezug zu den ursprüngli-
chen Regressoren aufzuweisen. Die Verwendung von
Instrumentenvariablen ist zudem geeignet, die Endo-
genitätsproblematik, die der Schätzung von Wachstums-
regressionen inhärent ist, zu entschärfen. Als Instrumente
werden für die Differenz des Bruttoinlandsprodukts je er-
werbsfähigen Einwohner sowie für die Differenz derje-
nigen exogenen Regressoren, die in Relation zum Brut-
toinlandsprodukt in die Schätzung eingehen, um zwei
Perioden verzögerte Niveaus der jeweiligen Größen
verwendet. Damit wird berücksichtigt, dass unter Um-
ständen gegenwärtige und zukünftige Werte für die er-
klärenden Variablen mit dem Fehlerterm korreliert
sind.

601. Die Einbeziehung zusätzlicher exogener Varia-
blen x in die Wachstumsregression wird im Folgenden
durch eine Schätzung für die Investitionsquote er-
gänzt, um zusätzlich zu dem direkten Effekt dieser Va-
riablen auf das Wachstum mögliche indirekte Einflüsse,
die über die Investitionsquote wirken, zu erfassen. Hat
eine wirtschaftspolitische Variable − wie beispielsweise
das staatliche Defizit − direkte Einflüsse auf das Investi-
tionsverhalten, dann erfasst der Koeffizient für das
Defizit in der Gleichung (14) beziehungsweise Glei-
chung (15) den tatsächlichen Wachstumseinfluss dieser
Größe nicht korrekt: Je nach Vorzeichen und Signifi-
kanz der Variablen in der Investitionsgleichung kommt
es zu einer signifikanten Überschätzung beziehungs-
weise Unterschätzung des Effekts.

Die Gleichung für die Investitionsquote ergibt sich
analog zur Wachstumsregression als:
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Die Schätzung erfolgt ebenfalls über Instrumentenva-
riablen im Rahmen eines zweistufigen KQ-Ansatzes.
In die Schätzung der privaten Investitionsquote gehen
die zeitverzögerte Investitionsquote sowie die jewei-
ligen exogenen Regressoren ein. Damit wird verein-
fachend implizit angenommen, dass das Bruttoin-
landsprodukt nicht kontemporär die Investitionsquote
beeinflusst. Ohne diese Annahme müssten die Wachs-
tumsgleichung und die Gleichung für die Investitions-
quote als simultanes Gleichungssystem geschätzt wer-
den. Alternativ zu einer zusätzlichen Regression für
die Investitionen wird in einigen empirischen Studien
auch auf die Einbeziehung der Investitionsquote in die
Wachstumsgleichung verzichtet und die zusätzlich er-
klärende Einflussvariable direkt auf das Wachstum re-
gressiert (Barro, 1991). Eine derartige Kontrollregres-
sion wurde auch im Rahmen der vorliegenden Analyse
durchgeführt. Die entsprechenden Resultate werden
nicht ausgewiesen, da sie in den meisten Fällen ledig-
lich das Bild der Wachstumsregression und der Inves-
titionsregression bestätigen. Dort, wo der Einfluss ei-

ner Variable auf Wachstum und Investitionen nicht ein-
deutig ist, wird jedoch auf die Ergebnisse der bivaria-
ten Schätzung verwiesen.

Datenbasis

602. Dem üblichen Vorgehen in der empirischen Li-
teratur folgend werden zur Isolierung langfristiger
Wachstumsprozesse Durchschnitte der Variablen über
nicht überlappende fünfjährige Zeiträume für die Schät-
zung verwendet. Die Daten entstammen bis auf die
Maße für das Humankapital und die Altenquotienten
der OECD-Datenbank. Für das Humankapital wurde
auf den Barro/Lee-Datensatz zurückgegriffen (Barro
und Lee, 2000). Die Daten zur Altersstruktur der Be-
völkerung stammen von Eurostat. Betrachtet wird der
Zeitraum der Jahre 1960 bis 1999, wobei die verfüg-
bare Datenbasis für einzelne Variablen lediglich Schät-
zungen für einen kürzeren Zeitraum zulässt. Neben den
üblichen Variablen des neoklassischen Wachstumsmo-
dells wird eine Reihe zusätzlicher Politikvariablen als exo-
gene Bestimmungsgrößen in die Untersuchung einbezogen
(Tabelle 54, Seite 322). Der verwendete Länderkreis
beschränkt sich auf die Industrieländer, wobei − um die
Vergleichbarkeit des Länderkreises innerhalb der ein-
zelnen Schätzungen zu gewährleisten − angesichts
mangelnder Datenverfügbarkeit in manchen Spezifika-
tionen einige Länder nicht berücksichtigt wurden. Der
gesamte Zeitraum der Jahre 1960 bis 1999 wird für die
meisten Variablen nicht von sämtlichen Ländern abge-
deckt, es handelt sich demnach um ein unbalanciertes
Panel. Den Schätzgleichungen wird zusätzlich eine
Dummy-Variable hinzugefügt, die für Deutschland ab
dem Jahre 1990 den Wert eins annimmt. Die durch die
Vereinigung bedingte Niveauverschiebung in den Zeit-
reihen für das Bruttoinlandsprodukt sowie für die er-
werbsfähige Bevölkerung Deutschlands wurde durch
eine Verkettung der gesamtdeutschen Zahlen mit den-
jenigen des früheren Bundesgebiets für das Jahr 1991
berücksichtigt.

603. In einem ersten Schritt wird der Einfluss weite-
rer erklärender Variablen über die Wachstumsdetermi-
nanten des einfachen Solow-Modells hinaus in Gestalt
separater Regressoren analysiert. Als Test auf Robustheit
der gefundenen Ergebnisse wird eine analoge Untersu-
chung für ein um die Humankapitaldimension erweiter-
tes neoklassisches Wachstumsmodell durchgeführt. Da
die Einbeziehung nur jeweils einer erklärenden Varia-
blen unter Umständen ein verzerrtes Bild der Rolle die-
ser Größe für den Wachstumsprozess vermittelt, wer-
den zusätzlich einige Spezifikationen getestet, die den
simultanen Einfluss mehrerer zusätzlicher Regressoren
erfassen. Dies ist insbesondere bei den finanzpoliti-
schen Variablen der staatlichen Einnahmeseite und der
Ausgabenseite ein sinnvolles Vorgehen. In einem ab-
schließenden Schritt wird, basierend auf diesen Ergeb-
nissen, eine um eine Vielzahl erklärender Variablen er-
weiterte Spezifikation geschätzt, mittels derer für eine
Reihe ausgewählter Länder eine Dekomposition des
Wachstums in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre
möglich ist.
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Tabel le  54

Beschreibung der in die Untersuchung einbezogenen Länder und Variablen1)

Länderkreis

Gesamtzeitraum

Variable

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerungswachstum

Unternehmensinvestitio-
nen

Humankapital

Staatliche Investitionen

Staatlicher Konsum, 
insgesamt

Staatlicher Konsum,
ohne Arbeitnehmer-
entgelte

Arbeitnehmerentgelte
des Staates

Schuldenstand

Defizit

Primärdefizit

Steuern

Sozialabgaben

Abgaben, insgesamt

Direkte Steuern

Indirekte Steuern

Verhältnis indirekter zu
direkten Steuern

Inflation: Deflator

Inflation: Verbraucher-
preise

Offenheitsgrad

Terms of Trade

Beschreibung

Bruttoinlandsprodukt in Kaufkraftstandards von 1995 je erwerbsfähigen Einwohner
(Alter von 15 Jahren bis 64 Jahren). Daten für das frühere Bundesgebiet wurden ab
dem Jahre 1991 mit gesamtdeutschen Daten verkettet.

Wachstum der erwerbsfähigen Bevölkerung im Alter von 15 Jahren bis 64 Jahren, er-
weitert um einen gemeinsamen Faktor für das Wachstum des technischen Fortschritts
und die Abschreibungen. Daten für das frühere Bundesgebiet wurden ab dem Jahre
1991 mit gesamtdeutschen Daten verkettet.

Bruttoanlageinvestitionen des Unternehmenssektors in Relation zum Bruttoinlands-
produkt

Humankapital: Barro/Lee-Datensatz (aktualisiert 2000). Durchschnittliche Schul-
jahre in der Gesamtbevölkerung. Verwendet wurden die Anfangswerte der jeweili-
gen 5-Jahreszeiträume.

Bruttoanlageinvestitionen des Staates in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Konsumausgaben des Staates in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Konsumausgaben des Staates (ohne Arbeitnehmerentgelte) in Relation zum Brut-
toinlandsprodukt

Arbeitnehmerentgelte des Staates in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Staatsschuld in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Finanzierungssaldo des Staates in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Finanzierungssaldo des Staates ohne Zinszahlungen in Relation zum Bruttoinlands-
produkt

Direkte und indirekte Steuern von Unternehmen und privaten Haushalten in Relation
zum Bruttoinlandsprodukt

Sozialbeiträge in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Direkte Steuern, indirekte Steuern sowie Sozialbeiträge von Unternehmen und pri-
vaten Haushalten in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Direkte Steuern von Unternehmen und privaten Haushalten in Relation zum Brut-
toinlandsprodukt

Indirekte Steuern in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Quotient aus indirekten Steuern und direkten Steuern von Unternehmen und priva-
ten Haushalten

Veränderung des Deflators des Bruttoinlandsprodukts

Veränderung des Verbraucherpreisindex

Summe von Exporten und Importen in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Deflator der Exporte dividiert durch den Deflator der Importe

Australien, Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Italien,
Japan, Kanada, Niederlande, Norwegen, Österreich, Schweden, Spanien, 
Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten

1960 bis 1999, wenn nicht anders vermerkt.
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noch Tabel le  54

noch: Beschreibung der in die Untersuchung einbezogenen Länder und Variablen1)

1) Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen, wenn nicht anders vermerkt. Zu weiteren Einzelheiten siehe auch Ziffer 602.

NAWRU

Erwerbstätige, insgesamt

Erwerbstätige, Staat

Erwerbstätige, Unter-
nehmen

Erwerbstätige, Selbstän-
dige

Standardisierte Arbeits-
losenquote

Altenquotient

FuE, Unternehmen
1980 bis 1999

FuE, Staat
1980 bis 1999

FuE, Bildung
1980 bis 1999

FuE, insgesamt
1980 bis 1999

Maß für die strukturelle Arbeitslosigkeit (non accelerating wage rate of unemploy-
ment)

Erwerbstätige insgesamt in Relation zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter

Erwerbstätige beim Staat in Relation zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter

Erwerbstätige im Unternehmensbereich in Relation zur Bevölkerung im erwerbs-
fähigen Alter

Selbständige in Relation zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter

Standardisierte Arbeitslosenquote (ILO-Definition)

Personen 65 Jahre und älter in Relation zur Gesamtbevölkerung (Datenquelle: Eu-
rostat)

Ausgaben für Forschung und Entwicklung im Unternehmensbereich in Relation zum
Bruttoinlandsprodukt

Ausgaben für Forschung und Entwicklung im öffentlichen Bereich in Relation zum
Bruttoinlandsprodukt

Ausgaben für Forschung und Entwicklung im Bereich der Hochschulen (higher edu-
cation) in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Ausgaben für Forschung und Entwicklung insgesamt in Relation zum Bruttoinlands-
produkt

noch Variable noch Beschreibung

Wachstumsdeterminanten im neoklassischen
Grundmodell

604. Die geschätzten Koeffizienten des neoklassi-
schen Grundmodells weisen die erwarteten Vorzeichen
auf (Tabelle 55, Seite 324). Der Konvergenzparameter
impliziert eine jährliche Konvergenzgeschwindigkeit
von 6,7 vH; die Halbwertszeit, das heißt der Zeitraum,
innerhalb dessen eine bestehende Differenz zum
Wachstumsgleichgewicht zur Hälfte abgebaut ist, be-
trägt demzufolge rund zehn Jahre. Die Schätzungen
sind angesichts der geringen Zeitdimension des zu-
grundeliegenden Panels mit einiger Vorsicht zu inter-
pretieren, liegen allerdings im Rahmen der Ergebnisse
einer Reihe bisheriger Panelstudien (Islam, 1995;
Caselli, Esquivel und Lefort, 1996). Sie bestätigen
den Befund, dass Wachstumsregressionen im Rahmen
von Panelmodellen regelmäßig eine größere Konver-
genzgeschwindigkeit ermitteln als reine Querschnitts-
regressionen, bei denen als Faustregel lediglich 2 vH
eines bestehenden Rückstands pro Jahr abgebaut wer-
den.

Die Tatsache, dass Panelstudien regelmäßig eine
höhere Konvergenzgeschwindigkeit als Querschnitts-
analysen ausweisen, liegt zum Teil daran, dass in Quer-
schnittsstudien aufgrund der Einordnung der Unter-
schiede zwischen den unbeobachtbaren technologischen
Ausgangsniveaus in den Fehlerterm ein schätztechni-
sches Problem resultiert. Insofern diese Unterschiede
mit dem Ausgangsniveau der Produktion korreliert
sind, wofür gute Gründe sprechen, ist in einer Quer-
schnittsschätzung der Konvergenzkoeffizient verzerrt.
Aufgrund der zu vermutenden positiven Korrelation
lässt sich zudem die Richtung der Verzerrung bestim-
men: Der Konvergenzkoeffizient wird in Querschnitts-
analysen überschätzt, die Konvergenzgeschwindigkeit
damit zu niedrig ausgewiesen. Indem mit der Panel-
schätzung die unbeobachtbare Variable als länderspe-
zifischer Effekt in das Modell eingeht, wird diese Ver-
zerrung beseitigt (Islam, 1995). Mit anderen Worten:
Die Modellierung eines Panels mit fixen Effekten
berücksichtigt mit dem unbeobachteten Ausgangsni-
veau der Technologie eine zusätzliche, das Wachs-
tumsgleichgewicht bestimmende Dimension. Durch
diese zusätzliche länderspezifische Heterogenität wird
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eine weitere konditionierende Variable einbezogen, die
verantwortlich ist für unterschiedliche langfristige
Wachstumsgleichgewichte und damit auch für Unter-
schiede in der Konvergenz zu diesen Endzuständen.4)

Eine höhere Investitionsquote im Unternehmenssektor
erhöht das langfristige Outputniveau mit einer Elastizität
von gut einem Viertel. Eine Erhöhung der Investitions-
quote um einen Prozentpunkt ausgehend vom Stichpro-
benmittelwert von annähernd 12 vH bedeutet in dieser
Spezifikation eine Erhöhung des gleichgewichtigen
Outputniveaus um fast 2 1/2 vH.

605. Bei der Erweiterung des Modells um einen In-
dikator für den Humankapitalbestand gilt es zu be-
achten, dass eine notorische Schwäche der Verfahren,
den Einfluss dieser Größe auf den Wachstumsprozess
zu erfassen, in der unzureichenden Qualität liegt, mit
der der Bestand an produktionswirksamer Bildung ge-
messen werden kann. Die allgemein verwendete Ap-
proximation über die durchschnittlichen Schuljahre in
der Bevölkerung berücksichtigt ausschließlich einen
quantitativen Aspekt, Unterschiede in der Qualität des
Bildungssystems bleiben unerfasst.

Eine Einbeziehung des so operationalisierten Human-
kapitals als weitere erklärende Variable in das neoklas-

sische Grundmodell liefert einen signifikant positiven
Koeffizientenschätzwert. Darüber hinaus erhöht sich
die Konvergenzgeschwindigkeit auf 7,6 vH. Eine Er-
höhung der durchschnittlichen Jahre an Erziehung in
der Bevölkerung um ein Jahr ausgehend vom Stichpro-
benmittel von gut 7 1/2 Jahren erhöht die Produktion je
erwerbsfähigen Einwohner um 1,3 vH.

606. Bezieht man finanzpolitische Variablen jeweils
als separate erklärende Faktoren in das Grundmodell
ein, zeigt sich, dass diese vielfach einen signifikanten
Einfluss auf das Wirtschaftswachstum ausüben (Ta-
belle 56). Zudem erhöht sich im Regelfall die Konver-
genzgeschwindigkeit. Ausnahmen bilden der Staats-
konsum sowie die Sozialabgabenquote.

Die Variabilität der geschätzten Konvergenzparameter
je nach betrachteter zusätzlicher finanzpolitischer Ein-
flussgröße ist allerdings zum Teil beträchtlich. Dies
legt eine vorsichtige Interpretation der Schätzergeb-
nisse mit Blick auf exakt quantifizierbare Angaben zur
Konvergenzgeschwindigkeit nahe. Die Unterschiede in
den Schätzwerten für das zeitverzögerte Bruttoinlands-
produkt je erwerbsfähigen Einwohner und damit auch
für die Konvergenzgeschwindigkeit und die Halb-
wertszeit erklären sich allerdings auch durch die je
nach Datenverfügbarkeit der jeweiligen Indikatoren
unterschiedlichen Schätzzeiträume. Da die beobacht-
bare Konvergenz im Zeitablauf nachgelassen hat, ist
bei denjenigen Spezifikationen, in denen für die zusätz-
liche erklärende Variable Daten in der Mehrzahl für
den Beginn des Schätzzeitraums nicht vorhanden sind,
der Schätzwert für die Konvergenzgeschwindigkeit ten-
denziell geringer.

Tabel le  55

Neoklassisches Grundmodell1)

Variable

Bruttoinlandsprodukt – verzögert .

Unternehmensinvestitionen...........

Bevölkerungswachstum ................

Humankapital ................................

Konvergenzgeschwindigkeit2).......

Halbwertszeit3) ..............................

Standard-Solow-Modell

Koeffizient t-Wert

0,72** 12,76 0,68** 12,15

0,29** 6,97 0,27** 7,64

– 0,11 – 1,48 – 0,11 – 1,61

0,11(*) 1,71

7 8

10,33 9,11

Koeffizient t-Wert

Erweiterung mit Humankapital

1) Untersuchungszeitraum: 1960 bis 1999. Weitere Einzelheiten zu den Variablen siehe Tabelle 54, zur Datengrundlage siehe Ziffer 602. Zu-
grunde gelegte Schätzgleichung siehe Gleichung (15), Ziffer 600.

2) Konvergenzgeschwindigkeit in vH pro Jahr: Geschwindigkeit einer Annäherung an das langfristige Wachstumsgleichgewicht.
3) Entspricht dem Zeitraum (in Jahren), innerhalb dessen eine bestehende Einkommensdifferenz zur Hälfte abgebaut ist.
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau an.

4) Unterschiede in den Konvergenzraten ergeben sich zum Teil auch
durch die Verwendung unterschiedlicher Panelschätzmethoden
(Bond, Hoeffler und Temple, 2001). Das Ergebnis einer erhöhten
Konvergenzgeschwindigkeit in Panelschätzungen bleibt hiervon
jedoch im Regelfall unberührt.
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Tabel le  56

Neoklassisches Grundmodell ohne Humankapital erweitert um finanzpolitische Variablen1)

Variable

Staatliche
Investitionen

Staatlicher Konsum,
insgesamt

Staatlicher Konsum,
ohne Arbeitnehmerentgelte

Arbeitnehmerentgelte
des Staates

Defizit4)

Primärdefizit4)

Schuldenstand

Steuern

Abgaben, insgesamt

Direkte Steuern

Indirekte Steuern

Sozialabgaben

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

0,08 ** 0,69 ** 0,29 ** – 0,12 * 7 9,28
3,94 13,89 8,82 – 2,00

–0,21 ** 0,77 ** 0,20 ** – 0,12 5 12,95
–3,26 10,74 4,44 – 1,62

–0,08 (*) 0,67 ** 0,24 ** – 0,12 (*) 8 8,81
–1,81 11,03 5,95 – 1,69

–0,13 * 0,73 ** 0,24 * – 0,10 6 10,98
–2,22 10,19 5,33 – 1,38

–0,004 ** 0,65 ** 0,18 ** – 0,14 * 9 8,05
–2,66 10,67 4,27 – 1,99

–0,003 0,62 ** 0,20 ** – 0,20 ** 9 7,37
–1,60 8,80 4,00 – 2,73

–0,06 ** 0,57 ** 0,19 ** – 0,12 (*) 11 6,21
–2,89 6,53 5,08 – 1,68

0,00 0,63 ** 0,24 ** – 0,13 (*) 9 7,54
–0,08 10,28 5,98 – 1,83

–0,12 0,67 ** 0,25 ** – 0,17 * 8 8,60
–1,48 10,15 5,78 – 2,03

0,03 0,61 ** 0,24 ** – 0,16 * 10 7,09
0,76 9,85 6,18 – 2,13

–0,08 (*) 0,64 ** 0,24 ** – 0,12 9 7,73
–1,77 9,70 5,86 – 1,58

–0,21 ** 0,83 ** 0,28 ** – 0,19 * 4 18,98
–4,44 12,84 7,60 – 2,40

Exo-
gene

Variable

Brutto-
inlands-
produkt
– verzö-

gert

Unter-
neh-

mens-
investi-
tionen

Be-
völke-
rungs-
wachs-

tum

Konver-
genzge-
schwin-
digkeit2)

Halb-
werts-
zeit3)

1) Untersuchungszeitraum: 1960 bis 1999. Weitere Einzelheiten zu den Variablen siehe Tabelle 54, zur Datengrundlage siehe Ziffer 602. Zu-
grunde gelegte Schätzgleichung siehe Gleichung (15) Ziffer 600.

2) Konvergenzgeschwindigkeit in vH pro Jahr: Geschwindigkeit einer Annäherung an das langfristige Wachstumsgleichgewicht.
3) Entspricht dem Zeitraum (in Jahren), innerhalb dessen eine bestehende Einkommensdifferenz zur Hälfte abgebaut ist.
4) Defizite gehen in nicht logarithmierter Form in die Schätzung ein.
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau an.



Nachfolgend werden zunächst die isolierten Effekte
der jeweiligen Variablen beschrieben. In einem zusätz-
lichen Schritt werden in einer erweiterten Spezifikation
simultan die staatliche Einnahmeseite und Ausgaben-
seite einbezogen, da dies eine realistischere Betrach-
tung der finanzpolitischen Alternativen vermittelt.5)6)

Staatliche Investitionen weisen einen signifikanten Pro-
duktivitätseffekt auf. Dieser liegt jedoch beträchtlich un-
ter demjenigen der privaten Unternehmensinvestitionen.
Die staatliche Konsumquote übt demgegenüber einen
signifikant negativen Einfluss aus. Diese Größe spiegelt
nicht nur eine spezifische staatliche Ausgabenkompo-
nente wider, sondern wird in einer Spezifikation ohne
Berücksichtigung der staatlichen Einnahmeseite vielfach
auch als Indikator für die Größe des öffentlichen Sektors
interpretiert (Bassanini, Scarpetta und Hemmings, 2001;
Fölster und Henrekson, 2001). Eine Aufspaltung der
staatlichen Konsumausgaben in Lohnbestandteile und
Nichtlohnbestandteile zeigt für beide Größen einen signi-
fikant negativen Effekt, der für die Lohnkomponente et-
was deutlicher ausgeprägt ist. Ebenfalls signifikant nega-
tive Einflüsse finden sich für das staatliche Defizit, das in
nicht logarithmierter Form in die Schätzung eingeht.

Als weitere Variable zur Untersuchung des Einflusses
defizitfinanzierter staatlicher Aktivität lässt sich die
Schuldenstandsquote der öffentlichen Haushalte he-
ranziehen. Auch hier lässt sich ein signifikant negativer
Einfluss der Verschuldung der öffentlichen Haushalte
feststellen: Eine Erhöhung der Schuldenstandsquote −
der Stichprobenmittelwert liegt bei rund 50 vH − um ei-
nen Prozentpunkt ist mit einem um 0,12 vH niedrigeren
langfristigen Produktionsniveau verbunden.

Betrachtet man die Einnahmeseite der öffentlichen
Haushalte für sich, zeigt sich, dass die Steuern und auch
die Abgabenbelastung insgesamt, das heißt die Summe
aus Steuern und Sozialabgaben, keine signifikanten Ef-
fekte haben. In einer weiteren Aufgliederung der Steu-
ern lässt sich für die indirekten Steuern ein auf dem
10 %-Niveau signifikant negativer Einfluss ausmachen.
Der Koeffizient für die direkten Steuern ist hingegen
nicht signifikant. Dieses auf den ersten Blick erstaunli-
che Ergebnis erklärt sich durch den Umstand, dass die
wachstumsschädlichen Wirkungen der direkten Steu-
ern primär über ihren Einfluss auf die Unternehmens-
investitionen wirken. So weist die Schätzung der In-
vestitionsquote der Unternehmen einen signifikant
negativen Einfluss der direkten Steuern aus. Darüber
hinaus zeigt eine Regression, in der die exogenen Varia-
blen ohne die übrigen Einflussgrößen des neoklassischen
Modells, also vor allem ohne die Investitionsquote, in
die Wachstumsgleichung eingehen, dass die direkten

Steuern einen signifikant negativen Einfluss ausüben
und zusätzlich eine stärkere Gewichtung der indirekten
im Vergleich zu den direkten Steuern wachstumsför-
dernd wirkt.7)

Die Sozialabgabenquote − wiederum für sich genom-
men − bildet ein signifikantes Wachstumshemmnis.
Ausgehend vom Stichprobenmittelwert von rund 10 vH
für diese Größe bedeutet eine Reduzierung um einen
Prozentpunkt eine Steigerung des Outputniveaus um
annähernd 2 vH.

607. Zur genaueren Erfassung des Einflusses finanz-
politischer Variablen ist es sinnvoll, die geschätzte Spe-
zifikation zu erweitern, so dass die Komponenten der
Einnahmeseite und der Ausgabenseite jeweils zusam-
men sowie des Weiteren beide Budgetseiten simultan
in ihren Wachstumswirkungen identifiziert werden
können (Tabelle 57). In Spezifikation (1), in der die
Ausgabenkomponenten zusammen erfasst sind, erwei-
sen sich die öffentlichen Investitionen weiterhin als
signifikant positiv. Innerhalb der staatlichen Konsum-
ausgaben zeigt sich der nicht lohnbezogene Anteil als
signifikant negativ. Spezifikation (2) bildet die einzel-
nen Einnahmekomponenten zusammen ab. Es ergibt
sich ebenfalls ein gegenüber den separaten Regressio-
nen weitgehend unverändertes Bild: Die indirekten
Steuern und Sozialabgaben wirken signifikant negativ.
Hier ist allerdings nochmals darauf hinzuweisen, dass
der Effekt der direkten Steuern über die Investitionen
nicht abgebildet wird.

Betrachtet man anschließend die beiden Budgetseiten
simultan, verliert der Staatskonsum an Signifikanz.
Auf der Einnahmeseite ändert sich qualitativ nichts.
Die Insignifikanz des staatlichen Konsums stützt die
Hypothese, dass der in isolierter Betrachtung – hierbei
geht jede wirtschaftspolitische Variable als separater
exogener Regressor in die Standard-Wachstumsglei-
chung ein – signifikant negative Effekt dieser Variablen
eher den Staatsanteil approximiert als die Wachstums-
wirkungen dieser spezifischen Ausgabenkomponente
beschreibt. Die Defizitfinanzierung erweist sich als sig-
nifikantes Wachstumshemmnis; umgekehrt sind staatli-
che Investitionen wachstumsfördernd, dies allerdings
weiterhin mit einer geringeren Elastizität als die priva-
ten Investitionen.

608. Der potentielle Einfluss wirtschaftspolitischer
Maßnahmen auf das Wachstum umfasst nicht lediglich
den engen Kreis finanzpolitischer Maßnahmen. So ist
insbesondere in Deutschland die inflexible Struktur des
Arbeitsmarkts als Erklärungsfaktor für die relative
Wachstumsschwäche in den vergangenen Jahren ange-
führt worden. Eine Bewertung dieses Arguments im
Rahmen einer Panelanalyse steht allerdings vor der
Schwierigkeit, dass keine Daten zur Verfügung stehen,
die länderübergreifend konsistent für einen hinreichend
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7) Die Ergebnisse dieser bivariaten Regressionen sind als zusätzliche
Kontrollregression durchgeführt worden, jedoch nicht im Text aus-
gewiesen.

5) Zu beachten ist, dass für die Schätzungen, die den staatlichen Kon-
sum sowie die Steuern enthalten, sich aufgrund von Datenrestrik-
tionen der Länderkreis um Dänemark und das Vereinigte König-
reich verringert. Die Schätzungen mit der Größe Sozialabgaben
können darüber hinaus nicht für Australien durchgeführt werden.

6) So ist beispielsweise eine Reduzierung der Defizitquote mit höhe-
ren Steuern und/oder geringeren Staatsausgaben verbunden.
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langen Zeitraum institutionelle Entwicklungen auf den
jeweiligen Arbeitsmärkten abbilden können. Als Aus-
weg bleibt vor diesem Hintergrund einzig die Verwen-
dung von Proxy-Indikatoren.

Institutionelle Rigiditäten spiegeln sich im Umfang der
strukturellen Arbeitslosigkeit. Letztere wird empirisch
jedoch nicht über eine explizite Analyse bestehender
struktureller Hemmnisse ermittelt, sondern indirekt über
einen Phillipskurven-Zusammenhang abgeleitet. Dies
gilt auch für das im Rahmen dieser Studie verwendete
Konzept der strukturellen Arbeitslosigkeit als derjenigen
Arbeitslosenquote, bei der die Lohnentwicklung keine
Beschleunigung erfährt (Non Accelerating Wage Rate of
Unemployment, NAWRU). Die Einbeziehung dieser Ar-
beitsmarktvariablen als isolierter exogener Regressor in
die Schätzung des neoklassischen Grundmodells zeigt ei-

nen signifikant negativen Einfluss dieser Größe auf den
Wachstumsprozess (Tabelle 58, Seite 328). Zusätzlich
gilt es zu beachten, dass ein wesentlicher Effekt der
strukturellen Rigiditäten über die Investitionsnachfrage
der Unternehmen wirken dürfte: Eine entsprechende
Regression für die Investitionen der Unternehmen lie-
fert in der Tat einen signifikant negativen Zusammen-
hang zwischen der strukturellen Arbeitslosigkeit und der
Investitionsquote der Unternehmen. Dieser Befund wird
gestützt durch eine einfache bivariate Kontrollregres-
sion, bei der neben dem Konvergenzterm lediglich die
NAWRU als weitere erklärende Variable in die Schätzung
eingeht, das heißt die übrigen Einflussgrößen des neo-
klassischen Grundmodells − Wachstum der erwerbsfähi-
gen Bevölkerung, technischer Fortschritt und Abschrei-
bungen − ausgeblendet werden. Auch hier erweist sich
die strukturelle Arbeitslosigkeit als signifikant negativ.

Tabel le  57

Neoklassisches Grundmodell ohne Humankapital: Spezifikation mit finanzpolitischen Variablen1)

Variable

Ausgaben-
komponenten

(1)

Einnahme-
komponenten

(2)

Ausgaben- und Ein-
nahmekomponenten

(3)

Bruttoinlandsprodukt – verzögert .

Unternehmensinvestitionen...........

Bevölkerungswachstum ................

Staatliche Investitionen .................

Staatlicher Konsum, insgesamt .....

Arbeitnehmerentgelte des Staates .

Staatlicher Konsum, ohne Arbeit-
nehmerentgelte............................

Abgaben, insgesamt ......................

Steuern ..........................................

Direkte Steuern .............................

Indirekte Steuern ...........................

Sozialabgaben ...............................

Defizit2) .........................................

Konvergenzgeschwindigkeit3).......

Halbwertszeit4) ..............................

0,73 ** 10,82 0,74  ** 11,02 0,64   ** 9,90

0,24 ** 6,10 0,23  ** 5,42 0,22   ** 6,15

– 0,08 – 1,04 – 0,24  ** – 3,24 – 0,14   * – 2,38

0,10 ** 4,80 0,12   ** 5,10

– 0,10 – 1,37 0,04 0,54

– 0,14 * – 2,41 – 0,05  – 0,80

0,03 1,17 0,02 0,69

– 0,12  * – 2,05 – 0,20   ** – 3,81

– 0,19  ** – 4,05 – 0,13   * – 2,52

– 0,002 – 1,29 – 0,005 ** – 2,71

6 6 9

11,22 11,47 7,81

Koeffizient t-Wert Koeffizient t-Wert Koeffizient t-Wert

1) Untersuchungszeitraum: 1960 bis 1999. Weitere Einzelheiten zu den Variablen siehe Tabelle 54, zur Datengrundlage siehe Ziffer 602. Zu-
grunde gelegte Schätzgleichung siehe Gleichung (15) Ziffer 600. 

2) Defizite gehen in nicht logarithmierter Form in die Schätzung ein.
3) Konvergenzgeschwindigkeit in vH pro Jahr: Geschwindigkeit einer Annäherung an das langfristige Wachstumsgleichgewicht.
4) Entspricht dem Zeitraum (in Jahren), innerhalb dessen eine bestehende Einkommensdifferenz zur Hälfte abgebaut ist. 
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau an.
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Tabel le  58

Neoklassisches Grundmodell ohne Humankapital erweitert um Arbeitsmarktvariablen, 
Indikatoren für FuE-Tätigkeit, Offenheitsgrad und Inflation1)

Variable

Inflation:
Verbraucherpreise

Offenheitsgrad

FuE, Unternehmen

FuE, Staat

FuE, Bildung

FuE, insgesamt

NAWRU

Erwerbstätige,
insgesamt

Erwerbstätige,
Staat

Erwerbstätige,
Unternehmen

Erwerbstätige,
Selbständige

Standardisierte
Arbeitslosenquote

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

– 0,02 * 0,89 ** 0,24 ** – 0,13 (*) 2 29,72  
– 2,41 9,34 6,01 – 1,77

0,10 (*) 0,68 ** 0,25 ** – 0,12 (*) 8 8,96
1,72 11,23 6,05 – 1,66

0,06 * – 0,11 0,24 ** 0,15 * a)

2,24 – 0,70 4,71 2,04

– 0,07 (*) – 0,17 0,16 ** 0,24 **
– 1,76 – 1,18 3,35 2,67

0,09 * – 0,03 0,19 ** 0,22 *
2,54 – 0,21 3,50 2,55

0,08 ** – 0,11 0,23 ** 0,16 *
2,68 – 0,74 4,67 2,25

– 0,03 (*) 0,66 ** 0,26 ** – 0,12 8 8,40
– 1,77 10,55 7,32 – 1,64

0,51 ** 0,64 ** 0,18 ** – 0,08 9 7,68
4,65 9,87 3,93 – 1,01

0,06 0,67 ** 0,25 ** – 0,15 (*) 8 8,73
1,00 9,26 5,87 – 1,88

0,38 ** 0,68 ** 0,18 ** –0,10 8 9,00
3,80 10,32 3,96 – 1,24

– 0,04 0,68 ** 0,27 ** – 0,08 8 8,93
– 0,82 10,55 6,24 – 1,01

– 0,09 ** 0,69 ** 0,08 – 0,05 8 9,23
–5,99 10,96 1,63 – 0,70

Exo-
gene

Variable

Brutto-
inlands-
produkt
– verzö-

gert

Unter-
nehmens-
investi-
tionen

Bevöl-
kerungs-
wachs-

tum

Konver-
genzge-
schwin-
digkeit2)

Halb-
werts-
zeit3)

1) Untersuchungszeitraum: 1960 bis 1999, für FuE-Ausgaben 1980 bis 1999. Weitere Einzelheiten zu den Variablen siehe Tabelle 54, zur Da-
tengrundlage siehe Ziffer 602. Zugrunde gelegte Schätzgleichung siehe Gleichung (15) Ziffer 600.

2) Konvergenzgeschwindigkeit in vH pro Jahr: Geschwindigkeit einer Annäherung an das langfristige Wachstumsgleichgewicht.
3) Entspricht dem Zeitraum (in Jahren), innerhalb dessen eine bestehende Einkommensdifferenz zur Hälfte abgebaut ist.
a) Aussage nicht sinnvoll, da Koeffizienten nicht signifikant.
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau an.

Betrachtet man zusätzlich zu einem Indikator der struk-
turellen Arbeitslosigkeit die Entwicklung der gesamten
Arbeitslosigkeit in Gestalt der standardisierten Arbeits-
losenquote, ergeben sich ebenfalls signifikant negative
Effekte auch für die Schätzung im Rahmen des neoklas-
sischen Grundmodells. Allerdings ist die tatsächli-
che Arbeitslosigkeit vermutlich ein weniger brauch-
barer Indikator für die strukturellen Hemmnisse als
die NAWRU. Zwar wird durch die mehrjährige Durch-
schnittsbildung der konjunkturelle Einfluss reduziert,
dennoch dürfte die standardisierte Arbeitslosenquote
eher ein Maß für die Faktorauslastung darstellen.

Bezieht man darüber hinaus verschiedene Definitionen
der Erwerbsquoten als alternative Indikatoren der Aus-
lastung des Faktors Arbeit ein, zeigt sich − mit umge-
kehrtem Vorzeichen − ein entsprechendes Bild: Eine
höhere Erwerbsbeteiligung geht mit höherem Wachstum
einher, wobei die Erwerbsbeteiligung im öffentlichen
Sektor und die Selbständigenquote keinen signifikanten
Einfluss ausüben. Es lässt sich argumentieren, dass Un-
terschiede in der Erwerbsbeteiligung mit strukturellen
Rigiditäten am Arbeitsmarkt korreliert seien, allerdings
spiegeln sich in der Erwerbsquote auch Unterschiede
in den Präferenzen der erwerbsfähigen Bevölkerung.



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 329 – Drucksache 15/100

Zudem gilt es, die potentielle Endogenität der Er-
werbsbeteiligung zu beachten. Dieses Problem wird
durch den Instrumentenvariablen-Ansatz zwar ent-
schärft, jedoch möglicherweise nicht vollständig besei-
tigt.

609. Die Inflationsrate, gemessen anhand der Ver-
braucherpreisentwicklung, weist ein signifikant negati-
ves Vorzeichen auf. Negative, jedoch nicht signifikante
Effekte lassen sich auch für die − nicht ausgewiesene −
Veränderungsrate des Deflators des Bruttoinlandspro-
dukts als Inflationsmaß sowie für die Volatilität der In-
flation feststellen. 

Der Offenheitsgrad, gemessen anhand der Summe
von Exporten und Importen in Relation zum Brut-
toinlandsprodukt, hat einen signifikant positiven
Einfluss auf das langfristige Wachstumsgleichge-
wicht. Es ist allerdings fraglich, ob für die generell
offenen Volkswirtschaften innerhalb der OECD die-
ser Indikator einen direkten wirtschaftspolitischen
Bezug hat.

610. Die Bedeutung des Wissenskapitals einer Volks-
wirtschaft drückt sich neben den üblichen Humankapital-
indikatoren auch in den Aufwendungen einer Volkswirt-
schaft in den Bereichen Forschung und Entwicklung
(FuE) aus. Die Regressionsergebnisse belegen einen po-
sitiven Einfluss der gesamten FuE-Ausgaben auf das
Wachstum. Eine detailliertere Aufgliederung macht er-
sichtlich, dass hierfür die FuE-Aktivitäten im Unterneh-
mensbereich und im Bildungsbereich (R&D in higher
education in der OECD-Abgrenzung) verantwortlich
sind, wohingegen die übrigen staatlichen FuE-Ausga-
ben einen negativen Effekt ausüben. Eine Erklärung
hierfür könnte in Verdrängungseffekten staatlicher
FuE-Ausgaben bestehen. Darüber hinaus dürfte ein
Großteil der staatlichen FuE-Ausgaben außerhalb des
Bildungsbereichs im Verteidigungsbereich anfallen.
Hier sind die direkten Produktivitätseffekte und mögli-
che „Spill-overs“ in den privaten Bereich vermutlich
gering. Allerdings stellen staatliche FuE-Ausgaben
auch oftmals Grundlagenforschung dar, die unter Um-
ständen eine geraume Zeit benötigt, ehe sie im Unter-
nehmensbereich produktionssteigernd wirkt. Insofern
ist bei der negativen Bewertung der Rolle staatlicher
FuE-Ausgaben außerhalb des Bildungsbereichs eine
gewisse Vorsicht geboten. Mit Blick auf die Rolle der
FuE-Ausgaben auf die Investitionstätigkeit der Unter-
nehmen zeigt sich der negative Effekt der staatlichen
Ausgaben für FuE ebenfalls. Die übrigen Komponen-
ten der Forschungsausgaben üben keinen signifikanten
Einfluss auf die Investitionsquote aus.

Generell gilt es allerdings zu beachten, dass die Daten-
basis im Bereich FuE deutlich geringer ist als bei den
übrigen Indikatoren: Die Zeitreihen beginnen frühes-
tens im Jahre 1980 und weisen zahlreiche Lücken auf.
Insofern ist eine quantitative Bewertung ihrer Auswir-
kungen mit noch größeren Vorbehalten zu versehen, als
dies bei den übrigen Variablen der Fall ist. Ein Beleg
hierfür ist die Tatsache, dass in sämtlichen Schätzungen
mit FuE-Variablen die Konvergenzkoeffizienten nega-

tiv und insignifikant sind.8) Der Befund einer für den
kürzeren Schätzzeitraum nicht mehr vorhandenen
Konvergenz wird allerdings gestützt durch die Tat-
sache, dass auch unbedingte Konvergenz zwischen
den betrachteten OECD-Ländern ab dem Jahre 1980
faktisch nicht mehr feststellbar ist (Schaubild 66,
Seite 317).

Wachstumseinflüsse auf die Investitionen 
der Unternehmen

611. Die Ergebnisse deuten auf einen signifikanten
Einfluss einer Reihe von politikrelevanten Makro-
variablen auf das langfristige Wirtschaftswachstum hin.
Die aus der Schätzung des Modells in der Struktur der
Gleichung (15) abgeleiteten Effekte bilden die direkten
Auswirkungen dieser Einflussgrößen ab. Die Annahme,
dass politische und institutionelle Faktoren auch indi-
rekte Einflüsse ausüben, erscheint plausibel. Insbeson-
dere die Investitionstätigkeit der Unternehmen dürfte
auf zahlreiche Politikeinflüsse reagieren. Eine entspre-
chende Analyse der Investitionsquote der Unternehmen
bestätigt diesen Befund (Tabelle 59, Seite 330).

Die öffentlichen Investitionen beeinflussen die private
Kapitalbildung positiv. Die Konsumtätigkeit des Staates
hat hingegen einen erkennbar negativen Effekt. Beson-
ders ausgeprägt ist der Verdrängungseffekt der Kapital-
bildung im Unternehmensbereich bei der Lohnkompo-
nente des Staatskonsums. Interessant sind darüber
hinaus die Ergebnisse für die Einnahmeseite des Staa-
tes. Die Gesamtbelastung mit Steuern und Sozialabga-
ben hat einen erkennbar negativen Einfluss. Eine dis-
aggregierte Betrachtung zeigt, dass dieser signifikant
ist für die direkten Steuern und Sozialabgaben, wohin-
gegen die indirekten Steuern keine Auswirkung auf das
Investitionsverhalten belegen. Die Belastung mit Sozi-
alabgaben übt einen ähnlich negativen Einfluss aus wie
die mit direkten Steuern. Darüber hinaus wirkt eine Steu-
erstruktur, die stärker auf indirekte Steuern setzt, inves-
titionsfördernd. Diese Befunde ergänzen damit – wie be-
reits erwähnt – vor allem mit Blick auf die Rolle der
direkten Steuern und der Steuerstruktur die Ergebnisse
der Schätzung des neoklassischen Wachstumsmodells
und verdeutlichen, dass eine Bewertung des Einflusses
wirtschaftspolitischer Maßnahmen lediglich auf Basis
ihres direkten Wachstumseffekts Gefahr läuft, eine ver-
kürzte Sicht der Dinge wiederzugeben.

Auch für die übrigen Variablen lassen sich häufig indi-
rekte Einflüsse über das Investitionsverhalten feststel-
len. Der Offenheitsgrad sowie eine Verbesserung der
Terms of Trade wirken positiv, der Indikator der struk-
turellen Arbeitslosigkeit erweist sich als signifikant ne-
gativ. Gleiches gilt jedoch nicht für den Bereich FuE:
Mit Ausnahme des Verdrängungseffekts öffentlicher

8) Dieser Befund einer merklich erhöhten Konvergenzgeschwindig-
keit in den Regressionen mit FuE-Variablen erklärt sich in der
Hauptsache durch den deutlich verkürzten Schätzzeitraum. Ein
ähnliches Ergebnis finden beispielsweise Bassanini, Scarpetta und
Hemmings, 2001. 



Drucksache 15/100 – 330 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

Tabel le  59

Ergebnisse der Schätzung für die Investitionsquote der Unternehmen1)

Variable

Staatliche Investitionen..................
Staatlicher Konsum, insgesamt......
Staatlicher Konsum, ohne Arbeit-

nehmerentgelte.............................
Arbeitnehmerentgelte des Staates ..
Defizit2) ..........................................
Schuldenstand ................................
Steuern ...........................................
Abgaben, insgesamt .......................
Direkte Steuern ..............................
Indirekte Steuern............................
Verhältnis indirekter zu direkten

Steuern .........................................
Sozialabgaben ................................
Offenheitsgrad ...............................
Terms of Trade ...............................
FuE, Unternehmen.........................
FuE, Staat.......................................
FuE, Bildung..................................
FuE, insgesamt...............................
Altenquotient .................................
NAWRU.........................................
Erwerbstätige, insgesamt ...............
Erwerbstätige, Staat .......................
Erwerbstätige, Unternehmen .........
Erwerbstätige, Selbständige...........
Standardisierte Arbeitslosenquote..

Investitionsquote der Vorperiode

Koeffizient t-Wert

0,03 0,45 0,08  * 1,99
0,36  ** 2,71 – 0,48  * – 2,47

0,32  ** 2,62 – 0,34  * – 1,99
0,29  * 2,56 – 0,45  ** – 3,05
0,000 0,00 – 0,005 – 1,58

– 0,12  ** – 2,60 – 0,12  ** – 3,98
0,17 1,52 – 0,36  * – 2,09
0,24  * 2,27 – 0,73  ** – 3,25
0,18  (*) 1,66 – 0,28  ** – 2,60
0,21 1,64 0,02 0,09

0,18 1,58 0,21  * 2,22
0,25  * 2,26 – 0,28  * – 2,31
0,02 0,23 0,20  (*) 1,86

– 0,10 – 0,46 0,46  * 2,51
– 0,13  (*) – 1,90 0,05 0,79
– 0,11  (*) – 1,76 – 0,15  * – 2,29
– 0,16  * – 2,36 0,08 1,13
– 0,14  * – 2,06 0,06 0,76

0,22 1,56 – 0,65  (*) – 1,67
– 0,19 – 0,82 – 0,19  ** – 2,71
– 0,29 – 1,61 0,95  ** 3,24
– 0,37 – 1,63 0,03 0,14
– 0,23 – 1,23 1,01  ** 4,03
– 0,19 – 0,81 0,19 1,23
– 0,16 – 0,93 – 0,18  ** – 5,08

Koeffizient t-Wert

Exogene Variable

1) Untersuchungszeitraum: 1960 bis 1999, für FuE-Ausgaben 1980 bis 1999. Weitere Einzelheiten zu den Variablen siehe Tabelle 54, zur Da-
tengrundlage siehe Ziffer 602. Zugrunde gelegte Schätzgleichung siehe Gleichung (16) Ziffer 601.

2) Defizite gehen in nicht logarithmierter Form in die Schätzung ein.
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau an.

FuE-Ausgaben lässt sich kein signifikanter Einfluss
auf die Investitionen erkennen.9)

Der Altenquotient, hier der Anteil der Personen
65 Jahre und älter an der Gesamtbevölkerung, der in
der Wachstumsregression nicht signifikant ist, wirkt
hingegen signifikant negativ auf die Kapitalbildung.

Dieser Befund ist konsistent mit den Auswirkungen der
zunehmenden Alterung im Rahmen von Generationen-
modellen, in denen der Wachstumseffekt der demogra-
phischen Entwicklung über ein geändertes Sparverhal-
ten verursacht wird.

Wachstumseinflüsse in einem um Humankapital
erweiterten neoklassischen Modell

612. Zur Überprüfung der Robustheit der Resultate
im neoklassischen Grundmodell wird im Folgenden das
um Humankapital erweiterte Solow-Modell geschätzt. 

9) Sämtliche andere Variablen, die in die Wachstumsregression Ein-
gang fanden und nicht in Tabelle 59 ausgewiesen sind, haben kei-
nen signifikanten Einfluss auf die Investitionstätigkeit.
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Es zeigt sich, dass die Einflüsse zusätzlicher Politikva-
riablen in qualitativer und quantitativer Hinsicht denje-
nigen des Modells ohne Humankapital sehr ähnlich sind.
Deshalb mag eine kurze Darstellung der wesentlichen
Modifikationen genügen. Bezieht man zusätzliche er-
klärende Variablen ein, zeigt sich in allen Fällen ein
signifikant positiver Koeffizient für die Humankapital-

variable. Für die finanzpolitischen Variablen ändert
sich auf der Ausgabenseite wenig, auf der Einnahme-
seite übt die Gesamtabgabenquote einen signifikant
negativen Effekt aus. Letzterer wird verursacht durch
die Belastung mit Sozialabgaben; sowohl die direkten
als auch die indirekten Steuern erweisen sich als nicht
signifikant (Tabelle 60).

Tabel le  60

Neoklassisches Grundmodell mit Humankapital erweitert um finanzpolitische Variablen1)

Variable

Neoklassisches Grund-
modell mit Humankapital

Staatliche
Investitionen

Staatlicher Konsum,
insgesamt

Staatlicher Konsum,
ohne Arbeitnehmerentgelte

Arbeitnehmerentgelte
des Staates

Defizit4)

Primärdefizit4)

Schuldenstand

Steuern

Abgaben, insgesamt

Direkte Steuern

Indirekte Steuern

Sozialabgaben

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

0,68 ** 0,27 ** – 0,11 0,11(*) 8 9,11
12,15 7,64 – 1,61 1,71

Erweiterung

0,08   ** 0,64 ** 0,27 ** – 0,07 0,11 * 9 7,82
3,78  12,10 8,84 – 1,18 1,97

– 0,18  ** 0,75 ** 0,22 ** – 0,09 0,12 * 6 12,02  
– 2,93  11,26 5,81 – 1,34 2,05

– 0,08  (*) 0,66 ** 0,20 ** – 0,07 0,22 ** 8 8,31
– 1,96  10,79 6,11 – 0,97 3,71

– 0,11 * 0,72 ** 0,20 ** – 0,07 0,20 ** 7 10,55  
– 2,02  9,66 5,30 – 1,05 3,15

– 0,005** 0,65 ** 0,18 ** – 0,11 (*) 0,11 * 9 8,00
– 3,19  10,86 4,49 – 1,70 1,98

– 0,004* 0,62 ** 0,15 ** – 0,14 (*) 0,14 * 9 7,32
– 2,47  8,63 3,21 – 1,87 2,14

– 0,07 ** 0,44 ** 0,12 ** – 0,03 0,22 ** 16 4,25
– 4,04  5,42 4,11 – 0,39 4,57

0,02  0,64 ** 0,21 ** – 0,12 (*) 0,18 ** 9 7,64
0,33  10,21 6,21 – 1,70 3,10

– 0,15 (*) 0,69 ** 0,18 ** – 0,16 * 0,24 ** 8 9,18
– 1,93  9,87 5,16 – 2,02 4,18

0,03  0,62 ** 0,22 ** – 0,13 (*) 0,18 ** 9 7,34
0,93  9,93 6,40 – 1,84 3,01

– 0,06  0,65 ** 0,23 ** – 0,07 0,21 ** 9 8,08
– 1,33  10,77 7,11 – 1,01 3,50

– 0,18 ** 0,80 ** 0,22 ** – 0,21 ** 0,20 ** 4 15,47
– 4,54  12,45 6,89 – 2,77 3,54

Exogene
Variable

Bruttoin-
landspro-

dukt –
verzögert

Unter-
nehmens-

inves-
titionen

Bevölke-
rungs-

wachstum

Human-
kapital

Konver-
genzge-
schwin-
digkeit2)

Halb-
werts-
zeit3)

1) Untersuchungszeitraum: 1960 bis 1999. Weitere Einzelheiten zu den Variablen siehe Tabelle 54, zur Datengrundlage siehe Ziffer 602. Zu-
grunde gelegte Schätzgleichung siehe Gleichung (15) Ziffer 600.

2) Konvergenzgeschwindigkeit in vH pro Jahr: Geschwindigkeit einer Annäherung an das langfristige Wachstumsgleichgewicht.
3) Entspricht dem Zeitraum (in Jahren), innerhalb dessen eine bestehende Einkommensdifferenz zur Hälfte abgebaut ist.
4) Defizite gehen in nicht logarithmierter Form in die Schätzung ein.
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau an.
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Erweitert man auch hier die Spezifikationen mit fi-
nanzpolitischen Variablen, so dass die jeweils zusam-
mengefassten Einnahmen und Ausgaben getrennt oder
simultan eingehen, zeigt sich gegenüber dem Modell
ohne Humankapital ein weitgehend unverändertes Bild
(Tabelle 61). In der simultanen Erfassung beider Budget-
seiten ist der staatliche Konsum insignifikant, die Abga-
benbelastung ist signifikant negativ. Hierfür sind wie im
Solow-Grundmodell die Sozialabgaben und indirekten
Steuern verantwortlich. Es sei aber nochmals erwähnt,
dass der Koeffizient der direkten Steuern deren Einfluss
auf die privaten Investitionen nicht berücksichtigt.

Mit Blick auf die übrigen Variablen ergeben sich eben-
falls kaum Veränderungen (Tabelle 62). Der Koeffizi-
ent der Inflationsrate ist weiterhin signifikant negativ.
Der Einfluss des Humankapitals ist in allen Fällen sig-

nifikant positiv. Insbesondere in den Spezifikationen,
die FuE-Ausgaben enthalten, zeigt sich ein stärkerer
Einfluss des Humankapitals. Da diese Schätzungen
erst mit dem Jahre 1980 beginnen, ist dies ein Indiz für
eine in den vergangenen Jahren möglicherweise ge-
stiegene Bedeutung des Wissens für das Wachstum.
Auch mit Blick auf die Arbeitsmarktvariablen ergibt
sich ein qualitativ weitgehend unverändertes Bild.

Wachstumseinflüsse und Wachstumsdeterminanten
in ausgewählten Ländern

613. Die isolierte Betrachtung einzelner Variablen er-
laubt einen systematischen Vergleich unterschiedlicher
Wachstumseinflüsse. Bereits die Analyse der finanzpo-
litischen Variablen hat jedoch gezeigt, dass dadurch un-
ter Umständen ein verzerrtes Bild vermittelt wird.

Tabel le  61

Neoklassisches Grundmodell mit Humankapital: Spezifikation mit finanzpolitischen Variablen1)

Variable

Ausgaben-
komponenten

(1)

Einnahme-
komponenten

(2)

Ausgaben- und Ein-
nahmekomponenten

(3)

Bruttoinlandsprodukt – verzögert .

Unternehmensinvestitionen...........

Bevölkerungswachstum ................

Humankapital ................................

Staatliche Investitionen .................

Staatlicher Konsum, insgesamt .....

Arbeitnehmerentgelte des Staates .

Staatlicher Konsum, ohne Arbeit-
nehmerentgelte............................

Abgaben, insgesamt ......................

Steuern ..........................................

Direkte Steuern .............................

Indirekte Steuern ...........................

Sozialabgaben ...............................

Defizit2) .........................................

Konvergenzgeschwindigkeit3).......

Halbwertszeit4) ..............................

0,73 ** 10,20 0,74 ** 11,01 0,65   ** 9,35

0,20 ** 5,31 0,19 ** 4,67 0,20   ** 5,25

– 0,07 – 0,96 – 0,24 ** – 3,23 – 0,16   * – 2,34

0,15 * 2,53 0,17 ** 2,67 0,10   (*) 1,82

0,09 ** 3,85 0,11   **  4,15

– 0,09 – 1,36 0,04 0,57

– 0,13 * – 2,18 – 0,02 – 0,27

0,03 0,85 0,01 0,42

– 0,12 * – 2,06 – 0,19   ** – 3,42

– 0,17 ** – 3,95 – 0,14   ** – 2,90

– 0,002 – 1,40 – 0,005 ** – 2,75

6 6 9

11,00 11,57 8,10

Koeffizient t-Wert Koeffizient t-Wert Koeffizient t-Wert

1) Untersuchungszeitraum: 1960 bis 1999. Weitere Einzelheiten zu den Variablen siehe Tabelle 54, zur Datengrundlage siehe Ziffer 602. Zu-
grunde gelegte Schätzgleichung siehe Gleichung (15) Ziffer 600.

2) Defizite gehen in nicht logarithmierter Form in die Schätzung ein.
3) Konvergenzgeschwindigkeit in vH pro Jahr: Geschwindigkeit einer Annäherung an das langfristige Wachstumsgleichgewicht.
4) Entspricht dem Zeitraum (in Jahren), innerhalb dessen eine bestehende Einkommensdifferenz zur Hälfte abgebaut ist.
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau an.
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Tabel le 62

Neoklassisches Grundmodell mit Humankapital erweitert um Arbeitsmarktvariablen, 
Indikatoren für FuE-Tätigkeit, Offenheitsgrad und Inflation1)

Variable

Neoklassisches Grund-
modell mit Humankapital

Inflation:
Verbraucherpreise

Offenheitsgrad

FuE, Unternehmen

FuE, Staat

FuE, Bildung

FuE, insgesamt

NAWRU

Erwerbstätige, insgesamt

Erwerbstätige, Staat

Erwerbstätige, Unter-
nehmen

Erwerbstätige, Selbstän-
dige

Standardisierte Arbeits-
losenquote

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

Koeffizient
t-Wert

0,68 ** 0,27 ** – 0,11 0,11 (*) 8 9,11
12,15 7,64 – 1,61 1,71

Erweiterung

– 0,02 * 0,80 ** 0,22 ** – 0,05 0,15 ** 5 15,13
– 2,38 8,73 6,15 – 0,65 2,59

0,12 * 0,65 ** 0,24 ** – 0,08 0,16 ** 9 7,99
2,14 11,03 6,66 – 1,30 2,61

0,07 ** 0,04 0,22 ** 0,13* 0,19 * a)

3,06 0,28 5,62 2,27 2,13

– 0,03 – 0,03 0,16 ** 0,16 0,22 (*)
– 0,59 – 0,16 4,44 1,57 1,78

0,13 ** 0,14 0,19 ** 0,29** 0,22 **
7,42 1,07 5,40 5,24 3,03

0,10 ** 0,22 ** 0,15** 0,18 *
5,22 6,02 3,19 2,34

– 0,01 0,63 ** 0,23 ** – 0,08 0,16 ** 9 7,56
– 0,58 10,03 7,13 – 1,21 2,82

0,44 ** 0,63 ** 0,17 ** – 0,09 0,13 * 9 7,44
4,34 10,17 4,68 – 1,26 2,39

0,06 0,66 ** 0,25 ** – 0,10 0,16 * 8 8,33
1,03 9,30 6,60 – 1,43 2,56

0,36 ** 0,66 ** 0,18 ** – 0,09 0,12 * 8 8,32
3,82 10,48 4,60 – 1,33 2,07

– 0,05 0,67 ** 0,24 ** – 0,11 0,18 ** 8 8,67
– 1,13 10,48 6,43 – 1,47 2,88

– 0,09 ** 0,65 ** 0,07 (*) – 0,01 0,13 * 9 8,12
– 6,85 11,00 1,68 – 0,08 2,47

Exogene
Variable

Bruttoin-
landspro-

dukt –
verzögert

Unter-
nehmens-

inves-
titionen

Bevölke-
rungs-

wachstum

Human-
kapital

Konver-
genzge-
schwin-
digkeit2)

Halb-
werts-
zeit3)

1) Untersuchungszeitraum: 1960 bis 1999, für FuE-Ausgaben 1980 bis 1999. Weitere Einzelheiten zu den Variablen siehe Tabelle 54, zur Da-
tengrundlage siehe Ziffer 602. Zugrunde gelegte Schätzgleichung siehe Gleichung (15) Ziffer 600.

2) Konvergenzgeschwindigkeit in vH pro Jahr: Geschwindigkeit einer Annäherung an das langfristige Wachstumsgleichgewicht.
3) Entspricht dem Zeitraum (in Jahren), innerhalb dessen eine bestehende Einkommensdifferenz zur Hälfte abgebaut ist.
a) Aussage nicht sinnvoll, da Koeffizienten nicht signifikant.
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau an.
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Demgegenüber ist es angesichts der Vielzahl an Varia-
blen jedoch nicht unbedingt ersichtlich, welche der
Größen in eine erweiterte Spezifikation der Wachs-
tumsregression aufgenommen werden sollten. Allerdings
ist es aufgrund des empirisch feststellbaren Einflusses
zahlreicher Politikvariablen auf Wachstum und Inve-
stitionsverhalten von besonderem Interesse, die Ef-
fekte für einzelne Länder zu quantifizieren. Diese
Frage wird üblicherweise im Rahmen des Growth Ac-
counting analysiert. Die Anwendung dieser Methode
im Rahmen der vorliegenden Untersuchung setzt jedoch
eine einzelne spezifizierte Wachstumsgleichung voraus.
Im Folgenden soll deshalb für eine erweiterte Spezifika-
tion, die basierend auf den ermittelten Effekten einzelner
Einflussgrößen eine Dekomposition der einbezogenen
Wachstumsdeterminanten erlaubt, das Wachstum ausge-
wählter Länder in der zweiten Hälfte der neunziger
Jahre betrachtet werden. Als exogene Regressoren
werden im Rahmen eines um Humankapital erweiter-
ten neoklassischen Modells aus der Reihe der finanz-
politischen Variablen die staatlichen Investitionen, die
Gesamtabgabenbelastung und die Defizite einbezogen.
Aus dem Bereich des Arbeitsmarkts findet die standar-
disierte Arbeitslosenquote Verwendung. Auf die Ein-
beziehung des Staatskonsums wurde angesichts der Er-
gebnisse der Schätzungen, die Ausgaben und
Einnahmen gleichzeitig berücksichtigen, verzichtet.
Ebenso wenig finden die FuE-Ausgaben Eingang in die
Spezifikation, da diese den Schätzzeitraum merklich
verkürzen würden. Die Ergebnisse der Regression zei-
gen, dass die Variablen bis auf das Defizit und das
Wachstum der erwerbsfähigen Bevölkerung auf den
herkömmlichen Niveaus signifikant sind und das er-
wartete Vorzeichen aufweisen (Tabelle 63).

Die erweiterte Spezifikation wird in einem abschlie-
ßenden Schritt zur Analyse des Wachstums in ausge-
wählten Industrieländern verwendet. Die Zerlegung
der Wachstumsbeiträge der einzelnen Variablen erfolgt
mittels der Koeffizienten der obigen Regression, die
multipliziert mit der jeweiligen Veränderung der er-
klärenden Variable den Effekt auf die Wachstumsrate
des betreffenden Landes ergeben. Setzt man diesen
Wert in Relation zum tatsächlichen Wachstum, ergeben
sich die Anteile der einzelnen Variablen am tatsächli-
chen Wachstum. Der unerklärte Teil des Wachstums ist
dann ein länderspezifischer Effekt, der nicht durch das
Modell erfasst wird. Die betrachteten Einflussfaktoren
erklären in den meisten der betrachteten Länder das
Wachstum in diesem Teilzeitraum einigermaßen befrie-
digend. Für Japan lässt sich hingegen eine deutliche Ab-
weichung zwischen der tatsächlichen und der durch die
Variablen des Modells erklärten Wachstumsrate fest-
stellen (Tabelle 64). Dies dürfte im Wesentlichen durch
die strukturellen Probleme der japanischen Volkswirt-
schaft, hier vor allem im Finanzmarktbereich, erklärt
sein, die sich einer Analyse im Rahmen eines her-
kömmlichen Wachstumsmodells insoweit entziehen,
als sie sich nicht in den in das Modell eingehenden
Variablen niederschlagen (Ziffern 70 ff.). Auch für
Deutschland wird das tatsächliche Wachstum über-

Tabel le  63

Neoklassisches Grundmodell mit Humankapital:
Erweiterte Spezifikation1)

Variable

Bruttoinlandsprodukt
– verzögert ..............

Unternehmens-
investitionen............

Bevölkerungs-
wachstum ................

Humankapital ............

Staatliche Investi-
tionen.......................

Abgaben, insgesamt ..

Defizit2) .....................

Standardisierte Arbeits-
losenquote ...............

Konvergenzge-
schwindigkeit3) ........

Halbwertszeit4) ..........

Koeffizient t-Wert

0,66    ** 11,27

0,12    ** 2,96

– 0,06 – 0,85

0,10    (*) 1,89

0,08    ** 3,65

– 0,13    * – 2,02

– 0,002 – 1,48

0,062  ** – 4,36

8

8,28

schätzt. Eine Ursache hierfür mögen die langfristigen
Auswirkungen der deutschen Vereinigung sein. Ange-
sichts der Tatsache, dass quantitativ ähnliche Abwei-
chungen jedoch auch für andere Länder zu beobachten
sind, muss dies eine Vermutung bleiben.

Mit Blick auf die Zerlegung der Wachstumsraten für
einzelne Länder und Teilzeiträume sollte zudem beach-
tet werden, dass Abweichungen zwischen den durch
das Modell prognostizierten und den tatsächlichen
Wachstumsraten nicht ungewöhnlich sind, da es sich
um eine Panelschätzung handelt, bei der die Koeffizi-
enten der einzelnen Variablen für die jeweiligen Län-
der identisch sind. Ziel einer derartigen Analyse ist die
Identifikation gemeinsamer Einflüsse auf den langfris-
tigen Wachstumsprozess, nicht die möglichst genaue
Prognose des Wachstums in einzelnen Ländern für ein-
zelne Zeiträume.

Es zeigt sich, dass das Wachstum der Vorperiode einen
hohen Erklärungsgehalt für das Wachstum in der Fol-

1) Untersuchungszeitraum: 1960 bis 1999. Weitere Einzelheiten zu
den Variablen siehe Tabelle 54, zur Datengrundlage siehe Ziffer
602. Zugrunde gelegte Schätzgleichung siehe Gleichung (15) Zif-
fer 600. 

2) Defizite gehen in nicht logarithmierter Form in die Schätzung ein. 
3) Konvergenzgeschwindigkeit in vH pro Jahr: Geschwindigkeit ei-

ner Annäherung an das langfristige Wachstumsgleichgewicht.
4) Entspricht dem Zeitraum (in Jahren), innerhalb dessen eine beste-

hende Einkommensdifferenz zur Hälfte abgebaut ist. 
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise

1 %-Niveau an.
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geperiode hat. In Deutschland haben vor allem die ge-
ringen Investitionen einen merklich dämpfenden Effekt
ausgeübt, und zwar nicht nur im Bereich der Kapital-
bildung der Unternehmen, sondern noch mehr bei den
öffentlichen Haushalten. Ein analoger Befund für die
Unternehmensinvestitionen ergibt sich für Japan und
weniger ausgeprägt auch für Frankreich. Im Gegensatz
dazu hat die rege private Investitionstätigkeit in den
Vereinigten Staaten − die Unternehmensinvestitions-
quote stieg dort im Durchschnitt der zweiten Hälfte der
neunziger Jahre um annähernd drei Prozentpunkte −
und etwas weniger ausgeprägt in Irland das Wachstum
kräftig unterstützt. Mit Blick auf Deutschland hat ne-
ben der gedämpften Investitionstätigkeit der Unterneh-
men und des Staates insbesondere auch die steigende
Abgabenbelastung sowie die zunehmende Arbeitslo-
sigkeit das Wachstum gebremst. Die Verringerung des
staatlichen Defizits trug in Italien, den Vereinigten
Staaten, Belgien und den Niederlanden merklich posi-
tiv zum Wachstum bei, in Japan wirkte die Verschlech-
terung der Haushaltslage gegenteilig. Insoweit die
Schätzung die Endogenität finanzpolitischer Größen
nicht vollständig beseitigt, drückt sich in der Entwick-
lung der japanischen Finanzen jedoch auch das fort-
dauernd rezessive makroökonomische Umfeld in der
zweiten Hälfte der neunziger Jahre aus.

Fazit

Die empirische Analyse des Wirtschaftswachstums
und seiner potentiellen Einflussfaktoren in den Ländern
der OECD hat gezeigt, dass sich eine Reihe signifikan-
ter politikrelevanter Bezüge ergibt. Wirtschaftspoliti-
sche Maßnahmen wirken hierbei nicht nur direkt auf
das Wachstumsgeschehen; vielfach lässt sich auch ein
indirekter Wirkungskanal über die Investitionstätigkeit
identifizieren. Ob diese Einflüsse lediglich das Niveau
des langfristigen Outputs je erwerbsfähigen Einwohner
beeinflussen oder die langfristige Wachstumsrate ver-

ändern, lässt sich empirisch nicht ermitteln. Da transi-
torische Anpassungen auch über einen langen Horizont
ihre Wirkungen entfalten – so beträgt die Halbwertszeit
regelmäßig rund sieben bis zehn Jahre – ist diese Un-
terscheidung für die praktische Wirtschaftspolitik je-
doch nicht von unbedingt vordringlicher Bedeutung.

Insbesondere die Finanzpolitik beeinflusst sowohl über
die Ausgabenseite als auch über die Einnahmeseite das
Wirtschaftswachstum. Während die Defizitfinanzie-
rung sowohl direkte als auch mittelbare Effekte indu-
ziert, treten die Wirkungen der Steuern vielfach klarer
hervor, wenn der zusätzliche Einfluss auf die Investi-
tionen des Unternehmenssektors berücksichtigt wird.
Die öffentlichen Investitionen weisen einen robusten
positiven Bezug zum Wachstum auf. Ein steigendes
Verhältnis der indirekten Steuern zu den direkten Steu-
ern ist unter Berücksichtigung der Effekte der direkten
Steuern auf das Investitionsverhalten der Unternehmen
unter Wachstumsgesichtspunkten vorteilhaft.

Die Bedeutung des produktionswirksamen Wissens,
operationalisiert über die durchschnittlichen Jahre an
Bildung und über die FuE-Ausgaben, lässt sich über
sämtliche Spezifikationen hinweg nachweisen.

Eine Zerlegung der beobachtbaren Wachstumsraten für
die zweite Hälfte der neunziger Jahre zeigt, dass wirt-
schaftspolitische Faktoren durchaus einen Erklärungsge-
halt für die Wachstumsunterschiede haben. Für Deutsch-
land hat neben einer schwachen Investitionstätigkeit der
Unternehmen die Verringerung der staatlichen Investi-
tionsquote sowie der Anstieg der Arbeitslosen und Ab-
gaben besonders bremsend auf das Wachstum in der
zweiten Hälfte der vorangegangenen Dekade gewirkt.
Einen nennenswert positiven Wachstumsbeitrag lie-
ferte das Humankapital.

Eine empirisch orientierte Wachstumspolitik muss an
den hier identifizierten Wachstumsfaktoren ansetzen.

Tabel le  64

Dekomposition des Wachstums für ausgewählte Länder in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre

Deutsch-
land Belgien Frank-

reich Irland Italien Nieder-
lande Österreich Japan Vereinigte

Staaten

tatsächliches Wachstum (in vH)...
erklärtes Wachstum (in vH)..........
Abweichung (Prozentpunkte) ......

Bruttoinlandsprodukt – verzögert
Unternehmensinvestitionen..........
Bevölkerungswachstum ...............
Humankapital ...............................
Staatliche Investitionen ................
Abgaben, insgesamt .....................
Defizit...........................................
Standardisierte Arbeitslosenquote
Zeiteffekt ......................................

Zeitraum 1995 bis 1999 gegenüber 1990 bis 19941)

5,34 9,08 6,18 26,96 7,42 11,56 7,68 6,75 11,30
6,77 10,73 8,32 22,10 8,92 14,62 8,30 11,11 13,06
1,43 1,65 2,14 – 4,86 1,50 3,06 0,62 4,36 1,76

Wachstumsbeitrag in Prozentpunkten
6,57 7,83 6,22 12,97 5,45 7,27 7,85 10,31 4,38

– 0,64 0,26 – 0,52 1,52 0,56 0,63 0,06 – 1,31 3,08
0,44 0,02 0,15 – 1,05 0,27 0,25 0,32 0,62 0,09
0,55 0,14 0,50 0,33 0,68 0,39 0,26 0,23 0,15

– 1,85 – 0,61 – 0,82 0,25 – 1,54 0,17 – 2,84 0,77 – 0,44
– 0,61 – 0,61 – 0,56 0,83 – 0,45 0,50 – 0,33 0,68 – 0,68
– 0,01 1,03 0,15 0,75 1,41 0,62 0,02 – 1,11 0,84
– 1,52 – 1,17 – 0,63 2,67 – 1,29 0,96 – 0,87 – 2,90 1,81

3,83 3,83 3,83 3,83 3,83 3,83 3,83 3,83 3,83

1) Veränderung des Bruttoinlandsprodukts je erwerbsfähigen Einwohner im Zeitraum 1995 bis 1999 gegenüber dem Zeitraum 1990 bis 1994.
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Die Ergebnisse legen eine Reihe direkter Wachstums-
prioritäten nahe: Zunächst ist Wachstum primär durch
eine nachhaltige Stärkung der privaten Investitionstätig-
keit sicherzustellen. Die Förderung eines positiven In-
vestitionsklimas muss daher ein wichtiger Pfeiler einer
wachstumsorientierten Politik sein. Positive Wachstums-
impulse ergeben sich auch aus Humankapitalinvesti-
tionen.
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II. Zusammenhang zwischen der
Schwere von Rezessionen und der
Stärke nachfolgender Aufschwünge

614. Angesichts der − bezogen auf den geringen
Rückgang des Bruttoinlandsprodukts − relativ milden
Rezession in den Vereinigten Staaten im Jahre 2001
wurde vielfach behauptet, dass diese auch nur einen
schwachen Aufschwung nach sich ziehen würde. Da-
hinter steht die Hypothese, dass sich die wirtschaftliche
Aktivität um so langsamer wieder ihrem Trend annähert,
je weniger weit sie von diesem entfernt ist. Zunächst
schien die bereits im vierten Quartal 2001 deutlich an
Fahrt gewinnende wirtschaftliche Dynamik in den Ver-
einigten Staaten dieser These zu widersprechen. Insge-
samt war das Jahr 2001 jedoch mehr von einem Auf
und Ab als von einer kräftigen Aufwärtsentwicklung
gekennzeichnet; das Bruttoinlandsprodukt nahm im
Vorjahresvergleich um 2,4 vH zu. Allein aus dieser Be-
obachtung kann die Hypothese also weder abgelehnt
noch belegt werden. Zudem zeigte sich mit der Revi-
sion der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen,
dass der Rückgang des Bruttoinlandsprodukts stärker
war als zunächst angenommen; außerdem ließ insbe-
sondere der starke Rückgang der Industrieproduktion
Zweifel an der Behauptung einer milden Rezession
aufkommen.

Um zu einer fundierten Aussage über den Zusammen-
hang zwischen der Schwere von Rezessionen und der
Stärke nachfolgender Aufschwünge zu gelangen, wird
zunächst das Ausmaß der jüngsten Rezession in den
Vereinigten Staaten anhand der Entwicklung relevanter
ökonomischer Indikatoren mit derjenigen in früheren
Rezessionen verglichen. Sodann wird die Hypothese
eines Zusammenhangs zwischen dem Ausmaß von Re-
zessionen und nachfolgenden Aufschwüngen im Rah-
men einer länderübergreifenden Panelanalyse sowohl
für die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts als
auch für die Veränderungen der Industrieproduktion
untersucht. Die Analyse geht über den Ansatz des In-
ternationalen Währungsfonds (2002), der diese Fra-
gestellung ebenfalls untersucht, in mehrfacher Hinsicht
hinaus. So werden verschiedene Maße für Rezessions-
schwere und Aufschwungsstärke verwendet. Ferner
wird in isolierten Schätzungen für die Vereinigten Staa-
ten und Deutschland der Zusammenhang auch für die
beiden Länder im Einzelnen untersucht.

615. Nachdem es zunächst so aussah, als hätte sich
der Rückgang der wirtschaftlichen Aktivität auf das
dritte Quartal 2001 beschränkt, stand nach den um-
fangreichen Revisionen der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen im Juli dieses Jahres fest, dass das
Bruttoinlandsprodukt in den ersten drei Vierteljahren
des Jahres 2001 geschrumpft war. Ein solch früher Re-
zessionsbeginn war vom National Bureau of Economic
Research (NBER), Boston, bereits im November letz-
ten Jahres diagnostiziert worden, als es für März 2001
das Ende der mit zehn Jahren Dauer längsten Expan-
sionsphase seit Beginn der offiziellen Registrierung
der Konjunkturschwankungen in den Vereinigten Staa-

ten Mitte des 19. Jahrhunderts und damit den Beginn
einer Rezession feststellte. Als Rezession definiert das
NBER eine signifikante, mehrere Monate andauernde
Reduktion der Aktivität in vielen Bereichen der Wirt-
schaft, die in der Beschäftigung, in der Industriepro-
duktion, im Einkommen der privaten Haushalte und in
den Umsätzen des Verarbeitenden Gewerbes sowie des
Groß- und Einzelhandels sichtbar wird. 

616. Bestimmt man das Ausmaß einer Rezession an-
hand des kumulierten Rückgangs des Bruttoinlandspro-
dukts, so war dieser mit 0,6 vH im Vergleich zu vorange-
gangenen Rezessionsphasen im Zeitraum der Jahre 1953
bis 1991 gering; zudem setzte die wirtschaftliche Er-
holung früher und stärker ein (Schaubild 67, Seite 338).

Vergleicht man die Entwicklung des Bruttoinlandspro-
dukts in verschiedenen Rezessionen anhand der Rezes-
sionsdefinition des NBER, die nicht an die Entwick-
lung des Bruttoinlandsprodukts, sondern an die der
genannten Faktoren knüpft, so ist zu beachten, dass
eine erstmals negative Zuwachsrate des Bruttoinlands-
produkts nicht mit dem Beginn einer Rezession gemäß
der NBER-Definition einhergehen muss. Auffallend ist,
dass der Rückgang der wirtschaftlichen Dynamik bis
zum Eintritt in die jüngste Rezession zwar unterhalb des
Mittels, aber noch in der Bandbreite der Entwicklung
des Bruttoinlandsprodukts vergangener Rezessionen
liegt. Während der Tiefpunkt im Mittel vergangener
Rezessionen jedoch erst zwei Quartale nach Eintreten
der Rezession erreicht war, zog die Zuwachsrate des
Bruttoinlandsprodukts in der jüngsten Rezession be-
reits ein Quartal später signifikant stärker an. Diese Be-
wegung setzte sich in den beiden Folgequartalen fort.
Die deutliche Abschwächung der Belebung im zweiten
Quartal 2002, ein Jahr nach Rezessionsbeginn, sowie
die Veränderung im dritten Quartal 2002 entsprachen
dann wieder nahezu der Entwicklung im Mittel ver-
gangener Rezessionen.1)

617. Für eine im Vergleich zur Vergangenheit bessere
Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft auf Schocks wer-
den Deregulierungen auf den Finanzmärkten, ein durch
die neuen Technologien verbessertes Lagermanage-
ment, die gestiegene Bedeutung des verhältnismäßig
wenig volatilen Dienstleistungsbereichs und eine an
der Output- und Inflationsstabilisierung orientierte
zieladäquatere Geldpolitik verantwortlich gemacht. Im
Besonderen lassen sich drei Gründe für die Milde der
Rezession anführen: 

– Die Ausgaben der privaten Haushalte entwickelten
sich trotz der negativen Entwicklung auf den
Aktienmärkten stabil im Vergleich zu vorangegan-
genen Rezessionsphasen; in den zwei dem Rezessi-
onsbeginn folgenden Quartalen nahmen sie sogar

1) Auch Bullard (2002) kommt beim Vergleich von Ausmaß und
Dauer der Abweichungen der Veränderungen des Bruttoinlands-
produkts von dessen Trendzuwachsrate während Rezessionen seit
dem Jahre 1960 zu dem Ergebnis, dass es sich bei der jüngsten Re-
zession gemessen an diesem Maß um eine wesentlich mildere Re-
zession im Vergleich zu vorangegangenen Rezessionen handelte.
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1) Rezessionen seit dem Jahre 1953 nach der Abgrenzung des NBER (www.nber.org). Beginn der jeweiligen Rezession auf den Nullpunkt de bkartiert r A szis-
se. Quartal in einer Rezession, wenn für mindestens zwei Monate - gemäß der Definition des NBER - eine Rezession festgestellt wird.– 2) Gepunktete Linie:
arithmetisches Mittel der jeweiligen gesamtwirtschaftlichen Kenngröße zu den entsprechenden Zeitpunkten in den acht Rezessionen im Zeitraum der Jahre
1953 bis 1990. Schraffierte Fläche: Konfidenzintervall; Ränder definiert durch die jeweils zweitkleinsten und zweitgrößten realisierten Werte in diesen Rezes-
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signifikant stärker zu als in der Vergangenheit. Dies
wurde durch mehrere Faktoren begünstigt. So stie-
gen die Immobilienpreise weiter an und führten zu
einem positiven Vermögenseffekt, der den negati-
ven Vermögenseffekt aufgrund der gefallenen Akti-
enpreise etwas kompensieren konnte. Des Weiteren
blieben das Verbrauchervertrauen im Vergleich zu
vorangegangenen Rezessionsphasen hoch und der
Arbeitsmarkt robust. Mit den Produktivitätssteige-
rungen gingen zudem Erhöhungen der realen Löhne
und Gehälter einher. Die Einkommenssituation der
privaten Haushalte verbesserte sich zusätzlich
durch die im vergangenen Jahr beschlossenen und
rückwirkend seit Beginn des letzten Jahres gelten-
den Steuersenkungen, die insofern zu einem güns-
tigen Zeitpunkt umgesetzt wurden, als sie bei den
üblichen Wirkungsverzögerungen antizyklisch ge-
wirkt haben dürften. Schließlich entwickelte sich
im Vergleich zu vorangegangenen Rezessionen die
Inflation – nicht zuletzt aufgrund der zunächst wie-
der sinkenden Ölpreise – mit historisch niedrigen
Raten, was der Notenbank massive Zinssenkungen
zur konjunkturellen Stützung erlaubte. All diese
Faktoren sorgten für den vergleichsweise stabilen
Verlauf der Privaten Konsumausgaben. 

– Der konjunkturelle Abschwung wurde dieses Mal
vor allem im Hochtechnologiebereich eingeleitet.
Dieser verhältnismäßig junge, deregulierte Bereich,
dessen Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion insbesondere in den letzten Jahren zuge-
nommen hat, dürfte sich durch die Fähigkeit aus-
zeichnen, auf Schocks schneller zu reagieren als
traditionelle Wirtschaftsbereiche. So war schon seit
Oktober des Jahres 2001 wieder eine Aufwärtsbe-
wegung der Produktion in den Hochtechnologiebe-
reichen auszumachen. Seit Januar des Jahres 2002
kam es ebenfalls in den traditionellen Wirtschafts-
bereichen zu einer − wenn auch sehr viel flacheren −
Aufwärtsbewegung.

– Die robuste, im Wesentlichen technologiegetrie-
bene Produktivitätsentwicklung dürfte dazu beige-
tragen haben, dass inflationäre Spannungen zu Be-
ginn des Abschwungs nicht bestanden; sie erlaubte
somit eine expansive Geldpolitik. Auch hier zeigte
sich in den drei dem Rezessionsbeginn folgenden
Quartalen ein im Vergleich zu vergangenen Rezes-
sionen signifikant höherer Produktivitätszuwachs.
Zudem dürfte die Produktivitätssteigerung geholfen
haben, den hohen Kapitalzufluss in die Vereinigten
Staaten aufrechtzuerhalten und so eine abrupte Ab-
wertung und damit eine plötzliche Verringerung des
Leistungsbilanzdefizits zu verhindern. All dies
dürfte einen stärkeren Rückgang der Investitionen
vermieden haben, der jedoch − gemessen an den pri-
vaten Bruttoanlageinvestitionen − vor und zum Be-
ginn der Rezession signifikant stärker ausfiel als
während vergangener Rezessionen. Im Gegensatz zu
dem im Mittel früherer Rezessionen beobachteten
deutlichen Anstieg im fünften Quartal nach Rezes-
sionsbeginn stagnierte die Entwicklung der Investi-
tionen dieses Mal jedoch nahezu.

618. Der Befund einer besonders milden Rezession
wird allerdings nicht einstimmig geteilt. Dies liegt an
den der Beurteilung zugrunde liegenden Indikatoren.
Werden hierzu die prozentualen Veränderungen der
vier Variablen aus der NBER-Definition einer Rezes-
sion jeweils vom Hochpunkt bis zum Tiefpunkt des Ab-
schwungs herangezogen und mit den Rezessionen seit
dem Jahre 1960 verglichen, so lässt sich die Rezessi-
onsmilde nur für die Entwicklung der persönlichen
Einkommen der privaten Haushalte und der Umsätze
feststellen. Dagegen wurden Beschäftigung und Indus-
trieproduktion in der jüngsten Rezession ähnlich stark
reduziert wie in der Vergangenheit, jedoch erstreckten
sich die dort verzeichneten Rückgänge über eine län-
gere Zeit als im Durchschnitt der vergangenen Rezes-
sionen (Ministère de l’Économie, des Finances et de
l’Industrie, 2002; Piger, 2002).

619. Hinter dem von vielen Konjunkturbeobachtern
behaupteten Zusammenhang zwischen der Schwere
von Rezessionen und der Stärke nachfolgender Auf-
schwünge steht die Hypothese, dass sich die wirtschaft-
liche Aktivität umso langsamer ihrem Trend annähert,
je weniger weit sie von diesem entfernt ist, was ökono-
metrisch dem Zeitreihenverhalten in einem Fehlerkor-
rekturmodell entspricht. 

Um diese Hypothese länderübergreifend zu testen, wer-
den drei Rezessionsmaße herangezogen: der Rückgang
der wirtschaftlichen Aktivität während der Rezession
(R1), der Rückgang der Output-Lücke während der Re-
zession (R2) sowie der Tiefpunkt der Output-Lücke
während der Rezession (R3). Die Stärke des Auf-
schwungs wird durch die Veränderung der wirtschaft-
lichen Aktivität ein Jahr nach dem Ende der Rezession
(A1) und durch die Veränderung der Output-Lücke ein
Jahr nach dem Ende der Rezession (A2) gemessen.2)

Die wirtschaftliche Aktivität ihrerseits wird alternativ
durch die Industrieproduktion oder durch das Bruttoin-
landsprodukt approximiert. Für die Verwendung der
Industrieproduktion spricht, dass für die meisten Län-
der weiter zurückreichende Zeitreihen vorliegen als für
das Bruttoinlandsprodukt; demgegenüber bildet das
Bruttoinlandsprodukt im Vergleich zur Industriepro-
duktion eher die Gesamtwirtschaft ab. Die Schätzun-
gen auf Grundlage der Industrieproduktion werden für
17 ausgewählte Industrieländer für den Zeitraum ab dem
Jahre 1960 durchgeführt. Aus Gründen der Datenver-
fügbarkeit werden die Schätzungen bei Verwendung
des Bruttoinlandsprodukts für eine leicht veränderte
Länderstichprobe vorgenommen; der Untersuchungs-
zeitraum beginnt hier mit dem Jahre 1980. Zur Ermitt-
lung der Output-Lücke des Bruttoinlandsprodukts bezie-
hungsweise der Industrieproduktion, definiert als die
Differenz zwischen tatsächlicher und Trendzuwachsrate,

2) Kliesen und Thornton (2002) führen eine Korrelationsanalyse nur
für die Vereinigten Staaten anhand der Rezessionen im Nach-
kriegszeitraum mit den Maßen R1 und A1 durch. Sie können we-
der für die Industrieproduktion noch für das Bruttoinlandsprodukt
eine signifikante Korrelation feststellen, wenngleich der Zusam-
menhang für die Industrieproduktion etwas stärker ist.
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wird die wirtschaftliche Aktivität mit Hilfe des Ho-
drick-Prescott-Filters um ihren Trend bereinigt
(JG 2001 Ziffer 459).

620. Zunächst werden für jede Rezession ihre Schwere
und die Stärke des nachfolgenden Aufschwungs be-
stimmt. Anschließend werden in einem unbalancierten
Panel die verschiedenen Maße für die Schwere einer
Rezession auf diejenigen für die Stärke des nachfol-
genden Aufschwungs unter Verwendung der Kleinste-
Quadrate-Methode regressiert, wobei der Tiefpunkt
der  Output-Lücke während der Rezession (R3) nega-
tiv eingeht. Außerdem werden für Deutschland und die
Vereinigten Staaten isoliert entsprechende Schätzun-
gen jeweils für den Zeitraum ab dem Jahre 1960 durch-
geführt. Gilt das Fehlerkorrekturmodell, so ist der An-
stieg der wirtschaftlichen Aktivität beziehungsweise
der Output-Lücke im ersten Jahr des Aufschwungs
umso größer, je stärker diese während der vorangegan-
genen Rezessionsphase zurückgegangen sind. Daher
wird jeweils die Nullhypothese eines Regressionskoef-
fizienten kleiner oder gleich null getestet. 

Hierbei handelt es sich um Regressionen des jeweili-
gen Maßes für die Schwere einer Rezession auf die
Stärke des nachfolgenden Aufschwungs unter Einbe-
ziehung einer Konstanten. Eine Rezession wird dann
unterstellt, wenn die Industrieproduktion zwei Quartale
in Folge schrumpft (technische Rezession). Die Ergeb-
nisse verändern sich jedoch auch nicht, wenn man an-
dere Rezessionsdefinitionen zugrunde legt, beispiels-
weise wenn die wirtschaftliche Aktivität zwei Quartale
in Folge sinkt und gleichzeitig die Output-Lücke nega-
tiv ist oder wenn Letzteres gilt und sich zugleich die
Output-Lücke zwei Vierteljahre hintereinander zurück-
bildet. Zusätzlich wurden die Maße R1, R2 und R3 auf
die Anzahl der Quartale regressiert, die nach dem Ende
der Rezession vergingen, bis die wirtschaftliche Akti-
vität ihren vorangegangenen Hochpunkt erreicht oder
überschritten hatte beziehungsweise bis die Output-
Lücke wieder geschlossen war. Auf Signifikanz von Fi-
xed Effects wird getestet; diese werden dann gegebe-
nenfalls berücksichtigt. Möglicher Heteroskedastizität
in den Residuen wird Rechnung getragen, indem ein
heteroskedastizitätsrobuster Schätzer für die Kovarian-
zen der Residuen verwendet wird. 

621. Im Ergebnis wird die Nullhypothese stets klar
abgelehnt, wenn die wirtschaftliche Aktivität durch die
Industrieproduktion angenähert wird; dies bedeutet
eine empirische Bestätigung des Fehlerkorrekturmo-
dells, das heißt, in diesem Fall besteht ein signifikant
positiver Zusammenhang zwischen der Schwere von
Rezessionen und der Stärke der nachfolgenden Auf-
schwünge (Tabelle 65). Legt man hingegen das Brut-
toinlandsprodukt zugrunde, sind die Regressionskoef-
fizienten in keinem Fall signifikant positiv, so dass das
Fehlerkorrekturmodell nicht bestätigt werden kann.
Die Unterschiede in den Befunden können sich aus den
im Vergleich zur Industrieproduktion geringeren Am-
plituden der Schwankungen des Bruttoinlandsprodukts
erklären. Letzteres ist unter anderem bedingt durch den
relativ großen Anteil konjunkturresistenter Branchen
im Dienstleistungsbereich, wie Gesundheit und Bil-
dung, und durch das Fehlen vor- und nachgelagerter
Wertschöpfungsstufen bei personennahen Dienstleis-
tungen, durch die konjunkturelle Impulse in der Regel
weitergegeben werden. Eine zusätzliche Begründung
für die verschiedenen Befunde hinsichtlich der Bezie-
hung zwischen der Schwere von Rezessionen und der
Stärke der nachfolgenden Aufschwünge findet sich in
den unterschiedlichen Zeiträumen, die den Regressio-
nen mit der Industrieproduktion und denjenigen mit
dem Bruttoinlandsprodukt zugrunde liegen. So haben
sich konjunkturelle Schwankungen mit der Zeit abge-
flacht, nicht zuletzt aufgrund eines höheren Tertiarisie-
rungsgrads und einer − gemessen an ihren Zielen einer
Inflations- und einer Outputstabilisierung − besseren
Geldpolitik.

622. Der signifikant positive Zusammenhang zwi-
schen der Schwere von Rezessionen und der Verände-
rung der Industrieproduktion im ersten Jahr der anschlie-
ßenden Aufschwungsphasen fällt bei den isolierten
Schätzungen für die Vereinigten Staaten und für
Deutschland tendenziell schwächer aus als für die Ge-
samtheit der Länder. Dies gilt jedoch nicht, wenn das
Bruttoinlandsprodukt zur Abbildung der wirtschaftli-
chen Aktivität zugrunde liegt: Die Korrelation ist dann,
wenn man auf technische Rezessionen abstellt, zumeist
nicht signifikant größer als null, mit Ausnahme der Re-
gressionen der Maße R2 und R3 auf A1. Ob die entspre-
chende Beziehung in Deutschland enger ist als in den

Tabel le  65

Koeffizienten der Rezessionsschwere in den Panelmodellen1)

1) Zur Beschreibung der Rezessionsmaße (R1 bis R3) und Aufschwungsmaße (A1 und A2) siehe Ziffer 619.
2) Panelschätzung für den Zeitraum 1960 bis 2001 für Australien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Italien, Japan, Kanada, Luxemburg, die

Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, die Schweiz, Spanien, Vereinigtes Königreich und die Vereinigten Staaten.
3) Panelschätzung für den Zeitraum 1980 bis 2001 für Australien, Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Italien, Japan, Mexiko, die

Niederlande, Norwegen, die Schweiz, Spanien, Süd-Korea, Vereinigtes Königreich und die Vereinigten Staaten.
(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 % beziehungsweise 1 %-Niveau.

Industrieproduktion2)..............
Bruttoinlandsprodukt3) ...........

0,39 ** 0,46 ** 0,51 ** 0,49 ** 0,94 ** 0,84 **
– 0,30 – 0,18 – 0,28 – 0,18 – 0,42 – 0,30

R1A1Variable R1A2 R2A1 R2A2 R3A1 R3A2
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Vereinigten Staaten, lässt sich aus den Ergebnissen
nicht eindeutig ableiten. Allerdings sind die Ergebnisse
mit Vorsicht zu interpretieren, denn die Anzahl der Be-
obachtungen ist für die einzelnen Länder sehr gering.

Unstrittig ist, dass sowohl die jüngste Rezession in den
Vereinigten Staaten als auch diejenige hierzulande ge-
messen an der Veränderung des Bruttoinlandsprodukts
ausgesprochen milde war. Das US-amerikanische Brut-
toinlandsprodukt schrumpfte mit 0,6 vH während der
jüngsten Rezession deutlich weniger als im Durchschnitt
der vergangenen Rezessionen ab dem Jahre 1960
(2,1 vH). Dies gilt ebenso für Deutschland, wo die ent-
sprechenden Werte 0,5 vH und 2,4 vH betragen. Da für
das Bruttoinlandsprodukt kein signifikanter Zusam-
menhang zwischen der Schwere von Rezessionen und
der Stärke der nachfolgenden Aufschwünge feststell-
bar ist, kann daraus aber nicht gefolgert werden, dass
nur ein moderater Aufschwung folgt. 

Gemessen am Rückgang der Industrieproduktion sind
die jüngsten Rezessionen in den Vereinigten Staaten
und in Deutschland allerdings nicht als milde zu be-
zeichnen. In den Vereinigten Staaten sank die Indus-
trieproduktion während der jüngsten Rezession um ins-
gesamt 6,9 vH, in Deutschland nahm sie um insgesamt
5,8 vH ab. Die durchschnittlichen Veränderungsraten
der vergangenen Rezessionen liegen für die Vereinigten
Staaten bei – 6,3 vH und für Deutschland bei – 4,3 vH.
Da für diese Größe eine Bestätigung des Fehlerkorrek-
turmodells gefunden wurde, würde dies einen eher kräf-
tigen Aufschwung im industriellen Bereich nahe legen. 

623. Allerdings spricht einiges dafür, dass in den Ver-
einigten Staaten und hierzulande weniger starke Ex-
pansionen im industriellen Bereich zu erwarten sind,
als es das Grundmodell für die Gesamtheit der Länder
suggeriert. So scheint der Zusammenhang zwischen
der Schwere von Rezessionen und der Stärke nachfol-
gender Aufschwünge in beiden Ländern tendenziell
schwächer zu sein als im Panel. Zudem sollte berück-
sichtigt werden, dass der Zusammenhang von der Art
und der Persistenz der Schocks abhängt: Er dürfte bei
Angebotsschocks schwächer sein als bei Nachfra-
geschocks. Diese Hypothese beruht beispielsweise da-
rauf, dass Angebotsschocks in der Regel persistenter

als Nachfrageschocks sind und wegen der dadurch in-
duzierten strukturellen Anpassungen häufig auch den
Wachstumspfad des Produktionspotentials beeinträch-
tigen (Blanchard und Quah, 1989). Außerdem sieht
sich die Geldpolitik bei negativen Angebotsschock, an-
ders als bei adversen Nachfrageschocks, einem Zielkon-
flikt zwischen der Inflationsstabilisierung und der Kon-
junkturstimulierung ausgesetzt. Des Weiteren dürfte die
Beziehung zwischen der Schwere von Rezessionen und
der Stärke nachfolgender Aufschwünge bei globalen
Schocks schwächer ausgeprägt sein als bei länderspezi-
fischen Schocks, denn bei Ersteren ist die angestrebte
Konsumglättung über die Zahlungsbilanz nicht gewähr-
leistet. Bei der jüngsten Rezession in den Vereinigten
Staaten und in Deutschland dürften Angebotsschocks,
wie die Aktienkursrückgänge, die Kontraktion im Be-
reich der IuK-Technologien und der Ölpreisanstieg,
eine wichtige, wenn auch nicht gleichstarke Rolle ge-
spielt haben. Insbesondere beim Einbruch im IuK-Be-
reich und beim Ölpreisanstieg handelte es sich um glo-
bale Phänomene.
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III. Lohnabstand und Sozialhilfebezug
Problemstellung und Zielsetzung

624. Sowohl die öffentliche als auch die wissen-
schaftliche Diskussion der Gründe für den Sozialhilfe-
bezug vieler Personen in Deutschland wird häufig von
dem Argument geprägt, das gegenwärtige Transfersys-
tem setze Fehlanreize im Hinblick auf die Erwerbsbe-
reitschaft arbeitsfähiger Empfänger von laufender
Hilfe zum Lebensunterhalt: Der Lohnabstand, also der
Abstand zwischen dem potentiellen Nettoeinkommen
bei Erwerbstätigkeit und dem Anspruch auf laufende
Hilfe zum Lebensunterhalt, sei für viele Sozialhilfe-
empfänger zu gering, als dass sich eine Arbeitsauf-
nahme für sie lohne. Hierdurch werden insbesondere
Geringqualifizierte vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen,
da das Sozialhilfeniveau in Form laufender Hilfe zum
Lebensunterhalt in diesem Segment den Charakter ei-
nes effektiven Mindestlohns hat, welcher in vielen Fäl-
len über dem durch die individuelle Produktivität ge-
rechtfertigten Marktlohn liegt.

Verschiedene Untersuchungen beschäftigen sich in
diesem Zusammenhang mit der Frage der Verletzung
des Lohnabstandsgebots1) und den daraus abgeleiteten
Folgen. Die Armutsforschung verneint die Verletzung
dieses Gebots und damit einen zu geringen Arbeitsan-
reiz für Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensun-
terhalt. Engels (2001) begründet dies unter anderem mit
deskriptiven Kennziffern wie den unterdurchschnittli-
chen Erwerbstätigkeitsquoten von Alleinlebenden und
kinderlosen Paaren (die beide einen überdurchschnitt-
lichen Lohnabstand aufweisen) in der Gruppe der
Empfänger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt.

Zu einem anderen Ergebnis kommt Boss (2002), der in
einer Untersuchung zum Lohnabstand nicht ausschlie-
ßen kann, dass „durch die Sozialhilferegelungen nicht
nur der Anreiz für die Begünstigten geschwächt wird,
für sich selbst zu sorgen, sondern auch bewirkt wird,
dass die private Einkommenserzielung durch die Inan-
spruchnahme staatlicher Transfers ersetzt wird“. Boss
begründet sein Ergebnis, indem er zum einen den zeit-
lichen Verlauf des Sozialhilfeanspruchs in Relation
zum potentiellen Nettoeinkommen mit dem der Emp-
fängerquote laufender Hilfe zum Lebensunterhalt (für
den Zeitraum der Jahre von 1962 bis 2000) vergleicht
und für beide einen gleichgerichteten steigenden Ver-
lauf ausmacht, und indem er zum anderen für verschie-
dene Haushaltstypen im Jahre 1999 den aggregierten

Lohnabstand und die Empfängerquote laufender Hilfe
zum Lebensunterhalt betrachtet und zeigt, dass für fast
alle Haushaltstypen gilt, dass die Empfängerquote mit
sinkendem Lohnabstand steigt.

Gegen die obigen Argumentationslinien kann einge-
wandt werden, dass eine alleinige Fixierung auf das
Lohnabstandsgebot den offensichtlich vorhandenen
übrigen personen- und haushaltsspezifischen Einfluss-
faktoren nicht Rechnung trägt und eine Betrachtung
einzelner deskriptiver Kennziffern die mutmaßlichen
multiplen Zusammenhänge zwischen den verschiede-
nen möglichen Einflussfaktoren vernachlässigt. So
könnte die höhere Empfängerquote in Haushalten mit
mehreren Kindern möglicherweise weniger auf den ge-
ringeren Lohnabstand, sondern eher auf die Notwen-
digkeit der Kinderbetreuung oder auf andere gemein-
same Merkmale dieses Haushaltstyps zurückgehen.
Ein wesentliches Ziel der vorliegenden Untersuchung
ist deshalb, den Einfluss des Lohnabstands2) und der
übrigen personen- und haushaltsspezifischen Einfluss-
größen auf die Wahrscheinlichkeit des Sozialhilfebe-
zugs eines Haushalts simultan in einem Modell zu un-
tersuchen. Die empirische Analyse der Determinanten
des Bezugs von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
geschieht mit Hilfe eines dynamischen nichtlinearen3)

Panelmodells anhand der Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels (SOEP).

Dynamische nichtlineare Panelmodelle

625. Eine empirische Analyse der Einflussgrößen des
Sozialhilfebezugs legt nahe, dass das zugrunde liegende
nichtlineare Panelmodell als erklärende Variable auch
die verzögert endogene Variable enthalten sollte, so
dass ein dynamisches nichtlineares Panelmodell zu ver-
wenden ist. Eine derartige Dynamisierung erscheint vor
allem deshalb erforderlich, weil ein bestehender Bezug
von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt und damit
einhergehende Arbeitslosigkeit bei der betrachteten
Person zu einem Abbau von Humankapital führt und
damit deren Wahrscheinlichkeit, weiterhin arbeitslos zu
bleiben und Sozialhilfe zu beziehen, erhöhen kann.

In der einfachsten Spezifikation dieses Modells werden
nicht autokorrelierte Störgrößen unterstellt. Da diese
Annahme jedoch häufig realitätsfern ist (sie geht von
vollkommener Unabhängigkeit der Entscheidungen ei-
nes Haushalts beziehungsweise des zugehörigen Haus-
haltsvorstands über die Zeit aus), wird in einem weiteren
Schritt ein dynamisches Panelmodell analysiert, wel-
ches von der weniger restriktiven Annahme einer Äqui-
korrelation der Störgrößen für einen bestimmten Haus-
halt über die Zeit ausgeht. Diese Struktur der Störgrößen

1) Das Lohnabstandsgebot ist folgendermaßen im § 22 Absatz 4 Bun-
dessozialhilfegesetz (BSHG) definiert: „Die Regelsatzbemessung
hat zu gewährleisten, dass bei Haushaltsgemeinschaften von Ehe-
paaren mit drei Kindern die Regelsätze zusammen mit Durch-
schnittsbeträgen für Kosten von Unterkunft und Heizung sowie für
einmalige Leistungen und unter Berücksichtigung des abzusetzen-
den Betrages nach § 76 Absatz 2a Nummer 1 unter den erzielten mo-
natlichen durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelten unterer Lohn-
und Gehaltsgruppen einschließlich anteiliger einmaliger Zahlun-
gen zuzüglich Kindergeld und Wohngeld in einer entsprechenden
Haushaltsgemeinschaft mit einem alleinverdienenden Vollzeitbe-
schäftigten bleiben.“

2) Im Folgenden wird in jeder Welle des Paneldatensatzes eine haus-
haltsspezifische Lohnabstandsvariable erzeugt, die dann als Ein-
flussgröße der Wahrscheinlichkeit des Sozialhilfebezugs in ein em-
pirisches Modell eingeht.

3) Die Nichtlinearität des Modells ergibt sich aus der Tatsache, dass
die abhängige Variable im hier betrachteten Fall eine binäre Zu-
fallsvariable ist.
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ergibt sich bei Einbeziehung stochastischer, haushalts-
spezifischer Effekte in ein Schwellenwertmodell.

626. Die Parameterschätzung in diesem Modell wird
mit Hilfe der Maximum Likelihood-Methode (ML-Me-
thode) durchgeführt. Im Folgenden wird die Spezifika-
tion dieses nichtlinearen Panelmodells für N Haushalte
über T (aufeinanderfolgende) jährliche (Befragungs-)
Wellen dargestellt. Für die endogene Variable yit , i = 1,
..., N; t = 1,..., T gelte bei der betrachteten Fragestel-
lung Folgendes:

0

1
yit

falls der Haushalt i zum Zeitpunkt t Sozialhilfe bezieht

sonst (1)

Die Faktoren, die einen Einfluss auf die Wahrschein-
lichkeit besitzen, laufende Hilfe zum Lebensunterhalt
(HLU) zu beziehen, sind in einem Vektor exogener Va-
riablen xit, i = 1,..., N; t = 1,..., T zusammengefasst.
Man interessiert sich in einem ersten Schritt der empi-
rischen Analyse also dafür, welchen Einfluss eine Än-
derung bestimmter exogener Variablen auf die Wahr-
scheinlichkeit des Sozialhilfebezugs besitzt. In einem
zweiten Schritt wird dieses nichtlineare Panelmodell
dann dynamisiert. Dies geschieht durch die Hereinnahme
der um eine Periode (ein Jahr) verzögerten endogenen
Variable yi, t–1 als erklärende Variable in das entspre-
chende Panelmodell. In diesem dynamischen Panel-
modell kann dann auf Zustandsabhängigkeit getestet
werden, das heißt, es kann geprüft werden, ob ein So-
zialhilfebezug in der Vorperiode die Wahrscheinlichkeit,
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt in der gegenwärti-
gen Periode zu beziehen, signifikant erhöht.

Die theoretische Basis des dynamischen nichtlinearen
Panelmodells ist ein Schwellenwertmodell, dem fol-
gender Gedanke zugrunde liegt: Überschreitet eine la-
tente (nicht beobachtbare) Zufallsvariable yit

* einen
Schwellenwert (im Allgemeinen den Wert null), so
nimmt die beobachtbare endogene Variable yit den Wert
eins an; unterschreitet yit

* den Schwellenwert, so nimmt
yit den Wert null an. Im hier betrachteten Fall entspricht
die latente Zufallsvariable der Disposition eines Haus-
halts beziehungsweise des zugehörigen Haushaltsvor-
stands, laufende Hilfe zum Lebensunterhalt zu beziehen;
sie kann in diesem Zusammenhang als stochastische
Nutzendifferenz des Haushaltsvorstands zwischen zwei
Alternativen (Sozialhilfebezug: Ja/Nein) interpretiert
werden. Das dynamische nichtlineare Panelmodell be-
ruht damit auf folgendem Schwellenwertmodell

sonst,0

0falls1
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Dabei bezeichnen yit
* die latente Zufallsvariable für den

i-ten Haushalt zum Zeitpunkt t, xit einen entsprechen-
den K-elementigen Vektor exogener Variablen, β den
K-elementigen Vektor der Strukturparameter und uit
die zugehörige Störgröße. γ ist der Parameter der um
eine Periode verzögerten endogenen Variablen yi, t – 1.

Im einfachsten Fall wird unterstellt, dass die uit stochas-
tisch unabhängig und identisch verteilt über alle i und t
sind, was einer vollkommenen Unabhängigkeit der Ent-
scheidungen eines Haushalts beziehungsweise eines
Haushaltsvorstands über die Zeit entspricht. Da Panel-
daten aber durch komplexe Strukturen der Störterme
charakterisiert sein können, gilt es, bei der Analyse von
Paneldaten zusätzliche Annahmen über die Abhängig-
keitsstruktur der uit zu treffen. Der Hauptvorteil der
Verwendung von Paneldaten besteht gerade darin, dass
einige der restriktiven Annahmen, die für die Analyse
von Querschnittsdaten erforderlich sind, aufgehoben
beziehungsweise abgeschwächt werden können. So ist
es beispielsweise möglich, nicht beobachtbare haus-
halts- beziehungsweise zeitspezifische Effekte, also
unbeobachtete Heterogenität in Panelmodellen explizit
zu modellieren (Hamerle und Ronning, 1994). Für die
Mehrzahl der zu betrachtenden Panelmodelle ist dies
ein Mittel, um konsistente Schätzungen für den syste-
matischen Teil des Modells, das heißt, für den Struk-
turparametervektor β zu erhalten. Man modelliert die
zeitspezifischen Effekte dabei als feste Effekte, indem
man sie in den Strukturparametervektor β aufnimmt
und den Vektor der Regressoren in geeigneter Weise
um Dummy-Variablen erweitert. Die haushaltsspezifi-
schen Effekte αi modelliert man hingegen als stochas-
tische Effekte, so dass

.itiitu

Für die Störgröße uit beziehungsweise für αi und εit
werden folgende Annahmen getroffen: αi und εit
seien normalverteilt, und für i, j = 1,..., N; t = 1,..., T
gelte
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Aus Identifikationsgründen wird zusätzlich für die
Störgröße uit eine Standardnormalverteilung unter-
stellt, so dass σ 2

u = σ 2
α + σ 2

ε = 1.
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In diesem dynamischen nichtlinearen Panelmodell
mit zufälligen Effekten gilt demzufolge E(uituis)
= E(α 2

i) = σ 2
α 0 für t s, mit anderen Worten, für

einen bestimmten Haushalt wird eine konstante Kor-
relation der Störgrößen über die Zeit (Äquikorrela-
tion) unterstellt; gleichzeitig wird angenommen, dass
die Entscheidungen verschiedener Haushalte bezie-
hungsweise Haushaltsvorstände unabhängig vonei-
nander sind. Außerdem gilt E (uituis) = σ 2

α + σ 2
ε  für

t = s. Damit ist der Störgrößenvektor ui = (ui1,..., uiT)’
multivariat normalverteilt mit Erwartungswert 0 und
Kovarianzmatrix

,
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mit dem T-dimensionalen Einsenvektor ιT = (1,..., 1)’
und der Annahme σ 2

α + σ 2
ε = 1.

Die obigen Annahmen, insbesondere die der Standard-
normalverteilung der Störgröße uit, führen zu einem
dynamischen Probitmodell mit äquikorrelierten Stör-
größen. Auf die Herleitung der zugehörigen logarith-
mierten Likelihoodfunktion wird hier verzichtet (Ha-
merle und Ronning, 1994, S. 418 f.).

Datengrundlage

627. Die Daten für die empirische Analyse des Be-
zugs laufender Hilfe zum Lebensunterhalt stammen
aus dem Datensatz für die Wellen B bis P (1985 bis
1999) des SOEP. In der Welle A wird keine Information
für die Variable Sozialhilfebezug bereitgestellt; für die
Welle Q (das Jahr 2000) liegt noch keine Information
für diese Variable vor, da erst in der Folgeperiode der
Sozialhilfebezug der gegenwärtigen Periode erfasst
wird. Die Zielpopulation dieses Panels sind alle Haus-
halte im früheren Bundesgebiet.

Betrachtet werden hier alle Haushalte, deren Haus-
haltsvorstand im Basisjahr 1985 zwischen 18 und
49 Jahren alt war4) − Auszubildende und Rentner wer-
den definitionsgemäß ausgeschlossen − und für die die
benötigten Daten aller 15 Wellen vorliegen. Damit er-
gibt sich ein balanciertes Panel, welches insgesamt
1 291 Haushalte umfasst.

4) Personen dieses Alters sind während des Beobachtungszeitraums
durchgängig im erwerbsfähigen Alter, so dass vom Alter her die
Möglichkeit der Arbeitsaufnahme in jedem Zeitpunkt eine Alterna-
tive zum Sozialhilfebezug darstellt.

Das empirische Modell

628. Die quantitative Analyse der Ursachen des So-
zialhilfebezugs wird auf Haushaltsebene durchgeführt,
da der Anspruch auf Bezug von laufender Hilfe zum
Lebensunterhalt vom verfügbaren Einkommen eines
Haushalts und nicht eines einzelnen Haushaltsmit-
glieds abhängig ist. Die Berücksichtigung mehrerer
Mitglieder eines Haushalts (beispielsweise Haushalts-
vorstand und (Ehe-)Partner) in der Panelstichprobe
würde jedoch zu dem schätztechnischen Problem
führen, dass die Disposition, Sozialhilfe zu beziehen,
für diese Personen nicht unabhängig voneinander ist.
Damit würde eine grundlegende Annahme der in dieser
Untersuchung verwendeten Modellansätze verletzt
und eine konsistente Parameterschätzung in diesen
Modellen unmöglich gemacht. Als Einflussfaktoren
des Bezugs von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
werden deshalb in der vorliegenden Untersuchung le-
diglich allgemeine Haushaltscharakteristika sowie per-
sönliche Charakteristika des Haushaltsvorstands ein-
bezogen.

Ob ein Haushalt beziehungsweise ein Haushaltsvor-
stand Sozialhilfe bezieht oder nicht, kann theoretisch
mit Hilfe des Konzepts der Maximierung des erwarte-
ten Nutzens abgeleitet werden. Die betrachtete Person
wird eine Erwerbstätigkeit aufnehmen, falls der am
Markt erzielbare Lohn über ihrem Anspruchslohn liegt.
Für die empirische Analyse der Determinanten des So-
zialhilfebezugs werden deshalb Variablen ausgewählt,
die einen Einfluss auf den Markt- beziehungsweise An-
spruchslohn des Haushaltsvorstands besitzen bezie-
hungsweise die den erwarteten Nutzen des Sozialhilfe-
bezugs eines Haushalts beeinflussen.

Persönliche Charakteristika des Haushaltsvorstands,
wie Alter, Geschlecht, Nationalität, Gesundheitszu-
stand, Schulbildung und eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung sind sowohl Einflussgrößen seines erziel-
baren Marktlohns als auch seines Anspruchslohns. Der
Lohnabstand des Haushalts, definiert als die Differenz
aus dem Nettoarbeitseinkommen (das immer Kinder-
geld enthält) des Haushaltsvorstands und dem An-
spruch des zugehörigen Haushalts auf laufende Hilfe
zum Lebensunterhalt, ist eine Einflussgröße des Ver-
hältnisses aus Anspruchslohn und erzielbarem Markt-
lohn des Haushaltsvorstands. Haushaltscharakteristika,
wie Familienstand, Anzahl der Kinder unter 16 Jahren
im Haushalt Alleinerziehendenstatus, Existenz eines
pflegebedürftigen Haushaltsmitglieds besitzen ebenfalls
einen Einfluss auf den Anspruchslohn des Haushalts-
vorstands. Die bundesländerspezifischen Arbeitslosen-
quoten schließlich haben Einfluss auf den erzielbaren
Marktlohn der betrachteten Person.

Die im dynamischen Probitmodell berücksichtigten
Variablen sind somit wie folgt definiert: Die endo-
gene Variable HLU ist der Sozialhilfebezug des be-
trachteten Haushalts. An dieser Stelle sei darauf hin-
gewiesen, dass die betrachtete Panelstichprobe sehr
ungleich besetzt ist, da im Durchschnitt über die
15 Wellen nur etwa 1,5 vH der Haushalte laufende
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Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen.5) Dies führt je-
doch zu keinen schätztechnischen Problemen, da die
betrachtete Panelstichprobe aus insgesamt 18 074 Be-
obachtungen besteht. Die endogene Variable nimmt den
Wert eins an, falls der Haushalt in der entsprechenden
Welle laufende Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen hat,
andernfalls ist sie gleich null. Der Sozialhilfebezug des
betrachteten Haushalts wird durch die folgenden exo-
genen Variablen erklärt:

ALTER Lebensalter in Jahren

ALTERQ definert als ALTER2/100

GESCHL Geschlecht (1 = Frau)

NAT Nationalität (1 = Ausländer)

ABA Abgeschlossene Berufsausbildung 
(1 = Ja)

GESUND Gesundheitszustand (1 = Schwerbehinde-
rung nach § 2 Absatz 2 SGB IX)

KINDER Anzahl der Kinder unter 16 Jahren im
Haushalt

PFLEGE Pflegebedürftige Person im Haushalt 
(1 = Ja)

ALLEIN Alleinerziehenden-Haushalt (1 = Ja)

FST Familienstand (1 = geschieden)

LOHNAB Haushaltsspezifischer relativer 
Lohnabstand

BILD2 Mittlerer Schulabschluss (1 = Ja) 

BILD3 Höherer Schulabschluss (1 = Ja)

ALQ Bundesländerspezifische Arbeitslosen-
quote

HLU(t-1) Sozialhilfebezug in der Vorperiode 
(1= Ja).

629. Der haushaltsspezifische Lohnabstand ist in der
vorliegenden Untersuchung relativ definiert und zwar als
die Differenz aus dem (geschätzten) Nettoarbeitseinkom-
men des Haushaltsvorstands und dem (potentiellen) So-
zialhilfeanspruch des zugehörigen Haushalts, dividiert
durch das (geschätzte) Nettoarbeitseinkommen des Haus-
haltsvorstands. Als Einflussgröße des Sozialhilfebezugs
wird hier der relative Lohnabstand verwendet, aufgrund
der Hypothese, dass der Anreiz einer Arbeitsaufnahme
für den betrachteten Haushaltsvorstand stärker vom rela-
tiven als vom absoluten Lohnabstand abhängt. 

Der Bedarf an laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
setzt sich aus den Komponenten der Regelsatzleistung

und eines gegebenenfalls zustehenden Mehrbedarfszu-
schlags sowie der Erstattung der Kosten der Unterkunft
und der Heizkosten des Haushalts zusammen. Die
Messung eines haushaltsspezifischen Lohnabstands er-
fordert insbesondere eine Schätzung der potentiellen
Nettoarbeitseinkommen für die Haushaltsvorstände,
die Sozialhilfe beziehen, die arbeitslos sind oder für die
das SOEP keine entsprechenden Daten bereitstellt. Das
Vorgehen zur Erzeugung dieser Lohnabstandsvaria-
blen gestaltet sich im Einzelnen wie folgt: 

Die Regelsatzleistung eines (potentiellen) Sozialhilfe-
empfängerhaushalts wird als Summe aus dem Regel-
satz für den Haushaltsvorstand und den daraus abge-
leiteten Regelsätzen für Haushaltsangehörige (je nach
Alter) bestimmt, wobei gegebenenfalls Mehrbedarfs-
zuschläge für Alleinerziehende berücksichtigt werden.
Zur Berechnung der Regelsatzleistung für Haushalte
mit Kindern wird dazu ein durchschnittlicher Regelsatz
für Kinder bestimmt, indem alle Altersjahrgänge mit
dem gleichen Gewicht berücksichtigt werden; dieser
durchschnittliche Regelsatz wird dann mit der Anzahl
der Kinder im Haushalt multipliziert.

Für die Berechnung der Kosten der Unterkunft und der
Heizkosten der (potentiellen) Sozialhilfeempfängerhaus-
halte werden Ausgaben, die ein Vier-Personen-Arbeit-
nehmerhaushalt mit mittlerem Einkommen (Haushalts-
typ 2) für die Wohnungsnutzung aufwendet, zugrunde
gelegt und unter Berücksichtigung eines üblichen Ab-
schlags auf die einzelnen Haushaltsgrößen umgerech-
net. Dabei werden den einzelnen Personen im Haushalt
folgende Anteile zugeschrieben:

Haushaltsvorstand: 50 vH

Ehegatte: 20 vH

1. Kind: 15 vH

2. Kind: 15 vH.

Für die fünfte Person im Haushalt wird ein Anteil von
10 vH und für jede weitere Person ein Anteil von 5 vH
unterstellt (Boss, 2002).

630. Für Haushaltsvorstände, für die keine Angaben
zum Markteinkommen vorliegen, wird das Nettoarbeits-
einkommen in jeder Welle durch persönliche Charakte-
ristika der Haushaltsvorstände, wie Alter, Geschlecht,
Nationalität, Schulbildung und abgeschlossene Berufs-
ausbildung geschätzt. Hierzu werden Parameterschätz-
ergebnisse aus entsprechenden Regressionen der be-
kannten Nettoarbeitseinkommen verwendet.

Die Kleinste-Quadrate-Schätzungen (KQ-Schätzungen)
des Nettoarbeitseinkommens der Haushaltsvorstände
liefern für die 15 Wellen recht ähnliche Ergebnisse.
Das Bestimmtheitsmaß der KQ-Schätzungen für die
einzelnen Querschnitte nimmt Werte zwischen 0,34
und 0,43 an; dieses spricht für eine hohe Güte der durch-
geführten Modellschätzungen. Im Folgenden wird stell-
vertretend für die anderen Wellen kurz auf die Ergeb-
nisse der Parameterschätzungen der Welle P (1999)
eingegangen (Tabelle 66, Seite 346).

5) Gemessen an der Gesamtzahl der Haushalte in Deutschland beträgt
diese Quote im Jahre 1999 3,9 vH. Die Gruppe der Empfänger lau-
fender Hilfe zum Lebensunterhalt (im Alter von 15 bis 65 Jahren)
weist im Jahre 2001 folgende Struktur auf: 8,7 vH der Sozialhilfe-
empfänger sind erwerbstätig, 41,8 vH sind arbeitslos gemeldet und
49,5 vH sind aus anderen Gründen, beispielsweise wegen häusli-
cher Bindung, nicht erwerbstätig.
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Die im Modell berücksichtigten Variablen zeigen die er-
wartete Einflussrichtung auf das Nettoarbeitseinkom-
men und sind alle signifikant auf dem 1%-Signifikanz-
niveau. Im Einzelnen erhält man folgende Ergebnisse:

– Mit zunehmendem Alter des Haushaltsvorstands
steigt das erzielte Nettoarbeitseinkommen zunächst
an, ab einer bestimmten Altersgrenze nimmt es je-
doch wieder ab. Durch Substitution der entspre-
chenden Werte der Variablen ALTER und ALTERQ in
die Funktion f (ALTER, ALTERQ) = ß̂ALTER

. ALTER
+ ß̂ALTERQ

. ALTERQ erkennt man, dass diese 
Altersgrenze bei 53 Jahren liegt.

– Frauen weisen ein geringeres Nettoarbeitseinkom-
men auf als Männer. 

– Ausländer erzielen ein niedrigeres Nettoarbeitsein-
kommen als Deutsche. 

– Eine abgeschlossene Berufsausbildung erhöht das
Nettoarbeitseinkommen.

– Ein mittlerer und insbesondere ein höherer Schul-
abschluss haben, im Vergleich zu einem niedrigen
Schulabschluss des Haushaltsvorstands, einen posi-
tiven Effekt auf die Höhe seines erzielten Nettoar-
beitseinkommens.

Mit Hilfe der obigen Parameterschätzergebnisse wird
das Nettoarbeitseinkommen für die Haushaltsvor-
stände geschätzt, für welche keine Angaben zum
Markteinkommen vorliegen. Dies ermöglicht die Er-
zeugung einer haushaltsspezifischen Lohnabstandsva-
riablen in jeder Welle. Diese Variable geht als Einflus-
sgröße des Sozialhilfebezugs in das im Folgenden
analysierte empirische Modell ein. 

Ergebnisse der Schätzung

631. Die empirische Analyse der Determinanten des
Sozialhilfebezugs mit Hilfe des dynamischen Probit-

Tabel le  66

Kleinste-Quadrate-Schätzung
des Nettoarbeitseinkommens

Welle P (1999) des SOEP1)

1) Weitere Einzelheiten zur Datengrundlage siehe Ziffer 627.
2) Zur Beschreibung der Variablen siehe Ziffer 628.
*, ** zeigen Signifikanz auf dem 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau

an.

Variable2) Parameter-
Schätzwert

Asymptotischer
t-Wert

Konstante
ALTER
ALTERQ
GESCHL
NAT
ABA
BILD2
BILD3

– 5 184,21 – 2,13 *
314,03 3,17 **

– 297,34 – 2,99 **
– 1 408,11 – 12,35 **
– 603,04 – 4,59 **

644,49 3,22 **
739,46 3,31 **

1 687,37 9,40 **
R2 = 0,40

modells mit äquikorrelierten Störgrößen liefert zunächst
folgende wichtige Erkenntnisse (Tabelle 67):

– Der Koeffizientenschätzwert der Variablen Lohn-
abstand ist signifikant negativ, das heißt, ein sin-
kender relativer Lohnabstand des betrachteten
Haushalts erhöht signifikant die Wahrscheinlichkeit
dieses Haushalts, laufende Hilfe zum Lebensunter-
halt zu beziehen.6) Es zeigt sich also, dass der rela-
tive Lohnabstand auch dann einen statistisch gesi-
cherten Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit des
Sozialhilfebezugs besitzt, wenn die übrigen perso-
nen- und haushaltsspezifischen Einflussgrößen
ebenfalls im Modell berücksichtigt und damit mul-
tiple Zusammenhänge zwischen den verschiedenen
Einflussfaktoren nicht vernachlässigt werden.

– Der Koeffizientenschätzwert der Variablen HLU(t-1)
zeigt eine hoch signifikante Zustandsabhängigkeit,
das heißt, der Sozialhilfebezug eines Haushalts in der
Vorperiode erhöht sehr gesichert nachweisbar dessen
Wahrscheinlichkeit, auch in der laufenden Periode
Hilfe zum Lebensunterhalt zu beziehen. Gegenüber
dem dynamischen Probitmodell ohne Berücksichti-
gung stochastischer, haushaltsspezifischer Effekte
ist der Einfluss der Variablen HLU(t-1) geringer, da
das dynamische Probitmodell mit äquikorrelierten
Störgrößen die Unterscheidung zwischen Zustands-
abhängigkeit und unbeobachteter Heterogenität er-
möglicht. Im dynamischen Probitmodell ohne
Berücksichtigung stochastischer, haushaltsspezifi-
scher Effekte wird der Koeffizient der verzögert en-
dogenen Variablen überschätzt, da sich in ihm zusätz-
lich die nicht berücksichtigte positive Korrelation der
Störgrößen widerspiegelt. 

– Es existiert eine signifikante Abhängigkeit der Haus-
haltsentscheidungen über die Zeit, da der Schätzwert
der Varianz der stochastischen, haushaltsspezifischen
Effekte, σ 2

α , signifikant von null verschieden ist.
Dies bedeutet, dass einige nicht im Modell berück-
sichtigte beziehungsweise nicht messbare Variablen
einen Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit ausüben,
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt zu beziehen. 

Die Koeffizientenschätzwerte der übrigen im dynami-
schen Probitmodell mit äquikorrelierten Störgrößen
berücksichtigten Variablen lassen weiterhin folgende
Schlussfolgerungen zu (Tabelle 67):

– Aus den Vorzeichen der signifikanten Schätzwerte
für die Koeffizienten der Altersvariablen kann ge-
schlossen werden, dass die Wahrscheinlichkeit,

6) Das Ergebnis der Parameterschätzung für die Variable Lohnabstand
ist mit Vorsicht zu interpretieren, da sie auf dem Schätzer der zwei-
ten Stufe eines zweistufigen Verfahrens beruht (die Schätzung des
Nettoarbeitseinkommens stellt die erste Stufe des Verfahrens dar).
Der Parameter für den Lohnabstand kann in diesem Fall zwar konsi-
stent geschätzt werden, die Standardabweichung des Parameter-
schätzers wird jedoch in der Regel unterschätzt. Dies ist gleichbe-
deutend mit einer Überschätzung des zugehörigen asymptotischen
t-Werts und damit einer Überschätzung der Signifikanz des Parame-
terschätzers der Variablen Lohnabstand (Murphy und Topol, 1985). 
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laufende Hilfe zum Lebensunterhalt zu beziehen,
mit zunehmendem Alter des Haushaltsvorstands
zunächst sinkt, ab einer Altersgrenze von 46 Jahren
aber wieder zunimmt. 

– Ausländer zeigen eine signifikant (zum Signifi-
kanzniveau von α = 0,1) höhere Wahrscheinlich-
keit, Sozialhilfe zu beziehen, als Deutsche.

– Eine abgeschlossene Berufsausbildung des Haus-
haltsvorstands senkt die Wahrscheinlichkeit des So-
zialhilfebezugs signifikant.

– Die Koeffizientenschätzwerte der Variablen Ge-
schlecht und Gesundheitszustand des Haushalts-
vorstands weisen die erwarteten Vorzeichen auf,
beide Größen zeigen jedoch keinen signifikanten
Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit, laufende Hilfe
zum Lebensunterhalt zu beziehen.

– Mit der Anzahl der Kinder unter 16 Jahren im
Haushalt steigt die Wahrscheinlichkeit des Haus-
halts, laufende Hilfe zum Lebensunterhalt zu bezie-
hen, signifikant an.

– Eine pflegebedürftige Person im betrachteten
Haushalt lässt die Möglichkeit des Sozialhilfebe-

zugs eines Haushalts signifikant wahrscheinlicher
werden.

– Alleinerziehenden-Haushalte zeigen im Vergleich
zu anderen Haushaltsformen eine signifikant höhere
Wahrscheinlichkeit, laufende Hilfe zum Lebensun-
terhalt zu beziehen.

– Ein Geschiedenenstatus des Haushaltsvorstands er-
höht die Wahrscheinlichkeit des Sozialhilfebezugs
eines Haushalts signifikant. 

– Die Koeffizienten der Dummy-Variablen für die
Schulbildung des Haushaltsvorstands zeigen die er-
warteten negativen Vorzeichen, deren Einfluss ist al-
lerdings nicht signifikant nachweisbar. Dieses
könnte darin begründet sein, dass die Schulbildung
des Haushaltsvorstands vor allem durch den relati-
ven Lohnabstand wirkt.

– Der Koeffizientenschätzwert der Variablen Arbeits-
losenquote ist signifikant positiv, das heißt, mit zu-
nehmender gesamtwirtschaftlicher Arbeitslosigkeit
steigt die Wahrscheinlichkeit des Sozialhilfebezugs
der betrachteten Haushalte signifikant an. Der signi-
fikant positive Einfluss der bundesländerspezifischen

Variable2)

KONSTANTE
ALTER
ALTERQ
GESCHL
NAT
ABA
GESUND
KINDER
PFLEGE
ALLEIN
FST
LOHNAB
BILD2
BILD3
ALQ
HLU(t-1)

σ 2
α

LOG-L

0,22 0,33 0,97 0,89
– 0,14 – 4,49 ** – 0,22 – 4,16 **

0,16 4,21 ** 0,24 3,93 **
0,05 0,62 0,08 0,55
0,21 2,28 * 0,34 1,66 (*)

– 0,33 – 3,55 ** – 0,53 – 2,90 **
0,23 1,96 * 0,16 0,79
0,11 3,39 ** 0,16 2,74 **
0,43 2,74 ** 0,51 2,17 *
0,35 2,94 ** 0,61 3,03 **
0,41 3,63 ** 0,47 2,79 **

– 0,34 – 4,04 ** – 0,42 – 2,88 **
– 0,09 – 0,87 – 0,34 – 1,50
– 0,34 – 1,86 (*) – 0,52 – 1,54

0,05 3,82 ** 0,08 3,72 **
2,45 26,15 ** 1,61 12,01 **

0,44 5,86 **

– 702,74 – 672,58

Parameter-
Schätzwert

Dynamisches Probitmodell
Dynamisches Probitmodell 

Zufällige Effekte 
Äquikorrelation

Asymptotischer
t-Wert

Parameter-
Schätzwert

Asymptotischer
t-Wert

Tabel le  67

Dynamisches Probitmodell: Ergebnisse der Parameterschätzung1)

Abhängige Variable: Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) 
Wellen C (1986) bis P (1999) des SOEP

1) Weitere Einzelheiten zur Datengrundlage siehe Ziffer 627.
2) Zur Beschreibung der Variablen siehe Ziffer 628. LOG-L ist der Wert der logarithmierten Likelihood-Funktion ausgewertet beim Maximum

der Funktion. σ 2
α ist der Schätzwert der Varianz der stochastischen, haushaltsspezifischen Effekte.

(*), *, ** zeigen Signifikanz auf dem 10 %-, 5 %- beziehungsweise 1 %-Niveau an.
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Arbeitslosenquote bleibt auch dann bestehen, wenn
Dummy-Variablen für die einzelnen Bundesländer
als erklärende Variablen mit in das betrachtete Mo-
dell einbezogen werden.

Zusammenfassung

632. In der vorliegenden Untersuchung werden mit
Hilfe eines dynamischen Probitmodells mit äquikorre-
lierten Störgrößen anhand der Daten des SOEP die De-
terminanten des Bezugs von laufender Hilfe zum Le-
bensunterhalt empirisch analysiert. Dazu werden im
betrachteten Modell sowohl personen- und haushalts-
spezifische Einflussgrößen des Sozialhilfebezugs als
auch der relative haushaltsspezifische Lohnabstand
berücksichtigt.

Ein wichtiges Ergebnis der vorliegenden Untersu-
chung ist der signifikant negative Einfluss dieses Lohn-
abstands auf die Wahrscheinlichkeit des Sozialhilfebe-
zugs eines Haushalts. Mit sinkendem relativen
Lohnabstand steigt also die Wahrscheinlichkeit des
Haushalts, laufende Hilfe zum Lebensunterhalt zu be-
ziehen. Damit werden tendenziell die Aussagen von
Boss bestätigt, dass ein niedrigerer Lohnabstand zu ei-
nem sinkenden Arbeitsanreiz führt, was letztlich eine
steigende Sozialhilfeempfängerquote bedingen kann.
Im Unterschied zu Boss, der mit deskriptiven Kennzif-
fern argumentiert, ermöglicht die hier vorliegende Mo-
dellschätzung allerdings eine Berücksichtigung der
multiplen Zusammenhänge zwischen den verschiede-
nen Einflussfaktoren.

Weiterhin lassen die Ergebnisse der Parameterschät-
zung erkennen, dass personenspezifische Größen wie
die Nationalität und die Schulbildung des Haushalts-
vorstands vor allem durch den Lohnabstand wirken, da
diese Variablen zwar bei Nichtberücksichtigung der
Lohnabstandsvariablen einen signifikanten Einfluss
auf die Wahrscheinlichkeit des Sozialhilfebezugs aus-
üben, die Koeffizientenschätzwerte dieser Variablen
im hier betrachteten Modell jedoch insignifikant sind.
Die Altersvariablen, eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung, die Anzahl der Kinder unter 16 Jahren sowie eine
pflegebedürftige Person im Haushalt und der Fami-
lienstand haben dagegen einen sehr gesichert nach-
weisbaren Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit eines
Haushalts, laufende Hilfe zum Lebensunterhalt zu be-
ziehen. Zusätzlich besitzt die bundesländerspezifische
Arbeitslosenquote einen signifikant positiven Einfluss
auf die Wahrscheinlichkeit des Sozialhilfebezugs.

Die Parameterschätzergebnisse im betrachteten Probit-
modell zeigen außerdem einen hoch signifikanten Ein-
fluss des Sozialhilfebezugs in der Vorperiode auf die
Wahrscheinlichkeit eines Haushalts, gegenwärtig lau-
fende Hilfe zum Lebensunterhalt zu beziehen, das
heißt eine hoch signifikante Zustandsabhängigkeit.
Weiterhin liegt eine signifikante unbeobachtete Hete-
rogenität der Störgrößen vor, also eine signifikante Ab-
hängigkeit der Haushaltsentscheidungen über die Zeit.
Diese begründet sich durch nicht im Modell berück-
sichtigte oder nicht messbare Variablen, die einen Ein-
fluss auf die Wahrscheinlichkeit ausüben, laufende
Hilfe zum Lebensunterhalt zu beziehen. 
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IV. Personelle Einkommensverteilung in
Deutschland – eine Aktualisierung

633. In der Vergangenheit hatte der Sachverständi-
genrat Analysen der personellen Einkommensvertei-
lung vorgelegt (zuletzt JG 2000 Ziffern 498 ff.). Mit Hilfe
neuer Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)
kommen für die Erhebungsjahre 2000 und 2001 mit
Einkommensinformationen für die Jahre 1999 und 2000
hinzu. Eine Aufdatierung der Analyse zur Vermögensver-
teilung in Deutschland kann nicht vorgenommen werden,
da die im SOEP im Jahre 2002 erhobene Vermögensbi-
lanz noch nicht vorgelegt und neue detaillierte Daten
über die Vermögensposition privater Haushalte aus der
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) vo-
raussichtlich erst wieder im Jahre 2005 zur Verfügung
stehen.

In der Untersuchung werden zunächst durch einen
zeitpunktbezogenen Vergleich der Verteilungen der
Markteinkommen und der Nettoeinkommen privater
Haushalte die personellen Auswirkungen staatlicher
Umverteilungsmaßnahmen beurteilt. Anschließend wird
die Entwicklung der personellen Einkommensvertei-
lung im Zeitraum der Jahre 1991 bis 2000 sowohl für
das gesamte Bundesgebiet als auch für die neuen Bun-
desländer und das frühere Bundesgebiet analysiert. Die
verwendeten Paneldaten ermöglichen zusätzliche Ana-
lysen der Einkommensmobilität, in denen die Frage be-
antwortet wird, mit welcher Wahrscheinlichkeit einzelne
Haushalte ihre relative Einkommensposition innerhalb
eines bestimmten Zeitraums verbessern konnten bezie-
hungsweise eine Verschlechterung hinnehmen muss-
ten. Die Mobilitätsanalyse umfasst den Zeitraum der
Jahre 1997 bis 2000.

Datenbasis

634. Das Sozio-oekonomische Panel ist eine Erhe-
bung, in deren Rahmen jedes Jahr dieselben privaten
Haushalte zu ihrer sozialen Situation befragt werden. Die
Teilnahme ist freiwillig. Im Jahre 2000 nahmen − abge-
sehen von einer neu erhobenen zusätzlichen Teilstich-
probe − rund 7200 Haushalte, die etwa 17 300 Einzelper-
sonen umfassen, an der Befragung teil. Die nachfolgend
ausgewertete Gesamtstichprobe enthält fünf Teilstich-
proben. Mit den Teilstichproben A (Westdeutschland)
und B (ausländische Wohnbevölkerung) wurde das So-
zio-oekonomische Panel im Jahre 1984 begonnen. Im
Jahre 1990 kam die Teilstichprobe C, die Haushalte in
den neuen Bundesländern enthält, hinzu. Diese Teil-
stichproben wurden im Jahre 1994 durch eine Zuwan-
derungsstichprobe D ergänzt. Schließlich wurde im
Jahre 1998 eine Ergänzungsstichprobe E gezogen, die die
Datenbasis nochmals deutlich erweiterte. In den folgen-
den Analysen sind Personen, die in Kasernen, Altershei-
men, Justizvollzugsanstalten und Sammelunterkünften
leben (Anstaltsbevölkerung) nicht enthalten, um prinzi-
piell eine Vergleichbarkeit mit der EVS zu gewährlei-
sten. Grundsätzlich sind Personen ohne festen Wohnsitz
nicht erfasst. Haushalte beziehungsweise Personen mit
einem sehr hohen Einkommen sind im Sozio-oekono-
mischen Panel nur mit nicht aussagekräftigen Fallzah-

len vorhanden. Für eine Analyse der personellen Ein-
kommensverteilung gilt es folglich zu berücksichtigen,
dass das SOEP − wie bei Datenbasen für die Analyse
von Haushaltseinkommen üblich − die tatsächlich vor-
handene Einkommensspannweite der Bevölkerung
nicht vollständig abbildet. Hierdurch werden sowohl
der Grad der Ungleichverteilung von Einkommen als
auch das Durchschnittseinkommen der Haushalte ten-
denziell unterschätzt.

Einkommensbegriffe und Verteilungsmaße

635. Unter dem Markteinkommen der Haushalte − im
Sinne von Einkommen vor einer staatlichen Umvertei-
lung − werden das Einkommen aus selbständiger und
unselbständiger Erwerbsarbeit und Vermögen sowie
private Transfers (beispielsweise private Unterstüt-
zungsleistungen von Eltern oder geschiedenen Ehe-
partnern) verstanden. Dem Einkommen aus unselbst-
ändiger Arbeit werden die Arbeitgeberbeiträge zur
Gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung, Ar-
beitslosenversicherung sowie Rentenversicherung hin-
zugerechnet, da auch diese am Markt erwirtschaftet
werden müssen. Zum Vermögenseinkommen zählt
auch der Mietwert selbst genutzten Wohneigentums.
Gegenüber der Analyse im Jahresgutachten 2000 ist
dieser neu berechnet beziehungsweise simuliert worden,
da nunmehr anstelle des Bruttomietwerts nur der Netto-
mietwert1) selbst genutzten Wohneigentums berück-
sichtigt wird. Durch die Erweiterung der Alterssiche-
rung um einen privaten kapitalgedeckten Bestandteil
im Rahmen des Altersvermögensgesetzes gewinnen
Renten aus privaten Vorsorgeverträgen zunehmend an
Bedeutung. Daher werden diese Einkommenszuflüsse
− anders als bisher − nunmehr auch zum Markteinkom-
men gerechnet, da sie nichts anderes darstellen als Ein-
kommen aus Vermögen. 

Das Haushaltsnettoeinkommen stellt auf das den Haus-
halten letztlich zur Verfügung stehende Einkommen
ab. Hierzu werden vom Markteinkommen die geleis-
tete Einkommensteuer (einschließlich Solidaritätszu-
schlag) und die Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung
(Arbeitgeberanteil und Arbeitnehmeranteil) abgezogen
und die Bezüge aus Renten der Gesetzlichen Renten-
versicherung, Pensionen sowie Sozialtransfers hinzu-
gerechnet. Das Haushaltsnettoeinkommen erfasst damit
den größten Teil des verfügbaren Einkommens eines
Haushalts. Einkommenszuflüsse wie Weihnachtsgeld,
13. und 14. Monatsgehalt sowie Gratifikationen werden
dabei erfasst, während einmalige oder unregelmäßige
Einkommenszuflüsse sowohl im Markteinkommen als
auch im Haushaltsnettoeinkommen unberücksichtigt
bleiben. Einnahmen aus Vermögensauflösungen werden
in der Analyse gänzlich ausgeklammert. Die Differenz
zwischen den Markteinkommen und den Nettoeinkom-
men kann als Ergebnis des staatlichen Umverteilungs-
prozesses interpretiert werden. 

1) Der Nettomietwert bestimmt sich als Differenz aus dem Brutto-
mietwert und den Finanzierungs- und Instandhaltungskosten.
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Die Unterschiede bei der Messung beziehungsweise
Zusammensetzung des Markt- und Nettoeinkommens
gegenüber der vor zwei Jahren durchgeführten Analyse
implizieren, dass die Ergebnisse der vorliegenden Un-
tersuchung nicht unmittelbar mit den vorherigen Aus-
wertungen vergleichbar sind; allerdings zeigen sich
insgesamt nur relativ geringfügige Abweichungen bei
den betrachteten Verteilungsmaßen.

Da bei einer gemeinsamen Haushaltsführung Skalen-
effekte realisiert werden, also größeren Haushalten we-
niger Ausgaben pro Kopf genügen als kleineren Haus-
halten, um das gleiche Wohlfahrtsniveau zu erlangen,
ist es bei Verteilungsanalysen üblich, eine Äquivalenz-
gewichtung vorzunehmen. In der vorliegenden Unter-
suchung wird deshalb zunächst das Einkommen des
gesamten Haushalts durch die Wurzel aus der Haus-
haltsgröße dividiert; dieses äquivalenzgewichtete Ein-
kommen wird dann jedem Haushaltsmitglied zugeord-
net. Diese in der einschlägigen Literatur verbreitete
Gewichtung impliziert beispielsweise, dass ein Vierper-
sonenhaushalt nicht das Vierfache, sondern lediglich
das Zweifache eines Einpersonenhaushalts benötigt,
um das gleiche Wohlfahrtsniveau zu erlangen. Vergleiche
von Ergebnissen auf Basis anderer Äquivalenzskalen
(beispielsweise der modifizierten OECD-Skala) ergeben
zwar ein unterschiedliches Niveau des Durchschnitts-
einkommens, aber das Verlaufsbild über die Zeit hinweg
wird von der Wahl der Skala nur wenig berührt − ebenso
die Ergebnisse bezüglich der Einkommensverteilung.

Analog zu vergangenen Analysen des Sachverständigen-
rates zur Einkommensverteilung werden der Gini-Koef-
fizient, die Theil-Koeffizienten und die Verhältniswerte
aus verschiedenen Quantilsgrenzen zur Beurteilung der
Einkommensverteilung herangezogen. Im Allgemeinen
gilt, dass ein steigendes Ungleichheitsmaß eine zuneh-
mende Ungleichverteilung anzeigt, wobei der Gini-Ko-
effizient und die Theil-Koeffizienten bei vollkommener
Gleichverteilung den Wert null annehmen (JG 2000 Zif-
fer 503).

Ergebnisse für die Einkommensverteilung

636. Ein Vergleich der Verteilungsmaße für die Markt-
einkommen mit denen für die Nettoeinkommen im
Zeitraum der Jahre 1991 bis 2000 lässt erkennen, dass
staatliche Umverteilungsaktivitäten die Ungleichver-
teilung der Einkommen nach wie vor stark vermindern
(Tabelle 68). Beispielsweise geht der Gini-Koeffizient
im Jahre 2000 beim Übergang vom Markteinkommen
zum Nettoeinkommen für das frühere Bundesgebiet um
etwa 36 vH zurück, während er sich für die neuen Bun-
desländer sogar um etwa 53 vH reduziert. Staatliche
Tätigkeiten verringern die Ungleichverteilung der Ein-
kommen in den neuen Bundesländern zu allen Zeit-
punkten stärker als im früheren Bundesgebiet; dies zeigt
ein Vergleich der relativen Veränderungen aller betrach-
teten Verteilungsmaße. Zumindest teilweise ist die be-
obachtbare Nivellierung durch die höhere offene und
verdeckte Arbeitslosigkeit und den damit verbundenen
Bezug von Transferleistungen in den neuen Bundes-
ländern zu erklären.

Die Entwicklung der Einkommensverteilung über die
Zeit lässt Folgendes erkennen:

– Die Werte der Verteilungsmaße für die Marktein-
kommen zeigen für den Zeitraum der Jahre 1991
bis 1997 insbesondere für die neuen Bundesländer
eine zunehmende Disparität dieser Einkommen an;
so stiegen dort im betrachteten Zeitraum beide
Theil-Koeffizienten um etwa 46 vH an. Die Vertei-
lungsmaße nehmen im anschließenden Zeitraum
der Jahre 1997 bis 2000 dagegen nur geringfügig zu
oder – wie für den Theil 1-Koeffizienten – sogar ab.
Mitverantwortlich für diese Entwicklung in Ost- und
Westdeutschland ist die tendenziell steigende Ar-
beitslosigkeit im Zeitraum der Jahre 1991 bis 1997
und eine gegenüber dem Jahre 1997 gesunkene Ar-
beitslosigkeit im Jahre 2000 in beiden Gebietsstän-
den.

– Die Verteilungsentwicklung der Nettoeinkommen
im Zeitverlauf zeigt keine klare Tendenz: Ein Ver-
gleich der Verteilungsmaße für die Jahre 1991
und 2000 für das frühere Bundesgebiet spricht zwar
dort für eine leichte Zunahme der Ungleichvertei-
lung, für die neuen Bundesländer jedoch sind die
Werte der entsprechenden Koeffizienten in den Jah-
ren 1991 und 2000 nahezu identisch, so dass dort
keine signifikante Veränderung der Nettoeinkom-
mensverteilung im Zeitverlauf erkennbar ist.

– Die Veränderungen der Disparitäten des Nettoein-
kommens im früheren Bundesgebiet spielen sich
überwiegend an den Rändern der Verteilung ab, so
verringert sich der Einkommensanteil der einkom-
mensschwächsten 20 vH der Bevölkerung in West-
deutschland von 8,5 vH des Nettoeinkommens im
Jahre 1991 auf 7,9 vH im Jahre 2000, der Anteil der
einkommensstärksten 10 vH erhöht sich dagegen von
20,9 vH im Jahre 1991 auf 22,0 vH des Nettoeinkom-
mens im Jahre 2000, und das 90/10-Dezilverhältnis
steigt im entsprechenden Zeitraum von einem Wert
von 3,47 auf einen Wert von 3,89 (Tabelle 69, Seite
352). In Ostdeutschland sind für diesen Zeitraum
dagegen nur sehr geringfügige Veränderungen der
entsprechenden Dezilanteile und verschiedenen De-
zilverhältnisse erkennbar; so bleibt das 90/10-
Dezilverhältnis beispielsweise zwischen den Jah-
ren 1991 und 2000 nahezu konstant.

– Eine Betrachtung der Entwicklung für das gesamte
Bundesgebiet erfordert die Berücksichtigung zweier
gegenläufiger Effekte. Zwar nimmt seit Beginn der
neunziger Jahre in beiden Gebietsständen die Un-
gleichheit der Markteinkommen zu (für die Net-
toeinkommen gilt dies dagegen nur bedingt), was
für sich genommen bedeuten würde, dass die Un-
gleichverteilung auch im gesamten Bundesgebiet
wächst. Diese Entwicklung wird jedoch bei einer
gesamtdeutschen Betrachtung davon überlagert,
dass sich die durchschnittlichen Einkommen im
Osten denen des Westens angenähert haben, was für
sich genommen die Verteilung der Einkommen ni-
velliert. Während bei den Markteinkommen für den



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 351 – Drucksache 15/100

Zeitraum der Jahre von 1991 bis 2000 der erste
Effekt überwiegt, ist es für die Nettoeinkommen
eher der zweite, denn alle betrachteten Vertei-
lungs-Koeffizienten weisen für das gesamte Bun-
desgebiet im Jahre 2000 etwas geringere Werte
auf als im Jahre 1991 und auch das entsprechende

90/10-Dezilverhältnis sinkt von 3,71 auf 3,65.
Dieses Ergebnis liegt jedoch auch darin begrün-
det, dass schon für die Entwicklung der Vertei-
lungsmaße der Nettoeinkommen in den neuen
Bundesländern keine eindeutige Tendenz erkenn-
bar ist.

Tabel le  68

Einkommensverteilung auf Basis des SOEP1)

früheres
Bundesgebiet

Markteinkommen2) Nettoeinkommen3)

neue Bundesländer Deutschland früheres
Bundesgebiet neue Bundesländer Deutschland

1985
1988
1991
1994
19974)

20004)

1985
1988
1991
1994
19974)

20004)

1985
1988
1991
1994
19974)

20004)

1985
1988
1991
1994
19974)

20004)

1985
1988
1991
1994
19974)

20004)

0,4229 – – 0,2689 – –
0,4157 – – 0,2637 – –
0,4109 0,3813 0,4242 0,2701 0,2224 0,2827 
0,4338 0,4329 0,4373 0,2829 0,2259 0,2764 
0,4432 0,4668 0,4504 0,2795 0,2269 0,2733 
0,4459 0,4758 0,4549 0,2843 0,2253 0,2777 

Theil 1-Koeffizient
0,6767 – – 0,1376 – –
0,6441 – – 0,1253 – –
0,6155 0,5212 0,6200 0,1369 0,0877 0,1448 
0,6547 0,6786 0,6656 0,1445 0,0947 0,1454 
0,7209 0,7604 0,7348 0,1481 0,0974 0,1407 
0,6693 0,7439 0,6920 0,1514 0,0890 0,1423 

Theil 2-Koeffizient
0,3320 – – 0,1320 – –
0,3190 – – 0,1239 – –
0,3072 0,2614 0,3220 0,1267 0,0816 0,1365 
0,3377 0,3327 0,3426 0,1406 0,0892 0,1346 
0,3492 0,3818 0,3600 0,1361 0,0896 0,1306 
0,3532 0,3942 0,3670 0,1422 0,0846 0,1354 

Nachrichtlich:
Durchschnittliches äquivalenzgewichtetes Einkommen pro Monat (real)5)

3 371 – – 2 592 – –
3 718 – – 2 863 – –
3 932 2 641 3 679 3 019 2 190 2 856 
3 841 2 938 3 659 2 933 2 450 2 835 
3 911 2 889 3 720 2 949 2 493 2 864 
4 089 2 929 3 908 3 156 2 633 3 058 

Fallzahlen
13 874 – – 13 874 – –
12 587 – – 12 587 – –
12 422 5 397 17 819 12 422 5 397 17 819 
11 839 4 864 16 703 11 839 4 864 16 703 
12 304 4 508 16 812 12 304 4 508 16 812 
12 827 4 487 17 314 12 827 4 487 17 314 

Gini-Koeffizient

1) Äquivalenzgewichtet.
2) Einschließlich Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und private Renten, vor Übertragungen vom Staat (zum Beispiel Renten) und an

den Staat (zum Beispiel direkte Steuern).
3) Das Einkommen der Haushalte des ersten Perzentils wurde auf die jeweilige Perzentilsgrenze gesetzt (Bottom Coding).
4) Jahr 1997 mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe D; Jahr 2000 mit Ergänzungsstichprobe E.
5) Durchschnittliches nominales äquivalenzgewichtetes Einkommen pro Monat deflationiert mit dem jeweiligen Preisindex für die Lebens-

haltung aller privaten Haushalte (1995 = 100).
Quelle: SOEP nach Berechnungen des DIW

Jahr
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Mobilitätsanalyse

637. Für die Beurteilung der materiellen Situation
privater Haushalte ist nicht nur die Querschnittsvertei-
lung für die gesamte Bevölkerung und deren histori-
sche Entwicklung, sondern auch die Einkommensmo-
bilität bedeutsam, also die Möglichkeit, die eigene
Einkommensposition zu verändern. Dies ist insbeson-
dere am unteren Rand der Verteilung entscheidend. Üb-
licherweise gilt derjenige als einkommensarm, der
über weniger als die Hälfte des Medianwerts der äqui-
valenzgewichteten Nettoeinkommen verfügt.2)

Eine Analyse der Nettoeinkommensmobilität für alle
Privathaushalte und die Untergruppe der Haushalte mit
abhängig Beschäftigten liefert im Zeitraum der
Jahre 1997 bis 2000 (im Vergleich zu den aktualisier-
ten Berechnungen für den Zeitraum der Jahre 1995
bis 1998) folgende Ergebnisse:

– Etwa 38 vH aller westdeutschen Privathaushalte, die
im Jahre 1997 als arm galten, konnten ihre relative
Einkommensposition innerhalb von drei Jahren ver-
bessern (Tabelle 70); im Zeitraum der Jahre 1995 bis
1998 gelang dies noch rund 51 vH aller Privathaus-
halte in diesem Einkommensbereich. Einen Er-

klärungsansatz für diesen tendenziellen Rückgang
der Einkommensmobilität im früheren Bundesgebiet
liefert das im Zeitraum der Jahre 1997 bis 2000 über-
proportional (um etwa 12 vH) gestiegene Medianein-
kommen (im Zeitraum der Jahre 1995 bis 1998 stieg
das Medianeinkommen nur um rund 5 vH), welches
− aufgrund der verbesserten Arbeitsmarktsituation
ab dem Jahre 1998 − aus merklich gestiegenen Er-
werbseinkommen der Haushalte im Einkommens-
segment von 50 vH bis 100 vH des Medianeinkom-
mens in den Jahren 1999 und 2000 resultiert. Die
als arm geltenden Haushalte mit einem Medianein-
kommen von weniger als 50 vH weisen kein bezie-
hungsweise nur ein vernachlässigbares Erwerbs-
einkommen auf und profitieren daher nur wenig
von abnehmender Arbeitslosigkeit. Ein deutlich
gestiegener Anteil der „armen“ Haushalte an der
Gesamtzahl der Haushalte in Westdeutschland von
10,1 vH der Haushalte im Jahre 1997 auf 11,4 vH
der Haushalte im Jahre 2000 stützt diese Argumen-
tation.

– Für etwa 48 vH aller westdeutschen Privathaus-
halte, die über mehr als das Doppelte des Median-
einkommens verfügten, verschlechterte sich die
relative Einkommensposition im Zeitraum der
Jahre 1997 bis 2000; demgegenüber lag dieser An-
teil im Zeitraum der Jahre 1995 bis 1998 bei etwa
39 vH der Haushalte. 

– Die Einkommensmobilität in den neuen Bundes-
ländern ist − besonders am Rand der Verteilung −
deutlich stärker ausgeprägt als im früheren Bundes-

Tabel le  69

Dezilanteile und Dezilverhältnisse für die äquivalenzgewichteten Nettoeinkommen auf Basis des SOEP1)

1988
Früheres Bundesgebiet

1991 1994 19972) 20002) 1991
Neue Bundesländer

19972) 20002) 1991
Deutschland

19972) 20002)

1. Dezil
2. Dezil
3. Dezil
4. Dezil
5. Dezil
6. Dezil
7. Dezil
8. Dezil
9. Dezil

10. Dezil

90/10
90/50
50/10

Dezilanteile (vH)3)

3,5 3,0 2,8 2,9 2,7 4,0 3,7 4,1 3,0 3,0 3,0
5,6 5,5 5,3 5,4 5,2 6,2 6,3 6,0 5,2 5,5 5,3
6,7 6,7 6,5 6,6 6,6 7,3 7,4 7,2 6,4 6,6 6,6
7,7 7,7 7,5 7,5 7,6 8,1 8,2 8,2 7,5 7,7 7,6
8,6 8,6 8,5 8,5 8,5 9,0 9,1 8,9 8,5 8,5 8,6
9,6 9,6 9,6 9,5 9,6 9,8 9,8 9,9 9,5 9,5 9,7

10,7 10,8 10,9 10,8 11,0 10,9 10,8 10,8 10,8 10,7 10,8
12,3 12,4 12,4 12,5 12,4 12,2 11,9 12,3 12,4 12,3 12,3
14,4 14,8 14,8 14,8 14,5 13,9 13,7 13,9 15,0 14,7 14,5
21,1 20,9 21,7 21,5 22,0 18,5 19,1 18,7 21,6 21,4 21,7

Dezilverhältnisse4)

3,27 3,47 3,64 3,67 3,89 2,80 2,84 2,79 3,71 3,56 3,65
1,75 1,79 1,80 1,83 1,82 1,58 1,59 1,58 1,87 1,82 1,78
1,87 1,94 2,02 2,01 2,14 1,78 1,79 1,77 1,98 1,95 2,05

1) Das Einkommen der Haushalte des ersten Perzentils wurde auf die jeweilige Perzentilsgrenze gesetzt (Bottom Coding).
2) Jahr 1997 mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe D; Jahr 2000 mit Ergänzungsstichprobe E. 
3) Anteil des auf die Haushalte des jeweiligen Dezils entfallenden äquivalenzgewichteten Nettoeinkommens an der Summe über alle Dezile.

Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.
4) Das Dezilverhältnis gibt die Relation von der höheren zur niedrigeren Einkommensschwelle an.

Quelle: SOEP nach Berechnungen des DIW

2) Diese Definition kann insofern als problematisch angesehen wer-
den, da sie nur auf die relative Position in der Nettoeinkommens-
verteilung der Haushalte abstellt und die absolute Höhe der Netto-
haushaltseinkommen in keiner Weise berücksichtigt.
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gebiet. In Ostdeutschland konnten im Zeitraum der
Jahre 1997 bis 2000 etwa 62 vH aller als arm gel-
tenden Privathaushalte ihre relative Einkommens-
position verbessern, während rund 53 vH aller Pri-
vathaushalte, die über mehr als das Doppelte des
Medianeinkommens verfügten, eine Verschlechte-
rung hinnehmen mussten. Im Gegensatz zu West-
deutschland ist in Ostdeutschland kein Rückgang der
Einkommensmobilität (am unteren Rand der Vertei-

lung) gegenüber dem Zeitraum der Jahre 1995
bis 1998 erkennbar; allerdings ist in den neuen Bun-
desländern, im Gegensatz zum früheren Bundesge-
biet, auch kein überproportionaler Anstieg des Me-
dianeinkommens in den Jahren 1999 und 2000 zu
beobachten.

– Wenig überraschend ist die Tatsache, dass die Wahr-
scheinlichkeit einer Verbesserung der relativen

Tabel le  70

Einkommensmobilität für das Nettoeinkommen 1997 bis 2000 
nach Einkommensklassen auf Basis des SOEP1)

Alle Privathaushalte

Relative Einkom-
mensposition im
Ausgangsjahr2)

(in vH) vH

Früheres Bundesgebiet3)

62,1 24,5 / (6,3) / / / 10,1 565
12,6 51,0 23,0 7,4 5,5 / / 20,3 1 837
4,0 24,6 39,3 22,5 7,3 (2,1) / 19,6 1 935

(2,4) 9,0 26,1 36,3 21,3 4,1 / 14,4 1 514
/ 6,9 13,6 19,9 43,1 12,5 (3,1) 15,6 1 486
/ (3,7) 4,7 6,3 21,7 52,1 10,9 12,7 1 095
/ / (6,9) / 10,9 23,6 52,4 7,3 635

Neue Bundesländer3)

38,4 33,5 / / / – – 7,6 176
9,8 51,4 28,7 (6,9) / / – 19,2 603
/ 22,1 40,3 21,7 10,5 / / 23,1 825
/ (3,8) 28,0 35,2 27,0 (4,9) / 20,8 852
/ / 10,2 20,6 36,1 27,5 / 16,6 663
/ / / / 22,1 46,0 19,8 9,0 368
– / / / / (29,5) 46,7 3,7 135

Deutschland3)

56,7 27,6 7,6 (5,5) / / / 9,5 760
11,8 51,5 24,3 7,4 4,0 / / 20,1 2 581
6,2 22,6 39,4 21,4 8,3 1,8 / 20,4 2 808

(1,8) 10,9 25,0 36,8 21,2 3,6 / 15,6 2 344
/ 6,2 10,4 21,7 43,4 14,0 3,1 15,0 2 065
/ 3,7 5,5 5,9 22,3 50,4 11,5 12,4 1415
/ / / 7,0 7,4 25,6 55,6 7,0 816

Früheres Bundesgebiet; nachrichtlich: 1987 bis 1990
48,7 29,1 13,3 / (4,6) / / 8,2 600
9,4 53,7 22,2 8,2 5,1 / / 23,3 2 306

(1,8) 20,5 37,3 21,2 15,2 3,7 / 18,5 2 126
(2,6) 8,7 19,6 34,5 24,9 7,8 (1,9) 17,6 1 794
(2,2) 4,2 11,6 20,3 32,3 27,2 (2,2) 15,8 1 724

/ (3,2) 4,6 7,4 13,5 51,9 18,6 10,8 1 344
/ / / / 10,1 20,6 59,9 5,8 528

0 bis 
< 50

Relative Einkommensposition im Endjahr2) (in vH)

50 bis 
< 80

80 bis 
< 100

100 bis 
< 120

120 bis 
< 150

150 bis
< 200 >200

Anteil im
Ausgangs-

jahr

Fall-
zahlen

Haushalte

0 bis < 50
50 bis < 80
80 bis < 100

100 bis < 120
120 bis < 150
150 bis < 200

> 200

0 bis < 50
50 bis < 80
80 bis < 100

100 bis < 120
120 bis < 150
150 bis < 200

> 200

0 bis < 50
50 bis < 80
80 bis < 100

100 bis < 120
120 bis < 150
150 bis < 200

> 200

0 bis < 50
50 bis < 80
80 bis < 100

100 bis < 120
120 bis < 150
150 bis < 200

> 200
1) Aquivalenzgewichtet. Das Einkommen der Haushalte des ersten Perzentils wurde auf die jeweilige Perzentilsgrenze gesetzt (Bottom

Coding).  (...) = zwischen 25 und 50 Fälle; / = weniger als 25 Fälle; – keine Fälle vorhanden.
2) Bezogen auf den Median.
3) Jahr 1997 mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe D; Jahr 2000 mit Ergänzungsstichprobe E.

Quelle: SOEP nach Berechnungen des DIW
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Einkommenssituation für die einkommensschwäch-
sten privaten Haushalte mit abhängig Beschäftigten
größer ist als für die entsprechende Einkommens-
gruppe aller privaten Haushalte (Tabelle 71). Dies
gilt sowohl für Ost- als auch für Westdeutschland;
allerdings ist der Anstieg dieser Wahrscheinlichkeit
in den neuen Bundesländern wesentlich höher als
im früheren Bundesgebiet.

Fazit

638. Insgesamt zeigt die Analyse, dass – erwartungs-
gemäß - die Nettoeinkommen deutlich gleichmäßiger
verteilt sind als die Markteinkommen. Dabei ist die
Verteilung der Markteinkommen und der Nettoein-
kommen im früheren Bundesgebiet für den Zeitraum
der Jahre 1991 bis 2000 nur geringfügig ungleich-

Tabel le  71

Einkommensmobilität für das Nettoeinkommen 1997 bis 2000 
nach Einkommensklassen auf Basis des SOEP1)

Privathaushalte mit abhängig Beschäftigten

Relative Einkom-
mensposition im 
Ausgangsjahr2)

(in vH) vH

Früheres Bundesgebiet3)

58,6 23,2 / (11,7) / / – 6,5 282
4,3 49,1 30,7 9,2 6,0 / – 20,1 1 486
3,6 19,7 39,8 28,9 5,8 (2,1) / 20,7 1 583
/ 7,5 23,2 40,9 23,5 (3) / 15,6 1173
/ 7,1 12,6 21,0 44,3 12,1 (2,3) 18,3 1169
/ / (5) (6,1) 18,7 58,2 10,2 12,7 799
/ / / / (7,9) 27,9 56,8 6,1 330

Neue Bundesländer3)

/ (61,7) / / / – – 4,1 62
(9,4) 50,3 31,2 / / / – 17,9 362

/ 18,8 39,0 24,2 13,1 / / 24,1 605
/ / 20,2 38,0 34,7 / / 21,5 604
/ / (9,4) 17,4 34,9 33,0 / 19,4 492
/ / / / 21,8 51,6 (16,5) 10,5 271
– – / / / / (49,5) 2,5 63

Deutschland3)

50,1 30,1 / (11,7) / / – 5,8 358
7,8 47,2 30,1 9,1 4,5 / – 19,5 1 926
3,3 17,1 41,2 28,8 7,7 (1,8) / 21,7 2 225

(1,8) 9,9 21,4 39,5 24,4 (2,7) / 17,0 1 786
/ 6,4 8,6 23,1 45,0 14,0 (2,3) 17,3 1 623
/ / 6,4 5,6 18,9 55,5 12,0 13,1 1 031
/ / / / (8,7) 28,1 58,5 5,6 429

Früheres Bundesgebiet; nachrichtlich: 1987 bis 1990
37,1 32,7 21,1 / / / / 5,0 309
6,7 47,7 28,0 9,8 6,3 / / 20,5 1 687
/ 19,3 37,1 22,4 16,2 3,9 – 19,7 1 788

(1,8) 7,8 18,9 34,2 28,3 9,0 – 20,3 1 486
/ (3,1) 11,5 20,1 32,3 30,2 (2,2) 18,1 1 387
/ / (4,2) 6,0 12,5 55,0 20,0 11,9 1 067
/ / / / (9,9) 22,9 58,7 4,5 311

0 bis 
< 50

Relative Einkommensposition im Endjahr2) (in vH)

50 bis 
< 80

80 bis
<100

100 bis
<120

120 bis
<150

150 bis
< 200 >200

Anteil im
Ausgangs-

jahr

Fall-
zahlen

Haushalte

0 bis < 50
50 bis < 80
80 bis < 100

100 bis < 120
120 bis < 150
150 bis < 200

> 200

0 bis < 50
50 bis < 80
80 bis < 100

100 bis < 120
120 bis < 150
150 bis < 200

> 200

0 bis < 50
50 bis < 80
80 bis < 100

100 bis < 120
120 bis < 150
150 bis < 200

> 200

0 bis < 50
50 bis < 80
80 bis < 100

100 bis < 120
120 bis < 150
150 bis < 200

> 200
1) Aquivalenzgewichtet. Das Einkommen der Haushalte des ersten Perzentils wurde auf die jeweilige Perzentilsgrenze gesetzt (Bottom

Coding).  (...) = zwischen 25 und 50 Fälle; / = weniger als 25 Fälle; – keine Fälle vorhanden.
2) Bezogen auf den Median.
3) Jahr 1997 mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe D; Jahr 2000 mit Ergänzungsstichprobe E.

Quelle: SOEP nach Berechnungen des DIW
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mäßiger geworden. In den neuen Bundesländern ist für
den entsprechenden Zeitraum dagegen eine starke Zu-
nahme der Ungleichverteilung der Markteinkommen
zu beobachten, so dass im Jahre 2000 alle betrachteten
Verteilungsmaße auf eine höhere Ungleichverteilung
dieser Einkommen in Ostdeutschland hindeuten. Die
Nettoeinkommen sind in den neuen Bundesländern al-
lerdings nach wie vor gleichmäßiger verteilt als im
früheren Bundesgebiet; mitverantwortlich dafür sind
die hohe Arbeitslosigkeit und die damit einhergehende
höhere Transferabhängigkeit ostdeutscher Haushalte
sowie die Progressivität des Steuersystems.

Wie die Analyse der Nettoeinkommensmobilität zeigt,
konnten im früheren Bundesgebiet (im Zeitraum der
Jahre 1997 bis 2000) nur etwa 38 vH aller im Jahre 1997
als arm geltenden Privathaushalte ihre relative Einkom-
mensposition bis zum Jahre 2000 verbessern. Selbst von
den Privathaushalten mit abhängig Beschäftigten gelingt
dies im entsprechenden Zeitraum nur einem Anteil von
rund 41 vH. Die Tatsache, dass diese Anteile für den

Zeitraum der Jahre 1995 bis 1998 deutlich höher lie-
gen, wird zu einem wesentlichen Teil durch die Ent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt erklärt, da die Posi-
tion im unteren Einkommensbereich vor allem durch
das Einkommen aus unselbständiger Beschäftigung
determiniert wird. Die Nettoeinkommensmobilität in
den neuen Bundesländern ist insbesondere am unteren
Rand deutlich stärker ausgeprägt als im früheren Bun-
desgebiet, und im Gegensatz zu Westdeutschland ist dort
kein Rückgang der Einkommensmobilität erkennbar: In
den neuen Bundesländern können im Zeitraum der
Jahre 1997 bis 2000 etwa 62 vH aller als arm geltenden
Privathaushalte ihre relative Einkommensposition ver-
bessern, bei den Haushalten mit abhängig Beschäftigten
sogar rund 78 vH. Es muss jedoch relativierend ange-
merkt werden, dass die Fallzahlen bei der Mobilitäts-
analyse in der vorliegenden Untersuchung für die
neuen Bundesländer und für die abhängig Beschäftig-
ten und die Ränder der Einkommensverteilung teil-
weise gering sind, was eine vorsichtige Interpretation
der Ergebnisse nahe legt.















A. Zur Berechnung der 
Arbeitseinkommensquote
Formale Definition

1. Unter der Arbeitseinkommensquote wird das Ver-
hältnis aus gesamtwirtschaftlichem Arbeitseinkom-
men und Volkseinkommen verstanden. Das gesamt-
wirtschaftliche Arbeitseinkommen ist die Summe
aus dem Arbeitnehmerentgelt (Inländerkonzept)
und dem kalkulatorischen Arbeitseinkommen der
selbständig Erwerbstätigen einschließlich der mit-
helfenden Familienangehörigen. Bei der Berech-
nung des kalkulatorischen Unternehmerlohns wird
angenommen, dass der zu veranschlagende Durch-
schnittslohn eines Selbständigen/mithelfenden Fa-
milienangehörigen in gleicher Höhe anzusetzen ist
wie das Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer. Die
gesamten kalkulatorischen Unternehmerlöhne wer-
den errechnet, indem dieser Durchschnittslohn mit
der Anzahl der Selbständigen und mithelfenden Fa-
milienangehörigen multipliziert wird.

Das gesamtwirtschaftliche Arbeitseinkommen ist
demnach definiert als

IV.
Methodische Erläuterungen

(1)

(2)

(3)

Die Symbole haben folgende Bedeutung:
AE gesamtwirtschaftliches Arbeitseinkommen
L Arbeitnehmerentgelt
A Anzahl der Arbeitnehmer
E Anzahl der Erwerbstätigen
AEQ Arbeitseinkommensquote
Y Volkseinkommen
t Zeitindex
LQber bereinigte Lohnquote

Die Arbeitseinkommensquote (2) lässt sich mit
Hilfe von (1) auch wie folgt schreiben:

die Arbeitseinkommensquote als

2. Die Arbeitseinkommensquote steht in einem festen
Verhältnis zur bereinigten Lohnquote. Die berei-
nigte Lohnquote wird unter der Vorgabe, dass das
Verhältnis der Anzahl der Arbeitnehmer zur Anzahl
der Erwerbstätigen aus dem Jahre 1991 in den fol-
genden Jahren konstant gehalten wird, aus der
tatsächlichen Arbeitseinkommensquote wie folgt
berechnet:

(4)

Bereinigte Lohnquote und Arbeitseinkommens-
quote unterscheiden sich um den Faktor 0,9053.

Die Bereinigung unter Zugrundelegung der Er-
werbsstruktur des Jahres 1991 bezweckt, Verände-
rungen der Lohnquote rechnerisch auszuschalten,
die lediglich auf eine Veränderung des Anteils der
beschäftigten Arbeitnehmer an der Gesamtzahl der
Erwerbstätigen zurückzuführen waren. Nach dieser
Bereinigung kann der Einfluss des Lohns auf die
Lohnquote für sich betrachtet werden.

Definition in Größen der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen

3. Bei der Berechnung der Arbeitseinkommensquote
werden die Größen der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen verwendet. Die Arbeitnehmerent-
gelte werden unterteilt in Bruttolöhne und -gehälter
und die tatsächlichen und unterstellten Sozial-
beiträge der Arbeitgeber. Die Produktivität wird als
Verhältnis zwischen realem Bruttonationaleinkom-
men und Anzahl der Erwerbstätigen (Bruttoerwerbs-
tätigenproduktivität) in die Rechnung eingestellt. Es
wird ferner der Realwert des Nationaleinkommens
verwendet, um die im Inland verfügbaren Güter zu
konstanten Preisen des Jahres 1995 zu ermitteln.
Zur Berechnung des Produkts in jeweiligen Preisen
wird der Deflator der inländischen Verwendung
herangezogen. Der Übergang von der Bruttorech-
nung auf die Nettorechnung erfolgt durch Berück-
sichtigung der Abschreibungen, der Übergang von
der Rechnung zu Marktpreisen auf die Rechnung zu
Faktorkosten erfolgt durch Berücksichtigung von
Produktions- und Importabgaben abzüglich Sub-
ventionen.

Zur Berechnung der verschiedenen Effekte, die auf
die Veränderung der Arbeitseinkommensquote im
Zeitablauf einwirken, ist es zweckmäßig die Ar-
beitseinkommensquote in einem Zwischenschritt
mit den Größen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen wie folgt zu definieren:

t
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Bei dieser Schreibweise wird ersichtlich, dass die
Arbeitseinkommensquote als das Verhältnis aus
Lohneinkommen je beschäftigten Arbeitnehmer
zum Volkseinkommen je Erwerbstätigen interpre-
tiert werden kann.
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Effekte
F1 F2 F3 F4 F5 F6 F7Arbeitseinkommens-

quote
(3) + (4)

minus (5) bis (9)

Bruttolöhne
und –ge-

hälter
je Arbeit-
nehmer3)

Effekt
der

Arbeit-
geber-

beiträge4)

Produktivi-
täts-

effekt5)

Terms-of-
Trade-
Effekt6)

„Preiseffekt“
der

inländischen
Verwen-
dung7)

Abschrei-
bungs-
effekt8)

Effekt der
Netto-

produktions-
abgaben9)

vH Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH

Jahr2)

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9)
1991 79,9 . . . . . . . .
1992 81,6 + 2,1 + 10,4 + 0,1 + 3,8 + 0,5 + 4,5 – 0,4 – 0,4
1993 82,9 + 1,6 + 4,4 – 0,3 + 0,2 + 0,5 + 3,2 – 0,7 – 0,6
1994 82,1 – 0,9 + 2,0 + 1,0 + 1,7 + 0,1 + 2,4 – 0,0 – 0,3
1995 81,7 – 0,5 + 3,2 + 0,4 + 1,4 + 0,3 + 1,8 – 0,0 + 0,6
1996 81,1 – 0,7 + 1,5 – 0,2 + 1,2 – 0,2 + 1,1 – 0,0 – 0,1
1997 80,3 – 1,0 + 0,2 + 0,6 + 1,5 – 0,5 + 1,2 – 0,1 – 0,3
1998 79,9 – 0,5 + 1,0 + 0,0 + 0,6 + 0,6 + 0,5 + 0,1 – 0,2
1999 80,3 + 0,5 + 1,5 – 0,3 + 0,9 + 0,0 + 0,4 + 0,1 – 0,8
2000 81,2 + 1,1 + 1,7 + 0,3 + 1,3 – 1,4 + 1,2 – 0,2 + 0,1
2001 81,8 + 0,7 + 1,9 – 0,2 – 0,2 + 0,1 + 1,4 – 0,3 – 0,0
2002 81,7 – 0,1 + 1,7 + 0,1 + 0,7 + 0,5 + 1,1 – 0,2 – 0,1

Tabel le  A1

Entwicklung der Arbeitseinkommensquote1)

1) Gesamtwirtschaftliches Arbeitseinkommen in vH des Volkseinkommens (Nettonationalprodukt zu Faktorkosten). Gesamtwirtschaft. Berechnung
der Spalte (2) durch multiplikative Verknüpfung. – 2) Jahre 1999 bis 2001 vorläufige Ergebnisse; Jahr 2002 eigene Schätzung. – 3) Lohnfaktor; In-
länderkonzept. – 4) Sozialbeitragsfaktor; tatsächliche und unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber. – 5) Produktivitätsfaktor; Bruttonationalein-
kommen in Preisen von 1995 je Erwerbstätigen (Bruttoerwerbstätigenproduktivität). – 6) Terms-of-Trade-Faktor; Realwert des  Nationaleinkommens
im Verhältnis zum Bruttonationaleinkommen in Preisen von 1995. – 7) Deflator. – 8) Abschreibungsfaktor; Erhöhung der Abschreibungskosten: (–).
– 9) Nettoproduktionsabgabenfaktor.

Dabei bedeuten:

F1 Lohnfaktor

F2 Sozialbeitragsfaktor

F3 Produktivitätsfaktor

F4 Terms-of-Trade-Faktor

F5 Deflator

F6 Abschreibungsfaktor

F7 Nettoproduktionsabgabenfaktor

(6)

Die weiteren Symbole bedeuten:
BLG Bruttolöhne und -gehälter
AGB tatsächliche und unterstellte Sozialbeiträge

der Arbeitgeber
BNEr Bruttonationaleinkommen in Preisen

von 1995
RNE Realwert des Nationaleinkommens.

Es gilt: RNE · PIv = BNEn

(Zur Definition des Realwerts siehe auch
JG 84 Ziffern 246 ff.)

PIv Deflator der inländischen Verwendung
AKn Abschreibungen in jeweiligen Preisen
BNEn Bruttonationaleinkommen in jeweiligen 

Preisen
T Produktions- und Importabgaben
S Subventionen

4. Durch weitere Umformungen kann die Glei-
chung (5) in eine Schreibweise überführt werden, in

(5)
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der die einzelnen Faktoren einer inhaltlichen Inter-
pretation besser zugänglich sind:
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(7)

Die mit 100 multiplizierten, also in vH ausgedrückten
Veränderungsraten der sieben Faktoren bezeichnen
wir als „Effekte“. Diese Bezeichnung deutet an, dass
die Effekte die Veränderung der Arbeitseinkommens-
quote ursächlich bewirken oder bewirkt haben, wenn
man eine abgelaufene Periode betrachtet (Ta-
belle A1). Bei Anwendung der Rechnung auf eine
künftige Periode können spezielle Annahmen zur
Entwicklung bestimmter Effekte oder zur Entwick-
lung der Arbeitseinkommensquote getroffen werden,
so dass von diesen Vorgaben her auf restliche Effekte
oder auf die Veränderungsrate der Arbeitseinkom-
mensquote geschlossen werden kann. Dabei gilt die
Zerlegung der Veränderungsrate der Arbeitseinkom-
mensquote in ihre Effekte im strengen Sinne jedoch
nur rechnerisch.

B. Neue Abgrenzung der verdeckten
Arbeitslosigkeit

1. Mit dem Konzept der verdeckten Arbeitslosigkeit
quantifiziert der Sachverständigenrat seit langem
die jenigen Personen als Teil der Arbeitslosigkeit,
die über staatlich geförderte, arbeitsmarktpolitische
Maßnahmen Leistungen erhalten und daher nicht
der Zahl der registrierten Arbeitslosen zugerechnet
werden. Gesetzliche Änderungen im Laufe der Zeit
erfordern auch eine Überprüfung der Komponenten
der verdeckten Arbeitslosigkeit, indem gegebenen-
falls neue Maßnahmen zu berücksichtigen oder be-
reits eingerechnete Maßnahmen in ihrer Gewich-
tung zu modifizieren sind.

2. Zu den verdeckt Arbeitslosen zählt der Sachver-
ständigenrat bislang all jene Personen, die entweder
subventioniert beschäftigt sind (Kurzarbeiter mit
ihrem Arbeitsausfall, Teilnehmer an Arbeitsbeschaf-
fungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen) oder
als Maßnahmeteilnehmer nicht erwerbstätig sind
(Vollzeitäquivalente von Teilnehmern beruflicher
Weiterbildung, Teilnehmer an Deutsch-Sprachlehr-
gängen, Leistungsempfänger nach §§ 125, 126 und
428 SGB III, Empfänger von Altersübergangs- und
Vorruhestandsgeld sowie Bezieher von Altersrente
wegen Arbeitslosigkeit). In der verdeckten Arbeits-
losigkeit nicht enthalten ist die Stille Reserve im en-

(8)

Aus den Veränderungsraten der einzelnen Faktoren
ergibt sich näherungsweise die Veränderungsrate
der Arbeitseinkommensquote vt:

geren Sinn, das heißt die Personen, die an einer Er-
werbsarbeit grundsätzlich interessiert sind, aber we-
der als arbeitslos registriert sind noch durch arbeits-
marktpolitische Maßnahmen gefördert werden.

Subventioniert Beschäftigte

3. Zu den subventioniert Beschäftigten werden nur
jene Personen gezählt, deren verdeckte Arbeitslo-
sigkeit quantifizierbar ist. Deshalb bleiben bei-
spielsweise Teilnehmer an Maßnahmen zur Einglie-
derung in reguläre Beschäftigung unberücksichtigt
(JG 2001 Kasten 3). Dasselbe gilt für Teilnehmer
am seit dem 1. März 2002 bundesweit durchge-
führten Mainzer Modell. Denn es ist unklar, in-
wiefern solche Maßnahmen andere Erwerbstätige
aus dem Arbeitsmarkt verdrängen und damit im Ge-
genzug zu offener Arbeitslosigkeit führen oder in-
wiefern es sich nur um Mitnahmeeffekte handelt, so
dass auch keine verdeckte Arbeitslosigkeit vorliegt.
Andere Maßnahmen, die als Ermessensleistungen
der Arbeitsämter zur aktiven Arbeitsförderung oder
im Rahmen des Sofortprogramms der Bundesregie-
rung zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit einge-
setzt werden, können nicht genau aufgegliedert
werden, so dass eine Hinzurechnung zur verdeckten
Arbeitslosigkeit nicht eindeutig möglich ist (JG 99
Ziffer 154) und deshalb ganz unterbleibt. Aus die-
sen Gründen stellt die hier ausgewiesene verdeckte
Arbeitslosigkeit eine Untergrenze dar.

Erstmalig in diesem Jahr hinzugerechnet werden
Beschäftigte der im Rahmen des Job-AQTIV-Geset-
zes neu eingeführten beschäftigungsschaffenden
Infrastrukturmaßnahmen. Aufgrund der Ausge-
staltung dieser Maßnahmen werden die so Beschäf-
tigten unter der Rubrik der Teilnehmer an Beschäf-
tigung schaffenden Maßnahmen aufgeführt. Die
Inanspruchnahmen sind mit etwa 500 Personen im
Durchschnitt dieses Jahres äußerst gering.

Nicht erwerbstätige Maßnahmeteilnehmer

4. Bisher wurden in der Kategorie der Bezieher von
Leistungen unter erleichterten Voraussetzungen
zwei an sich unterschiedliche Gruppen − nämlich
einerseits Empfänger von Leistungen aufgrund ver-
minderter Leistungsfähigkeit sowie von Leistungs-
fortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit nach §§ 125,
126 SGB III und andererseits Empfänger von Leis-
tungen nach § 428 SGB III − zusammengefasst aus-
gewiesen. Sinnvoller ist allerdings eine separate
Betrachtung dieser Teilgruppen, die bisher alle zur
verdeckten Arbeitslosigkeit gezählt wurden.

Empfänger von Leistungen aufgrund verminder-
ter Leistungsfähigkeit nach § 125 SGB III wer-
den nicht mehr in der verdeckten Arbeitslosigkeit
erfasst. Hierbei handelt es sich um Personen, die
wegen einer mehr als sechsmonatigen Minderung
ihrer Leistungsfähigkeit versicherungspflichtige,
mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende Be-
schäftigungen nicht unter den Bedingungen ausü-

t7,t6,t5,t4,t3,t2,t1,t vvvvvvvv

1
F

F
v

1ti,

ti,
ti,

Zur Berechnung der Veränderungsraten (Effekte)

5. Die Veränderung eines Faktors Fi,t gegenüber sei-
nem Vorjahreswert beträgt, als Veränderungsrate
ausgedrückt:
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ben können, die auf dem für sie in Betracht kom-
menden Arbeitsmarkt ohne Berücksichtigung der
Minderung der Leistungsfähigkeit üblich sind. In
der Regel haben diese Personen einen Antrag auf
Rente wegen Erwerbsminderung gestellt, da sie in
den meisten Fällen mittel- bis langfristig nicht mehr
erwerbsfähig sind. Sie bekommen so lange Arbeits-
losengeld gezahlt, bis die Erwerbsminderung durch
die Träger der Gesetzlichen Rentenversicherung
festgestellt ist, werden aber in der Statistik der regis-
trierten Arbeitslosigkeit nicht mehr aufgeführt.

Demgegenüber stehen Personen, denen Arbeitslo-
sengeld bei Arbeitsunfähigkeit nach § 126 SGB III
fortgezahlt wird, zum größten Teil nur kurzzeitig
dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung, da sie krank
sind oder nach ärztlichem Zeugnis ein erkranktes
Kind Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege er-
fordert. Für diese Zeit haben sie ebenso wie Er-
werbstätige Anspruch auf Krankengeld, das von der
Gesetzlichen Krankenversicherung als zuständi-
gem Träger gezahlt wird. Um den betroffenen Ar-
beitslosen den administrativ aufwendigen Wechsel
zum anderen Träger von Entgeltersatzleistungen zu
ersparen, wird ihnen weiterhin Arbeitslosengeld ge-
zahlt, ohne sie jedoch zu den registrierten Arbeits-
losen zu zählen. Da es sich in der Regel jedoch nur
um eine kurze Zeit der Nichtverfügbarkeit handelt,
ist hier eine Hinzurechnung zur verdeckten Arbeits-
losigkeit angezeigt.

5. Die Bezieher der Leistungen nach § 428 SGB III
werden ab sofort unter der Rubrik „Personen im
vorzeitigen Ruhestand“ aufgeführt, da es sich hier-
bei um eine Maßnahme handelt, die ältere Personen
aus der Arbeitsmarktstatistik herausrechnet. Diese
Maßnahme wurde in letzter Zeit zunehmend in An-
spruch genommen, nachdem die absolute Zahl der
Empfänger bis zum Jahre 2000 rückläufig war.

6. Auch die von der Bundesanstalt für Arbeit finan-
ziell geförderte Altersteilzeitarbeit, eine bis zum
Jahre 2009 befristete Maßnahme, hat in letzter Zeit
durch den Ausbau der Möglichkeiten zur Block-
zeitbildung stark an Bedeutung gewonnen. Bei
dieser Variante der Arbeitsvorausleistung werden
grundsätzlich zwei gleich große Zeitblöcke gebil-
det. Zunächst wird weiter Vollzeit gearbeitet, daran
schließt sich dann eine Freistellungsphase von ent-
sprechender Dauer an. Altersteilzeitarbeit wird von
der Bundesanstalt für Arbeit als eine den Arbeits-
markt entlastende Maßnahme berücksichtigt und
wird daher ebenfalls in den Katalog der verdeckten
Arbeitslosigkeit aufgenommen. Bei der von der
Bundesanstalt für Arbeit veröffentlichten Zahl wer-
den diejenigen Personen, die sich in der Freistel-
lungsphase befinden, voll gezählt, während die
Personen, die ihre Arbeitszeit und ihre Freizeit
gleichmäßig verteilen, mit dem Faktor ½ gewichtet
werden. Dadurch ist sicher gestellt, dass tatsächlich
auch nur verdeckt Arbeitslose, also solche Perso-
nen, die andere Leistungen als Arbeitslosengeld
von der Bundesanstalt für Arbeit oder anderen öf-

fentlichen Einrichtungen erhalten, erfasst werden.
Schätzungen für das Jahr 2000 gehen davon aus,
dass die Gesamtzahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten in Altersteilzeitarbeit etwa 3,5-
bis viermal höher ist als die Zahl der geförderten
Fälle.

7. Da seit dem Jahre 1996 kein Vorruhestandsgeld
mehr gezahlt wird und auch das Altersübergangs-
geld auslief, entfällt der Ausweis dieser Rubrik.

Die als verdeckt arbeitslos ausgewiesenen Empfän-
ger von Altersübergangsgeld bezogen eine Leistung
der Arbeitslosenversicherung in den neuen Bundes-
ländern, die das Vorruhestandsgeld der DDR ersetzt
hatte und ab der Vollendung des 55. Lebensjahres ge-
zahlt worden war. Nur Personen, die vor der Vereini-
gung einen Anspruch auf Vorruhestandsgeld hatten,
erhielten es weiter bis zum Übergang in Rente wegen
Arbeitslosigkeit. Vorruhestandsgeld gab es auch als
Leistung aus den Sonderversorgungssystemen der
DDR. Diese Leistungsansprüche waren nicht in die
Rentenversicherung überführt worden. Hatte ein Be-
rechtigter Ende 1991 bereits Anspruch auf Vorruhe-
standsgeld aus einem Sonderversorgungssystem
gehabt, so wurde es darüber hinaus durch den je-
weiligen Funktionsnachfolger (Bundesminister des
Innern, der Finanzen oder der Verteidigung) oder
durch die Bundesländer weitergezahlt.

8. Die Bezieher von Rente wegen Arbeitslosigkeit
im Alter zwischen 60 und unter 65 Jahren werden
vom Sachverständigenrat als verdeckt Arbeitslose
aufgeführt, da diese Personengruppe als arbeitslos
registriert wäre, wenn es diese gesetzliche Rege-
lung nicht gäbe. Denn nur so ist ein Vergleich der
offenen und verdeckten Arbeitslosigkeit über die
Zeit, in der solche Regelungen Änderungen unter-
worfen sind, gewährleistet. Zwar nimmt ihre Be-
deutung tendenziell ab, da die Altersgrenze von
60 Jahren für den abschlagsfreien Rentenbezug stu-
fenweise auf 65 Jahre angehoben wird und die
Rente wegen Arbeitslosigkeit Ende 2011 vollstän-
dig ausläuft; allerdings bestehen unter bestimmten
Voraussetzungen weitreichende Vertrauensschutz-
regelungen für ältere Arbeitnehmer, die noch einen
ungekürzten Rentenbezug bereits nach Vollendung
des 60. Lebensjahres ermöglichen. Somit tragen die
männlichen Rentenempfänger immer noch wesent-
lich zur Verringerung des durchschnittlichen Zu-
gangsalters zu Renten wegen Alters bei. Für Frauen
hingegen hat diese Altersrente bisher nur eine ver-
nachlässigbare Rolle wegen der Altersrente für
Frauen ab dem 60. Lebensjahr gespielt, allerdings
wird diese Altersgrenze bis zum Jahre 2005 eben-
falls stufenweise auf 65 Jahre angehoben.

Auswirkungen der Revision auf Darstellung und
Höhe der verdeckten Arbeitslosigkeit

9. Nach dem revidierten Konzept belief sich die ver-
deckte Arbeitslosigkeit im Jahre 2002 auf 1,74 Mil-
lionen Personen (Tabelle B1). Änderungen ergaben
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Tabel le  B1

Offene und verdeckte Arbeitslosigkeit in Deutschland

Zeit-
raum1)

1991
1992
1993
1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002

1991
1992
1993
1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002

1991
1992
1993
1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002

5 189 2 602 2 587 1 761 944 266 406 76 31 64 .  577 223
5 633 2 979 2 654 653 283 466 675 54 39 83 .  823 232
5 978 3 419 2 559 948 313 310 583 61 51 128 . 857 256
5 911 3 698 2 213 372 136 338 467 57 59 142 .  652 364
5 763 3 612 2 150 199 87 384 500 53 63 152 .  373 538
6 072 3 965 2 107 277 112 354 505 51 67 169 0 187 663
6 311 4 384 1 927 183 80 302 400 43 78 209 2 60 752
6 154 4 279 1 875 115 53 385 322 28 70 203 8 1 807
6 031 4 099 1 932 119 50 430 333 27 66 200 16 1 810
5 699 3 889 1 810 86 46 316 324 28 75 192 32 0 797
5 613 3 852 1 761 123 59 243 315 25 76 228 49 0 765
5 803 4 063 1 740 208 90 192 297 23 79 291 61 0 706

Früheres Bundesgebiet
2 466 1 689 777 145 43 83 237 76 29 63 . 23 223
2 631 1 808 823 283 88 78 250 51 30 82 . 13 231
3 260 2 270 990 767 228 51 238 55 38 127 . 8 246
3 451 2 556 895 275 89 57 226 50 41 139 . 6 287
3 512 2 565 947 128 48 72 257 46 42 146 . 3 335
3 839 2 796 1 043 206 74 76 276 42 42 139 0 2 391
4 031 3 021 1 009 133 55 68 223 33 49 130 2 1 450
3 863 2 904 958 81 36 71 175 22 43 111 6 0 495
3 763 2 756 1 007 92 37 82 192 21 40 112 12 0 511
3 538 2 529 1 009 62 33 70 186 22 46 110 25 0 517
3 526 2 478 1 048 96 45 61 181 20 47 142 39 0 514
3 736 2 651 1 085 163 65 50 170 18 50 191 49 0 494

Neue Bundesländer und Berlin-Ost
2 724 913 1 811 1 616 900 183 169 0 3 0 . 555 0
3 002 1 170 1 832 370 194 388 425 3 9 1 . 811 1
2 719 1 149 1 570 181 85 260 345 6 13 1 . 849 10
2 461 1 142 1 319 97 46 280 241 7 18 2 . 646 77
2 250 1 047 1 203 71 39 312 243 7 22 7 . 370 203
2 234 1 169 1 065 71 38 278 230 8 25 30 0 186 271
2 280 1 364 916 49 26 235 177 9 29 79 1 58 302
2 294 1 375 919 34 17 314 147 6 27 92 2 1 313
2 270 1 344 926 27 13 348 141 6 26 88 4 1 299
2 160 1 359 801 24 13 246 138 6 29 82 7 0 280
2 087 1 374 713 27 14 182 134 5 29 86 10 0 251
2 066 1 412 654 45 26 142 126 5 29 101 13 0 213

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) (11) (12) (13)
Tausend Personen

Kurzarbeiter

Offene
und ver-
deckte

Arbeits-
losig-
keit2)

Regis-
trierte

Arbeits-
lose3)

Ver-
deckte

Arbeits-
losig-
keit4)

insge-
samt

Arbeits-
losen-

äquiva-
lent5)

Teilneh-
mer an 

beschäf-
tigungs-
schaffen-
den Maß-
nahmen3)6)

Teilneh-
mer an
berufli-

cher Wei-
terbil-

dung in
Voll-

zeit3)7)

Teilneh-
mer an

Deutsch-
Sprach-

lehr-
gängen3)

Leis-
tungs-

empfän-
ger nach

§ 126
SGB III8)

Personen in vorzeitigem Ruhestand

Personen
nach
§ 428

SGB III9)

Freistel-
lungs-
phase

Alters-
teil-

zeit3)10)

Alters-
über-

gangs/
Vorruhe-
stands-

geld

Alters-
rente

wegen
Arbeits-

losig-
keit11)

Deutschland

1) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 4. Vierteljahr 2002 und Jahreswert 2002 eigene Schätzung. – 2) Summe der Spal-
ten 2 und 3. – 3) Vierteljahresdurchschnitte aus Monatsendständen, wobei der Stand am Ende des letzten Monats des Vorquartals und am
Ende des dritten Monats des Berichtsquartals jeweils zur Hälfte berücksichtigt wird. – 4) Summe der Spalten 5 bis 13. – 5) Anzahl der Kurz-
arbeiter multipliziert mit ihrem durchschnittlichen Arbeitsausfall. – 6) Neben den Teilnehmern an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (§§ 260
bis 271, 416 SGB III) sind auch die Teilnehmer an Strukturanpassungsmaßnahmen (§§ 272 bis 279, 415 SGB III) und Beschäftigung schaf-
fenden Infrastrukturmaßnahmen (§ 279a) berücksichtigt. – 7) Erfasst nach dem Wohnortprinzip (ohne Einarbeitung). – 8) Arbeitsunfähige Per-
sonen, die Leistungen empfangen, aber nicht als registrierte Arbeitslose gezählt werden. – 9) 58-Jährige und ältere Leistungsempfänger, die
der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Verfügung stehen müssen und nicht als registrierte Arbeitslose gezählt werden. –10) Personen in vor-
zeitigem Ruhestand, die sich in der Freistellungsphase Altersteilzeit befinden (nur von der Bundesanstalt für Arbeit geförderte Fälle). – 11) 60-
bis unter 65-Jährige. Eigene Schätzung nach Angaben des BMA, des VDR und der Bundesknappschaft.

Quelle für Grundzahlen: BA



sich verglichen mit der bisher ausgewiesenen ver-
deckten Arbeitslosigkeit im Wesentlichen nur in ih-
rer Darstellung, betragsmäßig war sie im Jahre 2002
um etwa 26 000 Personen höher als nach der alten
Erfassung. Dieser leicht höhere Betrag resultiert
aus der Hinzuzählung der etwa 61 000 Personen, die
in Altersteilzeit durch die Bundesanstalt für Arbeit
gefördert werden, und der Herausnahme der bisher
aufgeführten rund 35 000 Bezieher von Arbeitslo-
sengeld bei Minderung der Leistungsfähigkeit. Al-
lerdings wird die Umsetzung der Vorschläge der
Kommission „Moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt“ (Hartz-Kommission) mit einer Auswei-
tung der verdeckten Arbeitslosigkeit einhergehen.
Zu berücksichtigen wären beispielsweise die bei
Personal-Service-Agenturen und als Inhaber von
Ich-AGs subventioniert Beschäftigten, deren zur
Berechnung der verdeckten Arbeitslosigkeit zu
berücksichtigender Anteil schwer zu quantifizieren
ist, aber auch die von vorruhestandsähnlichen Re-
gelungen betroffenen Personen. Nach den Plänen
der Kommission sollen diese Personen allerdings
gesondert in der Arbeitslosenstatistik ausgewiesen
werden. Auch die im Koalitionsvertrag vorgese-
hene Anpassung der Arbeitsmarktstatistik an inter-
nationale Standards, die die Arbeitslosen enger ab-
grenzen, dürfte zu einem Anstieg der verdeckten
Arbeitslosigkeit führen, da beispielsweise Arbeits-
suchende, die einer kurzzeitigen Beschäftigung von
weniger als 15 Stunden nachgehen, nicht mehr zu
den registrierten Arbeitslosen zählen werden und
dennoch weiterhin Arbeitslosengeld erhalten.

C. Berechnung des strukturellen Defizits 
im disaggregierten Verfahren

1. Mit der Konzeption des strukturellen Defizits er-
mittelt der Sachverständigenrat den quantitativen
Konsolidierungsbedarf in den öffentlichen Haus-
halten (Gebietskörperschaften und Sozialversiche-
rungen). Dabei ist das tatsächliche Defizit, wie es
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
ausgewiesen wird, in dreierlei Hinsicht zu bereini-
gen. In einem ersten Schritt sind aus den Einnahmen
und Ausgaben des Staates einmalige (transitorische)
Sondereffekte herauszurechnen, da weder einmalige
Sonderausgaben einen Konsolidierungsbedarf be-
gründen, noch einmalige Sondereinnahmen einen
Konsolidierungserfolg darstellen. Die Einnahmen
und Ausgaben müssen im zweiten Schritt um
konjunkturelle Einflüsse bereinigt werden, da sich
diese über den Konjunkturzyklus hinweg ausglei-
chen, sich also daraus resultierende Defizite auto-
matisch abbauen. Von diesem konjunkturbereinig-
ten Saldo ist in einem dritten Schritt die dauerhaft
akzeptable Kreditfinanzierung abzuziehen. In der
Konzeption des Sachverständigenrates wird diese
durch die Höhe der Nettoinvestitionen des Staates
bestimmt, da diese einen Kapazitätseffekt haben und
somit in der Zukunft einen höheren Wachstumspfad

ermöglichen (investitionsorientierte Verschuldung).
Insgesamt gilt also nur jener Teil des Defizits als
konsolidierungsbedürftig, der weder konjunkturbe-
dingt ist noch auf zeitlich befristete Maßnahmen
zurückzuführen ist und eine Neuverschuldung in
Höhe der Nettoinvestitionen übersteigt (JG 2000
Ziffern 490 ff.).

2. Die verwendeten Symbole haben die folgende Be-
deutung:
Abw Ein hochgestelltes Abw bezeichnet die re-

lative Abweichung der betreffenden Größe
von ihrem mittels HP-Filter geschätzten
Trendwerts

K Ein hochgestelltes K bezeichnet die kon-
junkturelle Komponente der entsprechen-
den Größe

KB Ein hochgestelltes KB bezeichnet konjunk-
turell bereinigte Größen

t Zeitindex
ABM Ausgaben für Arbeitsbeschaffungsmaßnah-

men, Strukturanpassungsmaßnahmen, Wei-
terbildung in Vollzeit, Altersübergangs- und
Vorruhestandsgeld

ABMT Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men, Strukturanpassungsmaßnahmen und
Weiterbildung in Vollzeit, Bezieher von
Altersübergangs- und Vorruhestandsgeld

ALG Ausgaben für Arbeitslosengeld
ALGB Arbeitslosengeldempfänger
ALH Ausgaben für Arbeitslosenhilfe
ALHB Arbeitslosenhilfeempfänger
ANE nominales Arbeitnehmerentgelt des priva-

ten Sektors
Aus Ausgaben des Staates
BAN Beschäftigte Arbeitnehmer im Inland
BLG Bruttolohn- und -gehaltssumme des privaten

Sektors
BPS Beschäftigte Arbeitnehmer im privaten

Sektor
BUV Unternehmens- und Vermögensein-

kommen
CPI Preisindex der Lebenshaltung
Ein Einnahmen des Staates (Gebietskörperschaf-

ten und Sozialversicherungen)
ErtSt Ertragssteuern: veranlagte Einkommen-

steuer, Körperschaftsteuer, nicht veranlagte
Steuern vom Ertrag, Zinsabschlag (jeweils
einschließlich Solidaritätszuschlag), Ge-
werbesteuer

LSt Lohnsteueraufkommen (einschließlich an-
teiligem Solidaritätszuschlag)

LStPS Lohnsteueraufkommen (einschließlich an-
teiligem Solidaritätszuschlag) im privaten
Sektor
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LStSt Lohnsteueraufkommen (einschließlich an-
teiligem Solidaritätszuschlag) im staat-
lichen Sektor

KG Kurzarbeitergeld
InvN,St Nettoinvestitionen des Staates
NLG Nettolohn- und –gehaltssumme des priva-

ten Sektors
nPK nominale private Konsumausgaben
rPK reale private Konsumausgaben
PA Personalausgaben des Staates
RA Ausgaben für Renten
Saldo Finanzierungssaldo des Staates
Saldostr struktureller Saldo
SH Ausgaben für Sozialhilfe und Leistungen

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
SVBPS Sozialbeiträge für Arbeitnehmer des priva-

ten Sektors
SVBSt Sozialbeiträge für Arbeitnehmer des Staa-

tes
TL Index der Tariflöhne im Produzierenden

Gewerbe, Handel, Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe

USt Umsatzsteueraufkommen des privaten Sek-
tors

VSt Verbrauchsteuern (Tabaksteuer, Mineralöl-
steuer, Stromsteuer, Kaffeesteuer, Versiche-
rungsteuer, Branntweinmonopolabgabe,
Kraftfahrzeugsteuer, Biersteuer)

3. Für die Konjunkturbereinigung des Saldos des
Staatshaushalts bedarf es einer Quantifizierung des
konjunkturellen Einflusses. Dies geschieht mittels 
eines disaggregierten Verfahrens. Dabei werden zu-
nächst die konjunkturreagiblen Einnahmen und
Ausgaben identifiziert. Auf der Einnahmeseite han-
delt es sich dabei um die Steuereinnahmen und die
Beiträge zu den gesetzlichen Sozialversicherungen,
auf der Ausgabenseite neben den durch Arbeitslosig-
keit bedingten Ausgaben auch im begrenzten Um-
fang um die Rentenausgaben und die Personalaus-
gaben des Staates. Für jede dieser Größen wird
dann eine entsprechende makro-ökonomische Be-
zugsgröße gesucht und diese um ihre konjunktu-
relle Komponente bereinigt. Für diese Bereinigung
wird hier der Hodrick-Prescott-Filter (HP-Filter) mit
einem Glättungsparameter von λ = 20 verwendet.
Um hinreichend lange Zeiträume über mehrere
Konjunkturzyklen hinweg zur Verfügung zu ha-
ben, ist es nötig, auch auf Daten für das frühere
Bundesgebiet zurückzugreifen. Diese werden mit
den gesamtdeutschen Daten verkettet. Dem Rand-
wertproblem des HP-Filters wird dadurch Rech-
nung getragen, dass für das aktuelle Jahr und die
fünf darauf folgenden Jahre Prognosen eingesetzt
werden, wobei für einige Variablen Schätzer aus
ARIMA-Modellen verwendet werden. Durch die
Einbeziehung von Prognosedaten und aufgrund von
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Datenrevisionen ist es nicht ausgeschlossen, dass
sich die Ergebnisse für das laufende Jahr bei einer
späteren Neuberechnung ändern können.

4. Die Einnahmen des Staates werden um die kon-
junkturellen Komponenten beim Aufkommen der
Umsatzsteuer, der Verbrauchsteuern, der Steuern
vom Einkommen und vom Ertrag und der tatsächli-
chen Sozialbeiträge bereinigt.

– Zunächst wird die Umsatzsteuer um den auf den
Staatskonsum entfallenden Anteil bereinigt, da 
dieser annahmegemäß keinen konjunkturellen
Einflüssen ausgesetzt ist. Als makroökonomi-
sche Bezugsgröße werden die nominalen Priva-
ten Konsumausgaben gewählt. Die Aufkom-
menselastizität wird auf eins gesetzt. Damit ist
die Annahme impliziert, dass sich die Auftei-
lung des privaten Konsums auf Güter mit unter-
schiedlichen Umsatzsteuersätzen nicht (wesent-
lich) ändert. Mit Hilfe des HP-Filters wird
zunächst die relative Abweichung der Privaten
Konsumausgaben von ihrer trendmäßigen Ent-
wicklung bestimmt. Das Produkt aus dieser rela-
tiven Abweichung, der Aufkommenselastizität
und dem tatsächlichen um die Konsumausgaben
des Staates bereinigten Umsatzsteueraufkom-
men ergibt dann die konjunkturelle Komponente
der Umsatzsteuer:

Abw
tt

K
t nPKUStUSt

– Die Verbrauchsteuern (Tabaksteuer, Mineralöl-
steuer, Stromsteuer, Kaffeesteuer, Branntweinab-
gabe, Biersteuer, Kraftfahrzeugsteuer und Ver-
sicherungsteuer) werden, da sie überwiegend als
Mengensteuern ausgestaltet sind, auf die realen
Konsumausgaben bezogen, wobei ebenfalls eine
Aufkommenselastizität von eins unterstellt wird:

Abw
tt

K
t rPKVStVSt

– Bei dem Aufkommen aus der Lohnsteuer (ein-
schließlich anteiligem Solidaritätszuschlag) ist
zunächst zwischen dem Aufkommen aus dem
Privatsektor und dem Staatssektor zu unter-
scheiden. Es werden in Bezug auf den Privat-
sektor zwei Bereinigungen vorgenommen: Eine
Erhöhung der Beschäftigung im Privatsektor
um 1 vH, sollte – Konstanz in der Einkommens-
verteilung unterstellt – auch zu einem Anstieg
des Lohnsteueraufkommens um 1 vH führen.
Daher wird das Lohnsteueraufkommen um den
Prozentsatz bereinigt, um den die Anzahl der be-
schäftigten Arbeitnehmer im privaten Sektor von
seiner trendmäßigen Entwicklung abweicht. Das
Lohnsteueraufkommen hängt nicht nur von der
Höhe der Beschäftigung, sondern auch von den
Löhnen ab, wobei – Konstanz in der Anzahl der
Beschäftigten unterstellt – die Erhöhung der
durchschnittlichen nominalen Bruttolöhne und
-gehälter um 1 vH wegen der Progressivität des



Einkommensteuertarifs zu einer Erhöhung des
Aufkommens um mehr als 1 vH führen sollte.
Wir haben in unseren Berechnungen eine Elasti-
zität von 1,8 unterstellt.

– Anders wird in Bezug auf den öffentlichen Sektor
verfahren: Da die Anzahl der beschäftigten Ar-
beitnehmer im öffentlichen Dienst eine vom Staat
diskretionär festgelegte Größe ist, geht diese nicht
in die Konjunkturbereinigung der Lohnsteuer ein.
Allerdings sind die Personalausgaben des Staates
insofern konjunkturabhängig, als die Lohnent-
wicklung im öffentlichen Dienst nicht unabhän-
gig von der im privaten Sektor ist. Daher wird das
auf die Bruttolöhne- und -gehälter des Staatssek-
tors entfallende Aufkommen aus der Lohnsteuer
mittels der konjunkturellen Komponente der Ta-
riflöhne im Privatsektor bereinigt. Dabei wird
die gleiche Aufkommenselastizität unterstellt
wie in der Privatwirtschaft. Somit ergibt sich die
Lohnsteuerbereinigung als:
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– Analog wird mit den Beiträgen zu den Sozialver-
sicherungen verfahren: Für den Privatsektor wird
das auf ihn entfallende nominale Arbeitnehmer-
entgelt als makroökonomische Bezugsgröße ge-
wählt. Hierbei unterstellen wir eine Aufkom-
menselastizität von eins. Daher kann die kon-
junkturelle Komponente der Beiträge als Produkt
aus den tatsächlichen Beiträgen und der relativen
Abweichung des nominalen Arbeitnehmerent-
gelts im Privatsektor von seinem Trend berechnet
werden. Für den Staatssektor wird ebenfalls eine
Aufkommenselastizität von eins unterstellt, als
Bezugsgröße werden aber – mit der gleichen Ar-
gumentation wie bei der Lohnsteuer – die Tarif-
löhne im privaten Sektor gewählt:
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– Die übrigen Steuern vom Einkommen (ver-
anlagte Einkommensteuer, Körperschaftsteuer,
nicht veranlagte Steuern vom Ertrag, Zinsab-
schlag und anteiliger Solidaritätszuschlag) und
die Gewerbesteuer werden zusammengefasst
auf das Unternehmens- und Vermögenseinkom-
men bezogen. Die zugrunde gelegte Aufkom-
menselastizität liegt mit 1,3 deutlich unter der
der Lohnsteuer, dabei geht die aktuelle relative
Abweichung der Bemessungsgrundlage von
ihrem Trend nur mit einem Anteil von 60 vH in
die Berechnung ein, die des Vorjahres mit 40 vH,
um so Verzögerungen bei dem Aufkommen die-
ser Steuern zu berücksichtigen:
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Die konjunkturell bereinigten Einnahmen des Staa-
tes ergeben sich als:
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5. Die Ausgaben des Staates werden um die konjunk-
turellen Komponenten der Ausgaben für Arbeitslo-
sigkeit, der Ausgaben für Renten, Sozialhilfe sowie
die Personalausgaben des Staates bereinigt.

– Die gesamten Ausgaben für Kurzarbeitergeld
werden als konjunkturbedingt betrachtet und
von daher in voller Höhe von den Ausgaben ab-
gezogen.

– Die Ausgaben für Arbeitslosengeld und Arbeits-
losenhilfe können hingegen nicht vollständig von
den Gesamtausgaben abgezogen werden, da die
Arbeitslosigkeit in Deutschland zu einem großen
Teil struktureller Natur ist. Daher werden diese
Ausgaben auf die relative Abweichung des Be-
stands an Arbeitslosengeldbeziehern beziehungs-
weise Arbeitslosenhilfebeziehern von ihrem je-
weiligen Trendwert ermittelt:
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und

– Unter die Ausgaben für die verdeckte Arbeits-
losigkeit fallen die Ausgaben für Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen und Strukturanpassungs-
maßnahmen, für Teilnehmer an beruflicher
Weiterbildung in Vollzeit sowie für Altersüber-
gangs- und Vorruhestandsgeldempfänger. Die
Konjunkturbereinigung der Summe dieser Aus-
gaben wird mittels der relativen Abweichung
der Anzahl der insgesamt in diesen Maßnahmen
befindlichen Personen von ihrer trendmäßigen
Entwicklung vorgenommen:
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– Bei den Rentenzahlungen wird davon ausgegan-
gen, dass zwar die Anzahl der Rentenbezieher
keinem konjunkturellen Einfluss unterliegt, wohl
aber die Höhe der Renten, da sich deren Steige-
rungen – wie in den neunziger Jahren – an der Net-
tolohnentwicklung orientieren. Die konjunkturbe-
dingten Rentenausgaben werden von daher
anhand der durchschnittlichen Nettolöhne- und
-gehälter je Arbeitnehmer des Vorjahres ermittelt:
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– Auch die Sozialhilfe (Bruttoausgaben, ab 1994
einschließlich Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz) reagiert insofern auf
die Konjunktur, als die Höhe der Regelsätze
von der Preisentwicklung abhängt. Da die An-
passungen der Regelsätze an das Preisniveau
mit einer etwa einjährigen Verzögerung vor-
genommen werden, sind hier die tatsächlichen
Sozialhilfeausgaben anhand der konjunkturel-
len Entwicklung des Preisindex für die Le-
benshaltung aller privaten Haushalte bereinigt:
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– Zwar ist die Anzahl der beschäftigten Arbeit-
nehmer des Staates eine diskretionäre Größe,
gleichwohl sind aber auch die Personalausgaben
des Staates insoweit konjunkturbeeinflusst, als
die Lohnentwicklung im öffentlichen Dienst der
des privaten Sektors im Wesentlichen folgt.
Deshalb werden die Personalausgaben des Staa-
tes anhand des Tariflohnindex im privaten Sek-
tor konjunkturbereinigt:
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Die konjunkturell bereinigten Staatsausgaben sind
somit definiert als
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6. Schließlich wird die dauerhaft akzeptable Kreditfi-
nanzierung der öffentlichen Haushalte bestimmt.
Diese entspricht den gesamten Nettoinvestitionen
des Staates, die vom konjunkturbereinigten Finan-
zierungssaldo abgezogen werden.

Der konjunkturbereinigte Saldo ergibt als
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D. Zur Konstruktion eines Index staatlich 
administrierter Verbraucherpreise

1. Der Sachverständigenrat hat bereits in seinen Jahres-
gutachten 1976/77a), 1982/83b), 1991/92c), 1993/94d)

und 1996/97e) versucht, die Bedeutung der staatlich
administrierten Preise im Preisindex für die Lebens-
haltung zu quantifizieren. Vor dem Hintergrund der
im Jahre 1996 vorgenommenen Neuabgrenzung des
Index staatlich administrierter Verbraucherpreise

werden einige methodische Aspekte bei der Defini-
tion dieses Index erläutert (JG 96 Ziffern 114 f.).

In einen Index zur Messung des staatlichen Ein-
flusses auf die Preisniveauentwicklung können
grundsätzlich nur die Preise solcher Güter aufge-
nommen werden, die auch im Preisindex der Le-
benshaltung berücksichtigt sind. Zudem müssen
diese Preise auch gesondert ausgewiesen sein. Wei-
terhin ist die Auslegung des Begriffs der „staatlichen
Einflussnahme“ zu klären: Staatliche Preisbeein-
flussung geschieht nicht nur über eine direkte
Festsetzung der Preise, sondern auch indirekt über
Vorschriften für die Produktherstellung und Pro-
duktgestaltung, wie beispielsweise Normierungen,
Regulierungen hinsichtlich Produktqualität und Pro-
duktsicherheit oder Umweltauflagen. Doch wegen
vielfältiger Produktionsverflechtungen sind hier-
von alle Güter des Warenkorbs in unterschiedlicher
Intensität betroffen, die exakte Abgrenzung eines
Teilindex unter Berücksichtigung solchermaßen dif-
ferenzierter staatlicher Einflussnahme wäre kaum
möglich. Daher wurden in den Index allein die Ver-
brauchsgüter aufgenommen, auf deren Preisset-
zung der Staat unmittelbar und in einem deutlich
stärkeren Maße als bei anderen Gütern Einfluss aus-
übt, wobei letztlich jedoch immer ein gewisses Maß
an Ermessensfreiheit besteht. Effekte, die sich aus der
staatlichen Preisadministrierung bei Vorprodukten
auf die Preise von Gütern im Warenkorb ergeben,
werden weitgehend vernachlässigt. Ebenso wird die
Auswirkung einer Veränderung des Umsatzsteuer-
satzes auf die Preise der Lebenshaltung durch diesen
Index nicht erfasst, da bis auf die umsatzsteuerbe-
freiten Güter und Dienstleistungen die Preise aller
Güter und Dienstleistungen im Preisindex für die
Lebenshaltung berührt werden. Auch die Wirkun-
gen, die über die staatliche Gestaltung der Sozial-
abgaben insbesondere auf die im Preisindex für die
Lebenshaltung enthaltenen Dienstleistungen aus-
gehen, bleiben ausgeklammert, da das Ausmaß des
staatlichen Einflusses auf die Verbraucherpreise
über die Beeinflussung der Kostenkomponenten
nur schwer zu quantifizieren ist. Zudem wird in der
Regel im Preisabschnitt des Jahresgutachtens die
Entwicklung der Komponenten des Preisindex für
die Lebenshaltung und damit auch die der Preise für
Dienstleistungen diskutiert.

2. Das Ausmaß der staatlichen Einflussnahme auf die
Entwicklung der in den Index aufgenommenen
Preise ist unterschiedlich stark, was bei der Kon-
struktion des Index zu einer Einteilung der staatlich
administrierten Preise in vier Gruppen führte (Ta-
belle D1). Diese Untergliederung blieb beim neu
abgegrenzten Index gegenüber seinem Vorgänger
weitgehend erhalten, Änderungen gab es jedoch in
der Zusammensetzung der Teilgruppen:

Die Gruppe der direkt administrierten Verbrau-
cherpreise (Gruppe 1) umfasst diejenigen Güter
und Dienstleistungen, bei denen staatliche Stellen
die Preise direkt festlegen. Teiladministrierte Ver-

und der strukturelle Saldo somit als
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